
Kompromifß gegenüber dem chlechthin Bösen. In einem urte:lsbestimmte Geschichtsklitterer SCWESCH, Pseudowissen-
christlich-]Jüdischen Dialog duürfte für unsSeETC christlıchen schaitler, dıe sogenannten „Spätjudentümler“”, welche sıch
Mitbürger heilsam se1ın, miıt der Euinsicht ernstzumachen, dafß selbst eın Gebilde verfertigten, und dieses als „Späatjuden-
dıe Judenfeindschaft nıcht Von den Nazis erfunden wurde, tum ausgaben. en und Christen, welche ın der Lage sind,
dı1e INa  - heute meıst als recht vulgäare Gesellen ablehnt. Juden- dıe Jüdischen 1exte auch wirklıch lesen, werden eın ande-
feindschafift hat {* 1 19. Jahrhundert auch ım christlichen } iıld VO  - Judentum gewinnen, als jene theologischen
Lager gegeben, ebensowohl In der katholischen „CGrermanıia” Schnellmaler, deren Zerrbilder VOm Judentum bıs heute theo-
wıe beı den Stöcker-Protestanten, deren rbe auch heute noch logische Handbücher verunzıeren.
nıcht beerdigt ist Mıiıteinander können Christen un! Juden anderseıts den Ge-
Wenn Juden dergestalt den Christen Hen und unmifiver- dankenspuren des Paulus nachgehen, der bekanntlıch Sar nıcht
ständlıch mitte1ılen, Wa Jüdische Menschen bewegt, werden immer leiıcht verstehen ıst, un die Juden werden oft ın der
S1€E siıch uch VON Christen 5 lassen mussen, Was Cdıiese auf Lage sein aufzuzeıgen, Paulus jJüdische Gedanken weıter-
dem Herzen haben. Handelt sıch hıerbei) wirklıch hrı- entwickelt der 1n ihr Gegenteil verkehrt. Christen un Juden
sten und nıcht LUr mechanısch getaulfte Mitläufer Ö WC1- können sıch nıcht „verständıgen“, denn ber die Juft der
den diese Christen ber ıhren Glauben reden. Oh INa  - das Christologie führt keine hılfreiche Brücke, ber S1E sollen mıt-
„Zeugn1s ablegen“ nenn(t, der ob INan von einem „Dialog” einander um Verstehen ringen, nıcht Nur das IL ıhnen selbst
redet, ıst nıcht VO  - Bedeutung; Jahrhundertelang gab Ja Aufgegebene bezeugen, sondern auch dıe Achtung VOor dem
Nnur einen christlichen Monolog, dıe Juden wurden CZWUNZECN andern.
ıh anzuhören. Wır haben heute wenıgstens miteinander erreıcht, daß cdıe
Juden un! Christen können miıteinander ber das Ite und Judısche Stimme gehört WIra. Wer das Judentum wirklich
das Neue T estament reden. Sie moöogen mıteiınander hören, kennt, ıst Nn1ı€e Antisemit SCWESCH, Wel sıch bemuht hat, 1n den
W 7185 ZU S hat Sıe werden dabei freilıch nıcht iıhre Geist des Christentums einzudringen, annn nıcht mehr gering-
eiıgenen Wünsche ın den ext hineminterpretieren. Die Ju- schätzıg davon sprechen.
den können nıcht €e€1m sogenannten „Alten Testament“ Jeder sollte 1in seliner eıgenen Sprache reden dürfen, die heo-
stehen bleiben, sondern werden versuchen, ıhren christlichen logen (wıe Herr Thieme), die „Nichtchristen“ (wie Frau
Partnern den Gehalt der judıschen J1 radıtion verdeut- und schließlich auch die Juden, dıe eigentlich Sar nıcht SDTE-
lıchen Diese rabbinısch-j]udischen Tılten sınd christlicher- chen mussen, sondern deren Geschichte und Kxistenz als Juden
se1ts bekanntlıch bisher 1Ur allzu oft Arbeitsgebiet fur VOI - bereiıts Zeugnıs ast Ehrlich

undschau
14/1 Dokumentation Nn ichmann-Prozeßi gehorchen. bın bereit.“ Eichmann lehnte aD, daß

ıhm hbel1 der Hinrichtung diıe Augen verband. Vorher hatte
Todesstrafe Fıchmann „ollstreckt gegenüber den anwesenden Journalisten noch geäußert: „Nach

einer kurzen Zeitspanne, meılnne Herren, werden WIT u11s WI1e-Tel Aviv, Jun] dpa Der ZU ode verurteiılte ehemalıge
SS-Obersturmbannführer und Judenreferent 1m fruheren dersehen das ıst das Schicksal aller Menschen. glaubte
Keichssicherheitshauptamt, Adolf Eichmann, 1st in der acht waäahrend menınes anzen Lebens AIl ott un!| sterbe als Gott-

glaubiger.” Vgl Rundhrief AILL, BEıchmann unum Freitag (d Juni 1962, Anm. Red und- (zxott, sSOWI1e untien Anm Red Rundbriefs.)briefs), ın dem Gefängnis VON Ramleh 1n der Nähe VoO  — Tel
Ävıv durch den Strang hingerichtet worden. Nur wenıge Stun- Miıt dem Vollzug der Todesstrafie dem Jahre alten Eıch-
den vorher hatte der isTraelische Staatspräasıident Ben Zwi 106007288881 tand das Strafgericht eınem der Hauptverantwort-

lıchen füur die Ermordung VOon Millionen VOonNn u  en durch dasmehrere Gnadengesuche für den ZU. Tode Verurteilten, der natıonalsozi.alıistische Regıme während des Zweıten TIe-VonNn israelischen Gerichten der Verbrechen das üdische
olk un! die Menschlichkeit SOW1€ des Kriegsverbre- SCS seiın nde Fünfzehn Jahre nach Kriegsende, ım Ma 1960,
chens wäahrend des Zweiten Weltkrieges ın fünfzehn Fallen War Eıchmann von israelischen Agenten ın Argentimien auf-

gespurt un nach Israe! entführt worden, 11 Aprılfür schuldıg befunden worden Wal, abgelehnt. 1961 der Prozeß ıhn eröffnet wurde (vgl KundbriefDie Leiche BEiıchmanns wurde Dereıts ın den frühen Morgen-
stunden des Freıtags Bord eınes israelischen Polizeibootes I1I 20 S. 55 f.) Im Dezember 1961 War Eıchmann VOMMM

eingeäschert. Die sche wurde 1ns Mıttelmeer Sstre In Jerusalemer Bezirksgericht ıIn allen fünfzehn Punkten der
Anklage fuür schuldig efunden und vier lage spater 1m Sınneeiner amtlıchen Erklärung wurde darauf hingewlesen, der Anklage ode durch den Strang verurteilt worden.die Einäscherung dem Wiıllen des Hingerichteten entsprochen

habe und daß auch miıt den sterblichen Überresten der Nazı- Dıiıe VOÖNN Eichmanns Verteidiger, dem Kölner Rechtsanwalt
Kriegsverbrecher auf Veranlassung des damaligen Nurnber- Dr. Servatıus, eingelegte Berufung Wal Dienstag, dreı

lage vVor der Hınrıchtung, VO  — dem OÖbersten israelischenBEeI Iribunals verfahren worden c@1., Gerichtshof zurückgewiesen wordenDie Hıinrichtung fand Miıtternacht israelıscher ÖOrtszeit in
dem Ramleh-Gefängnis unweıt VOo  — Tel Av  1V sta)| Anwesend (Aus Badische Zeitung Freiburg/Br. 213

Gefängnisbeamte, VvIıer Journalısten, darunter ZWeEe1
Zusammenfassung des Urteils durch den ÖOberstenAausländische Korrespondenten, eın Arzt, eın  > protestantıscher Gerichtshofkanadıscher Priester und dıe Henker.

Nach Augenzeugenberichten machte Eichmann De]l seıner Hin- ‚The Israel Diıgest of Press and Events in Israel and the Middle ast'
riıchtung einen ruhigen un gefaßten Eindruck Seine letzten (V/12), Jerusalem. 967 berichtet (Wiıedergabe dem Englischen)
Worte, bevoar dıe Schlinge den Hals bekam, N: Der Öberste Gerichtshof erklärte, als auf die Berufung„Lang lebe Deutschland, Jang lebe Argentinien, lang lebe Adolf Eichmanns hiın seın Urteil zusammenfaßte:
()sterreich. grüße mMme1INE Frau, meıne Familıe und meıine „ Wenn WIT un5 entschlossen haben, sowohl den RichterspruchFreunde. hatte dem Kriegsgesetz un! meıiner Flagge ZU als auch das Urteil, das den Appellanten gefallt wurde,

bestätigen, wissen WITr  b Nnur wohl, W1€E vollıg NZU-

Vgl Rundbrief A, 960/61, S, 55 Dokumentation Eıch- länglich dıeses 1 odesurte1] ıst 1m Vergleich mıiıt dem KTauCH-
mann-Prozeß bıs Z.U] Juli 961. vollen Tod VO  - Mıllionen seiner Öpfer. So wıe CS eın Wort

SO

Kompromiß gegenüber dem schlechthin Bösen. In einem 
christlich-jüdischen Dialog dürfte es für unsere diristlichen 
Mitbürger heilsam sein, mit der Einsidit ernstzumachen, daß 
die Judenfeindschaft nicht von den Nazis erfunden wurde, 
die man heute meist als recht vulgäre Gesellen ablehnt. Juden-
feindschaft hat es im 19. Jahrhundert auch im diristlichen 
Lager gegeben, ebensowohl in der katholischen „Germania" 
wie bei den Stöcker-Protestanten, deren Erbe auch heute noch 
nicht beerdigt ist. 
Wenn Juden dergestalt den Christen offen und unmißver-
ständlich mitteilen, was jüdische Menschen bewegt, so werden 
sie sich auch von Christen sagen lassen müssen, was diese auf 
dem Herzen haben. Handelt es sich hierbei wirklich um Chri-
sten und nicht nur um mechanisch getaufte Mitläufer, so wer-
den diese Christen über ihren Glauben reden. Ob man das 
„Zeugnis ablegen" nennt, oder ob man von einem „Dialog" 
redet, ist nicht von Bedeutung; jahrhundertelang gab es ja 
nur einen christlichen Monolog, die Juden wurden gezwungen 
ihn anzuhören. 
Juden und Christen können miteinander über das Alte und 
das Neue Testament reden. Sie mögen miteinander hören, 
was es zu sagen hat. Sie werden dabei freilidi nicht ihre 
eigenen Wünsdie in den Text hineininterpretieren. Die Ju-
den können nicht beim sogenannten „Alten Testament" 
stehen bleiben, sondern werden versuchen, ihren diristlichen 
Partnern den Gehalt der jüdischen Tradition zu verdeut-
lichen. Diese rabbinisch-jüdischen Sdiriften sind christlicher-
seits bekanntlich bisher nur allzu oft Arbeitsgebiet für vor- 

urteilsbestimmte Gesdlidasklitterer gewesen, Pseudowissen-
schaftler, die sogenannten „Spätjudentümler", welche sich 
selbst ein Gebilde verfertigten, und dieses als „Spätjuden-
tum" ausgaben. Juden und Christen, welche in der Lage sind, 
die jüdisdien Texte auch wirklich zu lesen, werden ein ande-
res Bild von Judentum gewinnen, als jene theologischen 
Schnellmaler, deren Zerrbilder vom Judentum bis heute theo-
logisdie Handbücher verunzieren. 
Miteinander können Christen und Juden anderseits den Ge-
dankenspuren des Paulus nachgehen, der bekanntlich gar nicht 
immer leicht zu verstehen ist, und die Juden werden oft in der 
Lage sein aufzuzeigen, wo Paulus jüdische Gedanken weiter-
entwickelt oder in ihr Gegenteil verkehrt. Christen und Juden 
können sich nicht „verständigen", denn über die Kluft der 
Christologie führt keine hilfreiche Brücke, aber sie sollen mit-
einander um Verstehen ringen, nicht nur das je ihnen selbst 
Aufgegebene bezeugen, sondern auch die Aditung vor dem 
andern. 
Wir haben heute wenigstens miteinander erreicht, daß die 
jüdisdie Stimme gehört wird. Wer das Judentum wirklich 
kennt, ist nie Antisemit gewesen, wer sidi bemüht hat, in den 
Geist des Christentums einzudringen, kann nidit mehr gering-
schätzig davon sprechen. 
Jeder sollte in seiner eigenen Sprache reden dürfen, die Theo-
logen (wie Herr Thieme), die „Nichtchristen" (wie Frau M.) 
und schließlich auc,h die Juden, die eigentlich gar nicht spre-
chen müssen, sondern deren Geschichte und Existenz als Juden 
bereits Zeugnis ist. E. L. Ehrlich 

Rundschau 

14/1 Dokumentation zum Eichmann-Prozeß ' 

I. Todesstrafe an Eichmann vollstreckt 

Tel Aviv, 1. Juni (dpa). Der zum Tode verurteilte ehemalige 
SS-Obersturmbannführer und Judenreferent im früheren 
Reichssicherheitshauptamt, Adolf Eidmann, ist in der Nacht 
zum Freitag (d. h. am 1. Juni 1962, Anm. d. Red. d. Rund-
briefs), in dem Gefängnis von Ramleh in der Nähe von Tel 
Aviv durch den Strang hingerichtet worden. Nur wenige Stun-
den vorher hatte der israelische Staatspräsident Ben Zwi 
mehrere Gnadengesuche für den zum Tode Verurteilten, der 
von israelischen Gerichten der Verbrechen gegen das jüdisdie 
Volk und gegen die Menschlichkeit sowie des Kriegsverbre-
diens während des Zweiten Weltkrieges in fünfzehn Fällen 
für schuldig befunden worden war, abgelehnt. 
Die Leiche Eidmanns wurde bereits in den frühen Morgen-
stunden des Freitags an Bord eines israelischen Polizeibootes 
eingeäsdiert. Die Asche wurde ins Mittelmeer gestreut. In 
einer amtlichen Erklärung wurde darauf hingewiesen, daß 
die Einäscherung dem Willen des Hingerichteten entsprochen 
habe und daß auch mit den sterblichen Überresten der Nazi-
Kriegsverbrecher auf Veranlassung des damaligen Nürnber-
ger Tribunals so verfahren worden sei. 
Die Hinrichtung fand um Mitternacht israelisdier Ortszeit in 
dem Ramleh-Gefängnis unweit von Tel Aviv statt. Anwesend 
waren Gefängnisbeamte, vier Journalisten, darunter zwei 
ausländische Korrespondenten, ein Arzt, ein protestantisdier 
kanadischer Priester und die Henker. 
Nach Augenzeugenberiditen machte Eichmann bei seiner Hin-
richtung einen ruhigen und gefaßten Eindruck Seine letzten 
Worte, bevor er die Sdilinge um den Hals bekam, waren: 
„Lang lebe Deutschland, lang lebe Argentinien, lang lebe 
Osterreich. Ich grüße meine Frau, meine Familie und meine 
Freunde. Idi hatte dem Kriegsgesetz und meiner Flagge zu 

i. vgl. Rundbrief XIII, 50/52 1960/61, S. 55 ff. Dokumentation zum Eidi-
mann-Prozeß bis zum Juli 1961. 

gehorchen. Ich bin bereit." Eichmann lehnte es ab, daß man 
ihm bei der Hinrichtung die Augen verband. Vorher hatte er 
gegenüber den anwesenden Journalisten nodi geäußert: „Nach 
einer kurzen Zeitspanne, meine Herren, werden wir uns wie-
dersehen — das ist das Schicksal aller Mensdien. Idi glaubte 
während meines ganzen Lebens an Gott und sterbe als Gott-
gläubiger." (Vgl. Rundbrief XIII, 50/52, S. 66: Eichmann und 
Gott, sowie unten S. 40. Anm. d. Red. d. Rundbriefs.) 
Mit dem Vollzug der Todesstrafe an dem 56 Jahre alten Eich-
mann fand das Strafgericht an einem der Hauptverantwort-
lichen für die Ermordung von Millionen von Juden durch das 
nationalsozialistische Regime während des Zweiten Weltkrie-
ges sein Ende. Fünfzehn Jahre nach Kriegsende, im Mai 1960, 
war Eichmann von israelischen Agenten in Argentinien auf-
gespürt und nach Israel entführt worden, wo am 11. April 
1961 der Prozeß gegen ihn eröffnet wurde (vgl. Rundbrief 
XIII a.0. S. 55 f.). Im Dezember 1961 war Eichmann vom 
Jerusalemer Bezirksgericht in allen fünfzehn Punkten der 
Anklage für schuldig befunden und vier Tage später im Sinne 
der Anklage zum Tode durch den Strang verurteilt worden. 
Die von Eidmanns Verteidiger, dem Kölner Rechtsanwalt 
Dr. Servatius, eingelegte Berufung war am Dienstag, drei 
Tage vor der Hinrichtung, von dem Obersten israelischen 
Gerichtshof zurückgewiesen worden ... 

(Aus: Badische Zeitung [17/126], Freiburg/Br. 2/3. 6. 1962) 

2. Zusammenfassung des Urteils durch den Obersten 
Gerichtshof 

,The Israel Digest of Press and Events in Israel and the Middle East' 
(V/12), Jerusalem. 7. 6. 1962 berichtet (Wiedergabe aus dem Englischen): 

Der Oberste Gerichtshof erklärte, als er — auf die Berufung 
Adolf Eichmanns hin — sein Urteil zusammenfaßte: 
„Wenn wir uns entsdilossen haben, sowohl den Richterspruch 
als auch das Urteil, das gegen den Appellanten gefällt wurde, 
zu bestätigen, so wissen wir nur zu wohl, wie völlig unzu-
länglich dieses Todesurteil ist im Vergleich mit dem grauen-
vollen Tod von Millionen seiner Opfer. So wie es kein Wort 
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1ın der menschlichen ede g1bt, T aten bezeichnen WI1€ gestohlen un geplündert, geraubt un!: ihre Nachbarn yran-
die des Appellanten, s{ gıbt In den menschliıchen Gesetzen nıslert. Und Millionen haben VOT den Nöten dıeser Opfer, die
keine Strafe, die ın iıhrer Schwere der Schuld des Appellanten sıich hätten reiten können, iıhre 'Tur verschlossen. Muß ich Euch
entsprechen würde. VUuT Augen führen, auch WITr nıcht schuldlos VOT diesem
Aber Wissen, dafß keine Strafe, die dem Appellanten grauenhalften Gericht stehen” Die Menschlichkeit steht VOT

auferlegt wurde, AUSCIHNCSSCH ware, dafßs keine Bestrafung der Gericht Aber die Schuld ist ungeheuer, WIr die Augen
Vergeltung, dıie ıhm zugefügt würden, ausreichend ware, davor verschließen.
darf uns nıcht dazu führen, dıe Strafe mildern. Es haätte Von allen Völkern der Erde scheinen MIr uUnSCcre englischen
doch wirklich keinen Sinn, entsprechend dem (sesetz ZUF Be- Vettern empfindlichsten ZU SEeEIN. \IE blıcken zuruck auf
strafung der Nationalsozialisten und der nationalsozialist1ı- die Blockade Israel un: S1E sehen die Wolke der
chen Miıtarbeiter den ode verurteılen, der hundert Schuld, die größer als eıne Männerhand 21 Horizont CI -
Menschen umgebracht hat, un den freizulassen der LUr Cn scheint. Wir können alle ZUSAININEN plädieren: „Unschul-
ter Bewachung ZUu halten, der Millionen getoötet hat. Als 1mM dıg  » denn WIT können naturlichn „ Wır uns nıcht
Jahre 1950 dıe israelische Gesetzgebung die Höchststrafe, die klar ber das, Was vorgıng, WIr haben nıcht geglaubt;
1Im Gesetz vorgesehen 1st, festsetzte, konnte S1e nıcht 1n eınen War nıcht uUNSETE Sache.“ Und damit haben sıch natuürlich auch
größeren Verbrecher als Adaolf kıchmann gedacht haben: und die Nationalsozialisten in Nürnberg verteidigt.
Wenn WwWIr den Wıillen der Gesetzgebung nıcht entkräften wol- Aber VOo  - dem „Wer ist schuldıig”. fühle mich nıcht
en, mussen WITr Eichmann dıe 1n Abschnitt des (resetzes ohl dabe1ı Denn ıch habe nıcht getan ın jJenen Tagen,
vorgesehene Höchststrafe auferlegen. ZU Bewufitsein me1lines Volkes un meıiner Regierung
Die JT atsache, dem Appellanten durch ı1ne Vielfalt bringen. Vielleicht hätte ich einen Marsch auf Washington
VO  — Schlichen, Flucht, Verbergen, talschen Papıeren u5wW,., 5C- Organisıeren sollen, eınen gewaltlosen Marsch, die Un-

geheuerlichkeit des Verbrechens un! unNsSCcCrer Politik der VCTI-lang, dem Todesurteil ZU entgehen, das iıh in Nürnberg —_
SAaMmMen mıt seinen Kameraden erwartete, kan keine Er- schlossenen Türen betonen. Aber ıch habe dies nıcht an
leichterung hıer füur ih bedeuten, wenn ihm 1U  a} endlich blieb der Pfarrer eıner bequemen (Gremeinde mıt einem
doch VOT einem israelıschen Gerichtshof der Prozeli gemacht schönen JTudor-gotischen Gebäude und wohnte ın eınem
wiırd. schönen Haus, das VU!  — vielen Morgen lieblichen (‚eländes un!
Wiır haben deshalh beschlossen, 1€ Berufung sowohl in Be. VO  — Pınıen umgeben WAar, als ıch VO  — den Dächern der Hauser
ZUS auf die Überführung als auf den Urteilsspruch zurückzu- hätte herunterschreien mMussen.
weısen und den Kichterspruch und das Urteiıl des Distrikts-
gerichtes ZU bestätigen.“

klarung Israelischen ultus  inısters Abbaban
1ChMANNS Schlußwort VOor der (Parlament) ‚Aıdl Januar 1962 ch

Aus ‚The Israel Dıgest' 1V/26] VQO. 1961 Wiıedergabe, nach dem desS  „ ber lie kulturellen Beziehungen Israels
englıschen Tezxt übersetzt.) mit Westdeutsch  n  0

„ J habe das strenge Urteil dieses Gerichtshofes angehört. In der Frage der Beziehungen zwıschen Israel und der Bun-
bın in meıliner Hoffnung auf Gerechtigkeit enttäuscht WOT- desrepublik Deutschland wurden ersten MalIl, als Ergeb-den annn das Urteil nıcht annehmen. verstehe die N1Is der Anı januar 19692 abgeschlossenen Debatte ın der

Notwendigkeit, für die gegenüber den en begangenen Knesset (dem Israelischen Parlament), geWI1SSE allgemeıneVerbrechen Suhne ZUu eisten. Die Aussage der Zeugen ın die- Richtlinien festgelegt (s 29) Die Aussprache ber die
CI Gerichtshof haben meın JIut erstarren lassen, () WI1IE es Beziehungen auf dem gesellschaftlichen und kulturellen Ge-
erstarrte, als ich einmal, auf Befehl, CZWUNSCH wurde, Zeuge hiet fand auf Antrag der rechtsgerichteten Oppositionsparteidieser Greueltaten SEIN. Es War meın Unglück, iıch ın „Cherut“diese Schrecken verwickelt wurde. Aber War nıcht meın Die VON dem israelischen Erziehungsminister Abba ban VOI-
Wille, dafßs S1€E  M begangen wurden. habe nıemals jemanden
morden wollen. Nur die Staatsführung ist diesem Massen- getragenen Richtlinien beruhen 1m wesentlıchen auf dem be-

stehenden Umfang Uun: Charakter der Beziehungen, die sıch
morden schuldıg 1im Lautfe der etzten Jahre auf diesem (rebiet entwickeit
Meine Schuld hegt in meınem Gehorsam, In meıner ılltäah- haben, un: enthalten olgende Punkte:
rigkeit der Führung und der Wehrmacht gegenüber, in me€1-  b Die eilnahme internationalen Begegnungen 1ın der
N1€ Eid der Flagge und der Führung gegenuber klage Bundesrepublik und in Israel VOo  — Angehörigen beider Staa-
die a die die Macht hatten un: dıe meınen Wiıllen Ge- ten soll gemäfß der bisherigen Übung forthestehen.
horsam mißbraucht haben.

wurde das Jüdische olk BCTN uSs freiem Wıiıllen 5489! Ver-
Das gleiche gilt für eutsche Besucher ın Israel und 1nNS-

besondere für Schuüler, Studenten, jJjunge Angehörige der ftreıen
gebung gebeten haben. hatte gewünscht, bekennen ZU dür- Berulfe, Werktätige HUHSW. Eine steigende ahl VUO  - Jugend-fen, dafß ıch beschämt un:' niseiz bın ob der Frevel, die STuppCHh allen Teıulen der Bundesrepublik hat in den
den Juden begangen wurden, und uber die Leiden, die S1C etzten wel Jahren Israel besucht un be] dieser Gelegenheitdurch die Hände ihrer Peiniger erfuhren, Aber im Hıinblick wertvolle Kontakte aufgenommen, die Verständnis der
auf das Urteil dieses Gerichtes wurde MIır dies als Heuchelei Jugend der beiden Länder erheblich beigetragen en (sausgelegt werden bın innerstem Herzen überzeugt,
daft ich hıer für die 'Taten anderer verurteilt werde. mufß

U, 41)
Über den Besuch VO  - Vertretern VO  - israelischen Organıt-die ast Lragen, die mI1r VO chicksal auferlegt wurde.“ sat1ıonen un: öffentlichen Instiıtutionen UN uber die Ein-

Jadung entsprechender Vertreter A Deutschland WIFr: Von
‚ELichmann und ıch Fall Fall unter Berücksichtigung der Gegebenheiten enti-

Aus der ın Jerusalem erscheinenden englisch-sprachigen Tageszeıtung „The schieden.
Jerusalem OStı bringen WIIr dıesen Auszug Übersetzung: Über das Auftreten künstlerischer Gruppen eutscher
Das olgende ıst e1M AÄuszug A einer Predigt „‚ Menschlichkeit D“Or Ge- Gruppen 1n Israel der israelischer Gruppen 1n eutschland
richt“, die der Geistliche Rıchard Paul G raebel Von der Ersten Presbyteria- und dıe eilnahme Ausstellungen soll ad NOcC entschieden
nıschen Kirche zın Springfheld/Tllinots bürzlich gehalten hat Ine Abschrifl werden. Ausgeschlossen davon sınd, soweıt die israelische Re-
dieser Predigt nuurde der ‚Jerusalem Ost Vn Dr Alexander Rabinowi:tz
AHS Tel-Avıv bersandt, der zufälligerweise auf PiNer kürzlıch uUNiLEernOoMmMMEe-

gierung damıt hbefalßt wird, auch 1n Zukunft Veranstaltungen
nen Reiıse nach den Vereinigten £Staaten auf] ein gedrucktes Exemplar stieß, auft dem Gebiet der reinen Unterhaltung.

Das tudium 1n Deutschland, einschliefßlich des Studiums
Es ist klar, dafß nıcht eın einzıger ens dies getan hat Mıl- auf FTun Israelıs vergebener Stipendien, soll weiterhın
lıonen Menschen halfen, ZU tun. Miıllıonen Menschen haben aut sogenannte postgraduates (Studenten, die ine Ab-
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in der menschlichen Rede gibt, um Taten zu bezeichnen wie 
die des Appellanten, so gibt es in den menschlichen Gesetzen 
keine Strafe, die in ihrer Schwere der Schuld des Appellanten 
entsprechen würde. 
Aber unser Wissen, daß keine Strafe, die dem Appellanten 
auferlegt würde, angemessen wäre, daß keine Bestrafung oder 
Vergeltung, die ihm zugefügt würden, ausreichend wäre, 
darf uns nicht dazu führen, die Strafe zu mildern. Es hätte 
doch wirklich keinen Sinn, entsprechend dem Gesetz zur Be-
strafung der Nationalsozialisten und der nationalsozialisti-
schen Mitarbeiter den zum Tode zu verurteilen, der hundert 
Menschen umgebracht hat, und den freizulassen oder nur un-
ter Bewachung zu halten, der Millionen getötet hat. Als im 
Jahre 1950 die israelische Gesetzgebung die Höchststrafe, die 
im Gesetz vorgesehen ist, festsetzte, konnte sie nicht an einen 
größeren Verbrecher als Adolf Eichmann gedacht haben; und 
wenn wir den Willen der Gesetzgebung nicht entkräften wol-
len, so müssen wir Eichmann die in Abschnitt 1 des Gesetzes 
vorgesehene Höchststrafe auferlegen. 
Die Tatsache, daß es dem Appellanten durch eine Vielfalt 
von Schlichen, Flucht, Verbergen, falschen Papieren usw. ge-
lang, dem Todesurteil zu entgehen, das ihn in Nürnberg zu-
sammen mit seinen Kameraden erwartete, kann keine Er-
leichterung hier für ihn bedeuten, wenn ihm nun endlich 
doch vor einem israelischen Gerichtshof der Prozeß gemacht 
wird. 
Wir haben deshalb beschlossen, die Berufung sowohl in Be-
zug auf die Überführung als auf den Urteilsspruch zurückzu-
weisen und den Richterspruch und das Urteil des Distrikts-
gerichtes zu bestätigen." 

3. Eichmanns Schlußwort 

(Aus ,The Israel Digest' [IV/26] vom 22. 12. 1961. Wiedergabe, nach dem 
englischen Text übersetzt.) 

„Ich habe das strenge Urteil dieses Gerichtshofes angehört. 
Ich bin in meiner Hoffnung auf Gerechtigkeit enttäuscht wor-
den. Ich kann das Urteil nicht annehmen. Ich verstehe die 
Notwendigkeit, für die gegenüber den Juden begangenen 
Verbrechen Sühne zu leisten. Die Aussage der Zeugen an die-
sem Gerichtshof haben mein Blut erstarren lassen, so wie es 
erstarrte, als ich einmal, auf Befehl, gezwungen wurde, Zeuge 
dieser Greueltaten zu sein. Es war mein Unglück, daß ich in 
diese Schrecken verwickelt wurde. Aber es war nicht mein 
Wille, daß sie begangen wurden. Ich habe niemals jemanden 
morden wollen. Nur die Staatsführung ist an diesem Massen-
morden schuldig ... 
Meine Schuld liegt in meinem Gehorsam, in meiner Willfäh-
rigkeit der Führung und der Wehrmacht gegenüber, in mei-
nem Eid der Flagge und der Führung gegenüber ... Ich klage 
die an, die die Macht hatten und die meinen Willen zum Ge-
horsam mißbraucht haben. 
Ich würde das jüdische Volk gern aus freiem Willen um Ver-
gebung gebeten haben. Ich hätte gewünscht, bekennen zu dür-
fen, daß ich beschämt und entsetzt bin ob der Frevel, die an 
den Juden begangen wurden, und über die Leiden, die sie 
durch die Hände ihrer Peiniger erfuhren, Aber im Hinblick 
auf das Urteil dieses Gerichtes würde mir dies als Heuchelei 
ausgelegt werden ... Ich bin aus innerstem Herzen überzeugt, 
daß ich hier für die Taten anderer verurteilt werde. Ich muß 
die Last tragen, die mir vom Schicksal auferlegt wurde." 

4. ,Eichmann und ich' 
Aus der in Jerusalem erscheinenden englisch-sprachigen Tageszeitung „The 
Jerusalem Post" bringen wir diesen Auszug in übersetzung: 
Das Folgende ist ein Auszug aus einer Predigt „Menschlichkeit vor Ge-
richt", die der Geistliche Richard Paul Graebel von der Ersten Presbyteria-
nischen Kirche in SpringfieldlIllinois kürzlich gehalten hat. Eine Abschrift 
dieser Predigt wurde der ‚Jerusalem Post' von Dr. Alexander Rabinowitz 
aus Tel-Aviv übersandt, der zufälligerweise auf einer kürzlich unternomme-
nen Reise nach den Vereinigten Staaten auf ein gedrucktes Exemplar stieß. 

Es ist klar, daß nicht ein einziger Mensch dies getan hat. Mil- 
lionen Menschen halfen, es zu tun. Millionen Menschen haben 

gestohlen und geplündert, geraubt und ihre Nachbarn tyran-
nisiert. Und Millionen haben vor den Nöten dieser Opfer, die 
sich hätten retten können, ihre Tür verschlossen. Muß ich Euch 
vor Augen führen, daß auch wir nicht schuldlos vor diesem 
grauenhaften Gericht stehen? Die Menschlichkeit steht vor 
Gericht. Aber die Schuld ist so ungeheuer, daß wir die Augen 
davor verschließen. 
Von allen Völkern der Erde scheinen mir unsere englischen 
Vettern am empfindlichsten zu sein. Sie blicken zurück auf 
die Blockade gegen Israel ... und sie sehen die Wolke der 
Schuld, die größer als eine Männerhand am Horizont er-
scheint. Wir können alle zusammen plädieren: „Unschul-
dig", denn wir können natürlich sagen: „Wir waren uns nicht 
klar über das, was vorging, wir haben es nicht geglaubt; es 
war nicht unsere Sache." Und damit haben sich natürlich auch 
die Nationalsozialisten in Nürnberg verteidigt. 
Aber genug von dem „Wer ist schuldig". Ich fühle mich nicht 
wohl dabei. Denn ich habe nicht genug getan in jenen Tagen, 
um es zum Bewußtsein meines Volkes und meiner Regierung 
zu bringen. Vielleicht hätte ich einen Marsch auf Washington 
organisieren sollen, einen gewaltlosen Marsch, um die Un-
geheuerlichkeit des Verbrechens und unserer Politik der ver-
schlossenen Türen zu betonen. Aber ich habe dies nicht getan. 
Ich blieb der Pfarrer einer bequemen Gemeinde mit einem 
schönen Tudor-gotischen Gebäude und wohnte in einem 
schönen Haus, das von vielen Morgen lieblichen Geländes und 
von Pinien umgeben war, als ich von den Dächern der Häuser 
hätte herunterschreien müssen. 

2. Erklärung des Israelischen Kultusministers Abba E b an 
vor der Knesset (Parlament) am 9. Januar 1962 anläßlich 
des Beschlusses über die kulturellen Beziehungen Israels 

mit Westdeutschland 

In der Frage der Beziehungen zwischen Israel und der Bun-
desrepublik Deutschland wurden zum ersten Mal, als Ergeb-
nis der am 9. Januar 1962 abgeschlossenen Debatte in der 
Knesset (dem Israelischen Parlament), gewisse allgemeine 
Richtlinien festgelegt (s. o. S. 29). Die Aussprache über die 
Beziehungen auf dem gesellschaftlichen und kulturellen Ge-
biet fand auf Antrag der rechtsgerichteten Oppositionspartei 
„Cherut" statt. 
Die von dem israelischen Erziehungsminister Abba Eban vor-
getragenen Richtlinien beruhen im wesentlichen auf dem be-
stehenden Umfang und Charakter der Beziehungen, die sich 
im Laufe der letzten Jahre auf diesem Gebiet entwickelt 
haben, und enthalten folgende Punkte: 
1. Die Teilnahme an internationalen Begegnungen in der 
Bundesrepublik und in Israel von Angehörigen beider Staa-
ten soll gemäß der bisherigen Übung fortbestehen. 
2. Das gleiche gilt für deutsche Besucher in Israel und ins-
besondere für Schüler, Studenten, junge Angehörige der freien 
Berufe, Werktätige usw. Eine steigende Zahl von Jugend-
gruppen aus allen Teilen der Bundesrepublik hat in den 
letzten zwei Jahren Israel besucht und bei dieser Gelegenheit 
wertvolle Kontakte aufgenommen, die zum Verständnis der 
Jugend der beiden Länder erheblich beigetragen haben (s. o. 
S. 29 u. 41). 
3. Über den Besuch von Vertretern von israelischen Organi-
sationen und öffentlichen Institutionen und über die Ein-
ladung entsprechender Vertreter aus Deutschland wird von 
Fall zu Fall unter Berücksichtigung der Gegebenheiten ent-
schieden. 
4. Über das Auftreten künstlerischer Gruppen — deutscher 
Gruppen in Israel oder israelischer Gruppen in Deutschland --
und die Teilnahme an Ausstellungen soll ad hoc entschieden 
werden. Ausgeschlossen davon sind, soweit die israelische Re-
gierung damit befaßt wird, auch in Zukunft Veranstaltungen 
auf dem Gebiet der reinen Unterhaltung. 
5. Das Studium in Deutschland, einschließlich des Studiums 
auf Grund an Israelis vergebener Stipendien, soll weiterhin 
auf sogenannte postgraduates (Studenten, die eine erste Ab- 
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respektieren, dıe VO  - dem behandelten Fragenkomplex nıchtschlußprüfung auf der Uninversıtat abgelegt haben) un!:! auf
solche Studien hbeschränkt bleiben, denen VOo Standpunkt der ftrennen sınd, WI1C auch der hıstorischen ] atsache Rechnung
geistiıgen un! materıellen Entwicklung sraels besondere Be- Lragen, daß dıe Regierung Hıtlers 1m Jahre 1945 VEOI-

deutung zukommt. Das letztere gilt auch für Praktikanten in nıchtet wurde und daß WITr selbst J1un 1MmM Lichte der
deutschen Betrieben. Gegebenheiten VOoNO Gestern W1C Von Heute hbestimmen mus-
Verschiedene weıitgehende Anträge der Uppositionsparteien, SC  = Und selbst derjenige, der dıe Zustände 1MmM heutigen
dıe sıch grundsaätzlıch Kulturbeziehungen 1n jeder Form Deutschland mıt der größten Vorsicht betrachtet, WIT' nıcht
rıchteten, der die obigen Rıchtlinien einzuenNgenN bestimmt behaupten können, daß sıch se1t 1945 nıchts ereignet habe und
I1, wurden abgelehnt. daß sıch auch Sar nıchts geandert habe
Der iısraelıische Außenminister bba ban tuhrte hlerzu ZAUS Der Ministerausschuß hat, gemäß den vYon den Fraktionen
„Die Debatte erweıterte sich einer uber weıte Gebiete sıch innerhalb der Regierung verfretenen Ansıchten, einstımmı1£g
erstreckenden tıefgründıgen historischen Abrechnung. Das ist Richtlinien ANSCHNOMMEN, dıe mittlerweıle ZUr Politik der SC-

samten Regierung geworden sind (s 4 9 Anm Rednıcht verwunderlich. Zwischen dem jüdıschen Volk un! dem
deutschen Volk unserer Generation stehen Erinnerungsbilder, Kundbriefs).
dıe ın den Beziehungen VOo  - Nation Nation eın Vorbild Aus dıesen Richtlinien ergibt sıch, daß WIe ıch hbereıts C1I-

wähnt habe nıcht alles erlaubt und nıcht alles verboten isthaben Auf Jange eit nı1emand wel wıe Jange WIT:!
jede Berührung zwischen diesen Völkern von dıesen Erinne- Wır stehen zwischen Vergangenheit un! Zukunft. Wır sınd
TIUNSCH überschattet se1INn. Es ist unmöglıch, das VETSANSCNC nıcht freı, dıe eine der die andere jgnorleren. Die J at-

sache, daflß geW1sSeE Beschränkungen bestehen, beweist, dieUnheil 1n seıner historischen Begrenzung sehen.
Dieses Unheil hat sich nıcht miıt dem Augenblick der Zer- (regenwart der Vergangenheit ın diesem Augenblick noch
trummerung der trevierıschen natı onalsozjalıstischen errscha: näher ist als der Zukunft
VOLFr sechzehn Jahren ZU Gegenstand der Vergangenheit VeCI - Die Unterscheidungen zwischen Vergangenheit un Zukunft,
wandelt. Die bloße Logik des Zeıtablaufs annn dıe seelische dıe 1n diıesen Richtlinien ZU] Ausdruck kommen, werden sıch
un! emotionelle Wirklichkeit, die mıiıt diesem Problem VeOer- iın der kommenden eıt bewähren haben Schon Jetzt zeıgt

das Gesamtbild nıcht 1Ur eıneE Farbe Auf Jjeden Fall sind dıeknüpft ıst, Aaus UNSeTCIIN Leben und Bewußtsein nicht heraus-
reißen. Aus den abgründigsten Tiefen ıst ber das Jüdische sıeben, drei Fraktionen angehörenden Minister, dıe sıch ın
Volk die schrecklichste Katastrophe hereingebrochen, die dieser einem Zustand größter seelıscher Spannung ihrer Aufgabe

unterzogen haben WIE auch das gesamte Kabinett derOden gesehen hat Es annn nıcht anders se1n, als daß
dıese Schrecken eine bittere un lastende Wiırrnis der Ver- Überzeugung, diese Rıchtlinien eine ehrenhafte un ehr-
zweıillung un des Zornes, der J rauer und eines endlosen ıche Antwort auf eıne Sıtuation darstellen, dergleichen ; keınSchmerzes hınterlassen haben Staat der Welt ]€ gegenübergestanden ıst.“”
Da keine Nation g1bt, dıe das erlebt hat, V’as WI1T erlebt (Aus Mıiıtteilungen vVon der Informatjonsabteilung der Israel-Mission,
haben, haben WITr keinen Gradmesser, in dem WIr 1NSCTC Köln, VO: 962 und 2.
Reaktion INECSSCH un!:! Von dem WITr leıten lassen können. Seıit dieser Diskussion 1 israelischen Parlament ım JanuarWır mussen selbst bestimmen, weit UNSCIC Einsıicht reicht,

NS5CTCE Reaktion auf Cc1n UnBheıl, auf eine aufwühlende 1962 sind hıs ZU  = Oktober des Jahres {wa sechzig deutsche
Jugend- und Studiengruppen nach Israe] gereıst und bestensun seelenverzehrende Erinnerung seıin soll, eine Erinnerung, aufgenommen worden. Über diese Kontakte und damıt Ver-die bis - nde der Geschlechter nıcht ausgelöscht werden bundenen Fragen hoffen WITr, 1m näachsten Rundbrief berichtenann. SO stellt S1  ‚ mit all Jjenen Problemen und können. Ohne heute autf Einzelheiten einzugehen, INas nurSıtuationen, dıe hbesonderes Schicksal SIN! un für dıe angedeutet werden, obwohl die objektive Aufnahme-keine Analogıe in der Geschichte irgendeiner anderen Na- fähigkeit des Landes begrenzt ist und die Gefahr einer Über-tıon g1bt, auch dieses Problem in all seiner Besonderheit und forderung Ul. nıcht zuletzt auch israelischer Gastfreund-Kinmaligkeıit: w1]1e WITLr miıt der Erinnerung dieses Unheil chaft droht, SIN alle dıe Programme doch gut abgewickeltleben, WIC WIT Tun un Denken nach ihm USZUu- worden.richten haben und welches das Gewicht ist, das WI1Tr ıhm ın

der seelischen Heranbildung des Geschlechtes, das unter C
Augen aufwächst, sollen 14/3 ZUr Frage der deutsch-israelischen eziehungenzıche US dieser Debatte ZWEI Schlußfolgerungen:

Angesichts der besonderen historischen Umstände bedür- Die Frage der deutsch-israelischen Beziehungen (s 07 fffen dıe Kontakte, ber dıe WIT hier sprechen un die sıch VonN durch wWwe1ı Zwischenfälle, die sıch kürzlich 1n Israel ereigneten,anderen zwischenstaatlichen Kontakten unterscheıiden, einer erneut aufgeworfen worden.
esonderen Aufmerksamkeit un Aufsıcht; FEine deutsche Studentengruppe War 1 Herbst 19562 einıgeDie meılsten J1eilnehmer 1n dieser Debatte haben sich in Wochen 1n Israel, arbeıtete zunächst eiwa dre  1 Wochen 1n
entschiedener Weıse eın absolutes und generelles Ver- einem Kibbuz und nahm dann einer Diskussion der
hot dieser Kontakte gewandt, das sıch auf iıne Rassendefini- Hebräischen Universität ın Jerusalem teil Hıer kam
tion gründet und das besagt, daß jede Berührung mıt einem einer politischen Demonstration Von Seiten eıner Herut-
Deutschen selbst einem solchen, der 17 keiner Weise als (rechtsradikalen) Studentengruppe, die eine ausgearbeitetefür die Katastrophe verantwortlich betrachtet werden kann, Erklärung verlas, wonach Deutsche in Israel nıcht willkommen
entweder weiıl damals noch nıcht geboren War der noch se]}en und dann den Raum verlieflß. Die anderen Studenten
eın polıtisches ewußtsein besessen hat der SaTr, weil sıch versuchten ZU erklären, Warumn S1€e als Gruppe nıcht mıt den
durch eine antinazıstische Einstellung ausgezeichnet hat deutschen Studenten als einer Gruppe zusammenarbeiten
untragbar sel1. Diıe Mehrzahl der Redner hat sich VON einer könnten und sagten; „Die einzelnen VOIN uns können freund-
solchen Haltung distanzıert. S1C haben iıhre Gründe jeder cchaftlıch miteinander verkehren, ber WITr können nıcht als
Einzelne gemäalß seiner Anschauung un: seinem Stil hıer Gruppe handeln, denn WITr haben nıcht das Recht, die Ge-
vorgefragen, un: ich möchte ıhren Worten nıchts hinzufügenrespektieren, die von dem behandelten Fragenkomplex nicht  schlußprüfung auf der Universität abgelegt haben) und auf  solche Studien beschränkt bleiben, denen vom Standpunkt der  zu trennen sind, wie auch der historischen Tatsache Rechnung  geistigen und materiellen Entwicklung Israels besondere Be-  zu tragen, daß die Regierung Hitlers im Jahre 1945 ver-  deutung zukommt. Das letztere gilt auch für Praktikanten in  nichtet wurde und daß wir selbst unser Tun im Lichte der  deutschen Betrieben.  Gegebenheiten von Gestern wie von Heute bestimmen müs-  Verschiedene weitgehende Anträge der Oppositionsparteien,  sen. Und selbst derjenige, der die Zustände im heutigen  die sich grundsätzlich gegen Kulturbeziehungen in jeder Form  Deutschland mit der größten Vorsicht betrachtet, wird nicht  richteten, oder die obigen Richtlinien einzuengen bestimmt  behaupten können, daß sich seit 1945 nichts ereignet habe und  waren, wurden abgelehnt.  daß sich auch gar nichts geändert habe.  Der israelische Außenminister Abba Eban führte hierzu aus:  Der Ministerausschuß hat, gemäß den von den Fraktionen  „Die Debatte erweiterte sich zu einer über weite Gebiete sich  innerhalb der Regierung vertretenen Ansichten, einstimmig  erstreckenden tiefgründigen historischen Abrechnung, Das ist  Richtlinien angenommen, die mittlerweile zur Politik der ge-  samten Regierung geworden sind (s. o. S. 40, Anm. d. Red.  nicht verwunderlich. Zwischen dem jüdischen Volk und dem  deutschen Volk unserer Generation stehen Erinnerungsbilder,  d. Rundbriefs).  die in den Beziehungen von Nation zu Nation kein Vorbild  Aus diesen Richtlinien ergibt sich, daß — wie ich bereits er-  wähnt habe — nicht alles erlaubt und nicht alles verboten ist.  haben. Auf lange Zeit — niemand weiß wie lange — wird  jede Berührung zwischen diesen Völkern von diesen Erinne-  Wir stehen zwischen Vergangenheit und Zukunft, Wir sind  rungen überschattet sein. Es ist unmöglich, das vergangene  nicht frei, die eine oder die andere zu ignorieren. Die Tat-  sache, daß gewisse Beschränkungen bestehen, beweist, daß die  Unheil in seiner engen historischen Begrenzung zu sehen.  Dieses Unheil hat sich nicht mit dem Augenblick der Zer-  Gegenwart der Vergangenheit in diesem Augenblick noch  trümmerung der frevlerischen nationalsozialistischen Herrschaft  näher ist als der Zukunft.  vor sechzehn Jahren zum Gegenstand der Vergangenheit ver-  Die Unterscheidungen zwischen Vergangenheit und Zukunft,  wandelt. Die bloße Logik des Zeitablaufs kann die seelische  die in diesen Richtlinien zum Ausdruck kommen, werden sich  und emotionelle Wirklichkeit, die mit diesem Problem ver-  in der kommenden Zeit zu bewähren haben. Schon jetzt zeigt  das Gesamtbild nicht nur eine Farbe. Auf jeden Fall sind die  knüpft ist, aus unserem Leben und Bewußtsein nicht heraus-  reißen. Aus den abgründigsten Tiefen ist über das jüdische  sieben, drei Fraktionen angehörenden Minister, die sich in  Volk die schrecklichste Katastrophe hereingebrochen, die dieser  einem Zustand größter seelischer Spannung ihrer Aufgabe  unterzogen haben — wie auch das gesamte Kabinett —, der  Erdboden gesehen hat. Es kann nicht anders sein, als daß  diese Schrecken eine bittere und lastende Wirrnis der Ver-  Überzeugung, daß diese Richtlinien eine ehrenhafte und ehr-  zweiflung und des Zornes, der Trauer und eines endlosen  liche Antwort auf eine Situation darstellen, dergleichen_kein  Schmerzes hinterlassen haben.  Staat der Welt je gegenübergestanden ist.“  Da es keine Nation gibt, die das erlebt hat, was wir erlebt  (Aus: Mitteilungen von der Informationsabteilung der Israel-Mission,  haben, haben wir keinen Gradmesser, an dem wir unsere  Köln, vom 10, 1. 1962 und 5. 2. 1962.)  Reaktion messen und von dem wir uns leiten lassen können.  Seit dieser Diskussion im israelischen Parlament im Januar  Wir müssen selbst bestimmen, so weit unsere Einsicht reicht,  was unsere Reaktion auf ein Unheil, auf eine aufwühlende  1962 sind bis zum Oktober des Jahres etwa sechzig deutsche  Jugend- und Studiengruppen nach Israel gereist und bestens  und seelenverzehrende Erinnerung sein soll, eine Erinnerung,  aufgenommen worden. Über diese Kontakte und damit ver-  die bis ans Ende der Geschlechter nicht ausgelöscht werden  bundenen Fragen hoffen wir, im nächsten Rundbrief berichten  kann. So stellt sich, zusammen mit all jenen Problemen und  zu können. Ohne heute auf Einzelheiten einzugehen, mag nur  Situationen, die unser besonderes Schicksal sind und für die  angedeutet  werden,  obwohl  die  objektive Aufnahme-  es keine Analogie in der Geschichte irgendeiner anderen Na-  fähigkeit des Landes begrenzt ist und die Gefahr einer Über-  tion gibt, auch dieses Problem in all seiner Besonderheit und  forderung — u. a. nicht zuletzt auch israelischer Gastfreund-  Einmaligkeit: wie wir mit der Erinnerung an dieses Unheil  schaft — droht, sind alle die Programme doch gut abgewickelt  zu leben, wie wir unser Tun und Denken nach ihm auszu-  worden.  .L  richten haben und welches das Gewicht ist, das wir ihm in  der seelischen Heranbildung des Geschlechtes, das unter un-  seren Augen aufwächst, zumessen sollen .. .  14/3 Zur Frage der deutsch-israelischen Beziehungen  Ich ziehe aus dieser Debatte zwei Schlußfolgerungen:  1. Angesichts der besonderen historischen Umstände bedür-  Die Frage der deutsch-israelischen Beziehungen (s. o. S. 27 £f.)  fen die Kontakte, über die wir hier sprechen und die sich von  durch zwei Zwischenfälle, die sich kürzlich in Israel ereigneten,  anderen zwischenstaatlichen Kontakten unterscheiden, einer  erneut aufgeworfen worden.  besonderen Aufmerksamkeit und Aufsicht;  Eine deutsche Studentengruppe war im Herbst 1962 einige  2. Die meisten Teilnehmer an dieser Debatte haben sich in  Wochen in Israel, arbeitete zunächst etwa drei Wochen in  entschiedener Weise gegen ein absolutes und generelles Ver-  einem Kibbuz und nahm dann an einer Diskussion an der  bot dieser Kontakte gewandt, das sich auf eine Rassendefini-  Hebräischen Universität in Jerusalem teil. Hier kam es zu  tion gründet und das besagt, daß jede Berührung mit einem  einer politischen Demonstration von Seiten einer Herut-  Deutschen — selbst einem solchen, der in keiner Weise als  (rechtsradikalen) Studentengruppe, die eine ausgearbeitete  für die Katastrophe verantwortlich betrachtet werden kann,  Erklärung verlas, wonach Deutsche in Israel nicht willkommen  entweder weil er damals noch nicht geboren war oder noch  seien und dann den Raum verließ. Die anderen Studenten  kein politisches Bewußtsein besessen hat oder gar, weil er sich  versuchten zu erklären, warum sie als Gruppe nicht mit den  durch eine antinazistische Einstellung ausgezeichnet hat —  deutschen Studenten als einer Gruppe zusammenarbeiten  untragbar sei. Die Mehrzahl der Redner hat sich von einer  könnten und sagten: „Die einzelnen von uns können freund-  solchen Haltung distanziert. Sie haben ihre Gründe — jeder  schaftlich miteinander verkehren, aber wir können nicht als  Einzelne gemäß seiner Anschauung und seinem Stil — hier  Gruppe handeln, denn wir haben nicht das Recht, die Ge-  vorgetragen, und ich möchte ihren Worten nichts hinzufügen. ...  fühle jener zu verletzen, die durch die nationalsozialistische  Angesichts der Notwendigkeit jedoch einer klaren Definition  Verfolgung gelitten haben oder deren Eltern oder Verwandte  des Erlaubten und Unerlaubten hatte die Regierung beschlos-  durch sie umkamen.“ (s. u.) !  sen, ein Komitee von Ministern zu ernennen, das für alle Mi-  Ende Oktober mußte das Kammerorchester von Ramat Gan  nisterien geltende Richtlinien formulieren sollte. Diesem Ko-  seine geplante Konzert-Tour in Westdeutschland absagen, da  mitee gehören die Frau Außenminister, der Justizminister,  der Minister für Entwicklungsfragen, der Verkehrsminister,  1 In der israelischen Uffentlichkeit ist gegen diesen Vorfall von mehreren  der Wohlfahrtsminister und der Kultusminister an. Das Ko-  Seiten Protest erhoben worden, vgl. u. a. von Schalom B. Chorin: Kampf  mitee sah sich vor der Notwendigkeit, die tiefen Gefühle zu  der Intoleranz. In: Jediocth Chadashor vom 26. 10. 1962.  41fühle jener ZU verletzen, dıe durch dıe nationalsozialıstische
ÄAngesichts der Notwendigkeit jedoch einer klaren Definition Verfolgung gelıtten haben der deren Eltern der Verwandte
des Erlaubten und Unerlaubten hatte die Regierung beschlos- durch S1E umkamen.“ s u.)
SCH, ein Komitee VOoOn Ministern das fur alle Mı- nde Oktober mußte dAas K ammerorchester VOo  - amat Gan
nısterıen geltende Kıchtlinien formulieren sollte. Diesem Ko- sEe1INE geplante Konzert- J1 our in Westdeutschland absagen, da
mitee gehören dıe Frau Außenminister, der Justizminister,
der Mıinister tüur Entwicklungsfragen, der Verkehrsminıister, In der israelischen Offentlichkeit 1SE diesen Vorfall von mehreren
der Wohlfahrtsminister und der Kultusminister 2ANn. Das Ko- Seıten Protest rhoben worden, vgl Schalom Chorin: amp:
mıtee x sich VOr der Notwendigkeit, die tiefen Gefühle der Intoleranz. In Jedioch Chadashot V ün 26. 10. 962
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schlußprüfung auf der Universität abgelegt haben) und auf 
solche Studien beschränkt bleiben, denen vom Standpunkt der 
geistigen und materiellen Entwiddung Israels besondere Be-
deutung zukommt. Das letztere gilt auch für Praktikanten in 
deutschen Betrieben. 
Versc.hiedene weitgehende Anträge der Oppositionsparteien, 
die sich grundsätzlidi gegen Kulturbeziehungen in jeder Form 
richteten, oder die obigen Richtlinien einzuengen bestimmt 
waren, wurden abgelehnt. 
Der israelische Außenminister Abba Eban führte hierzu aus: 
„Die Debatte erweiterte sich zu einer über weite Gebiete sich 
erstreckenden tiefgründigen historisdien Abrechnung. Das ist 
nicht verwunderlich. Zwischen dem jüdischen Volk und dem 
deutsdien Volk unserer Generation stehen Erinnerungsbilder, 
die in den Beziehungen von Nation zu Nation kein Vorbild 
haben. Auf lange Zeit — niemand weiß wie lange — wird 
jede Berührung zwischen diesen Völkern von diesen Erinne-
rungen überschattet sein. Es ist unmöglich, das vergangene 
Unheil in seiner engen historisdien Begrenzung zu sehen. 
Dieses Unheil hat sich nicht mit dem Augenblick der Zer-
trümmerung der frevlerischen nationalsozialistisohen Herrschaft 
vor sechzehn Jahren zum Gegenstand der Vergangenheit ver-
wandelt. Die bloße Logik des Zeitablaufs kann die seelische 
und ernotionelle Wirklichkeit, die mit diesem Problem ver-
knüpft ist, aus unserem Leben und Bewußtsein nicht heraus-
reißen. Aus den abgründigsten Tiefen ist über das jüdische 
Volk die schreddichste Katastrophe hereingebrochen, die dieser 
Erdboden gesehen hat. Es kann nicht anders sein, als daß 
diese Schrecken eine bittere und lastende Wirrnis der Ver-
zweiflung und des Zornes, der Trauer und eines endlosen 
Schmerzes hinterlassen haben. 
Da es keine Nation gibt, die das erlebt hat, was wir erlebt 
haben, haben wir keinen Gradmesser, an dem wir unsere 
Reaktion messen und von dem wir uns leiten lassen können. 
Wir müssen selbst bestimmen, so weit unsere Einsicht reicht, 
was unsere Reaktion auf ein Unheil, auf eine aufwühlende 
und seelenverzehrende Erinnerung sein soll, eine Erinnerung, 
die bis ans Ende der Geschlediter nidit ausgelösdit werden 
kann. So stellt sich, zusammen mit all jenen Problemen und 
Situationen, die unser besonderes Schicksal sind und für die 
es keine Analogie in der Geschichte irgendeiner anderen Na-
tion gibt, audr dieses Problem in all seiner Besonderheit und 
Einmaligkeit: wie wir mit der Erinnerung an dieses Unheil 
zu leben, wie wir unser Tun und Denken nach ihm auszu-
richten haben und welches das Gewidit ist, das wir ihm in 
der seelisdren Heranbildung des Gesdilechtes, das unter un-
seren Augen aufwädist, zumessen sollen ... 
Ich ziehe aus dieser Debatte zwei Schlußfolgerungen: 
1. Angesichts der besonderen historisden Umstände bedür-
fen die Kontakte, über die wir hier sprechen und die sich von 
anderen zwischenstaatlichen Kontakten untersdieiden, einer 
besonderen Aufmerksamkeit und Aufsicht; 
2. Die meisten Teilnehmer an dieser Debatte haben sidi in 
entschiedener Weise gegen ein absolutes und generelles Ver-
bot dieser Kontakte gewandt, das sich auf eine Rassendefini-
tion gründet und das besagt, daß jede Berührung mit einem 
Deutschen — selbst einem solchen, der in keiner Weise als 
für die Katastrophe verantwortlich betrachtet werden kann, 
entweder weil er damals noch nicht geboren war oder noch 
kein politisdres Bewußtsein besessen hat oder gar, weil er sich 
durch eine antinazistische Einstellung ausgezeidmet hat — 
untragbar sei. Die Mehrzahl der Redner hat sich von einer 
solchen Haltung distanziert. Sie haben ihre Gründe — jeder 
Einzelne gemäß seiner Ansdiauung und seinem Stil — hier 
vorgetragen, und ich möchte ihren Worten nichts hinzufügen ... 
Angesichts der Notwendigkeit jedoch einer klaren Definition 
des Erlaubten und Unerlaubten hatte die Regierung beschlos-
sen, ein Komitee von Ministern zu ernennen, das für alle Mi-
nisterien geltende Riditlinien formulieren sollte. Diesem Ko-
mitee gehören die Frau Außenminister, der Justizminister, 
der Minister für Entwicklungsfragen, der Verkehrsminister, 
der Wohlfahrtsminister und der Kultusminister an. Das Ko-
mitee sah sich vor der Notwendigkeit, die tiefen Gefühle zu  

respektieren, die von dem behandelten Fragenkomplex nicht 
zu trennen sind, wie auch der historisdien Tatsache Rechnung 
zu tragen, daß die Regierung Hitlers im Jahre 1945 ver-
nichtet wurde und daß wir selbst unser Tun im Lichte der 
Gegebenheiten von Gestern wie von Heute bestimmen müs-
sen. Und selbst derjenige, der die Zustände im heutigen 
Deutschland mit der größten Vorsicht betrachtet, wird nicht 
behaupten können, daß sich seit 1945 nichts ereignet habe und 
daß sich auch gar nichts geändert habe. 
Der Ministerausschuß hat, gemäß den von den Fraktionen 
innerhalb der Regierung vertretenen Ansichten, einstimmig 
Riditlinien angenommen, die mittlerweile zur Politik der ge-
samten Regierung geworden sind (s. o. S. 40, Anm. d. Red. 
d. Rundbriefs). 
Aus diesen Richtlinien ergibt sich, daß — wie idi bereits er-
wähnt habe — nidit alles erlaubt und nicht alles verboten ist. 
Wir stehen zwischen Vergangenheit und Zukunft. Wir sind 
nicht frei, die eine oder die andere zu ignorieren. Die Tat-
sache, daß gewisse Beschränkungen bestehen, beweist, daß die 
Gegenwart der Vergangenheit in diesem Augenblick noch 
näher ist als der Zukunft. 
Die Untersdieidungen zwisdien Vergangenheit und Zukunft, 
die in diesen Richtlinien zum Ausdruck kommen, werden sich 
in der kommenden Zeit zu bewähren haben. Schon jetzt zeigt 
das Gesamtbild nicht nur eine Farbe. Auf jeden Fall sind die 
sieben, drei Fraktionen angehörenden Minister, die sich in 
einem Zustand größter seelisdier Spannung ihrer Aufgabe 
unterzogen haben — wie audi das gesamte Kabinett —, der 
Überzeugung, daß diese Richtlinien eine ehrenhafte und ehr-
liche Antwort auf eine Situation darstellen, dergleichen kein 
Staat der Welt je gegenübergestanden ist." 

(Aus: Mitteilungen von der Informationsabteilung der Israel-Mission, 
Köln, vom 10. 1. 1962 und 5. 2. 1962.) 

Seit dieser Diskussion im israelischen Parlament im Januar 
1962 sind bis zum Oktober des Jahres etwa sechzig deutsche 
Jugend- und Studiengruppen nach Israel gereist und bestens 
aufgenommen worden. über diese Kontakte und damit ver-
bundenen Fragen hoffen wir, im nächsten Rundbrief beriditen 
zu können. Ohne heute auf Einzelheiten einzugehen, mag nur 
angedeutet werden, obwohl die objektive Aufnahme-
f ähigkeit des Landes begrenzt ist und die Gefahr einer über-
forderung — u. a. nicht zuletzt audi israelischer Gastfreund-
schaft — droht, sind alle die Programme doch gut abgewickelt 
worden. G. L. 

14/3 Zur Frage der deutsch-israelischen Beziehungen 

Die Frage der deutsch-israelischen Beziehungen (s. o. S. 27 ff.) 
durch zwei Zwischenfälle, die sich kürzlidi in Israel ereigneten, 
erneut aufgeworfen worden. 
Eine deutsche Studentengruppe war im Herbst 1962 einige 
Wochen in Israel, arbeitete zunädist etwa drei Wochen in 
einem Kibbuz und nahm dann an einer Diskussion an der 
Hebräischen Universität in Jerusalem teil. Hier kam es zu 
einer politischen Demonstration von Seiten einer Herut-
(rechtsradikalen) Studentengruppe, die eine ausgearbeitete 
Erklärung verlas, wonach Deutsche in Israel nicht willkommen 
seien und dann den Raum verließ. Die anderen Studenten 
versuditen zu erklären, warum sie als Gruppe nicht mit den 
deutschen Studenten als einer Gruppe zusammenarbeiten 
könnten und sagten: „Die einzelnen von uns können freund-
schaftlich miteinander verkehren, aber wir können nicht als 
Gruppe handeln, denn wir haben nidit das Recht, die Ge-
fühle jener zu verletzen, die durc.h die nationalsozialistische 
Verfolgung gelitten haben oder deren Eltern oder Verwandte 
durch sie umkamen." (s. u.)1 

Ende Oktober mußte das Kammerorchester von Ramat Gan 
seine geplante Konzert-Tour in Westdeutschland absagen, da 

1 In der israelischen Öffentlichkeit ist gegen diesen Vorfall von mehreren 
Seiten Protest erhoben worden, vgl. u. a. von Schalom B. Chorin: Kampf 
der Intoleranz. In: Jedioth Chadashot vom 26. 10. 1962. 
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der Bürgermeister der Stadt die Unterstützung der Gemeinde den Vertrag miıtunterzeichnete: Anm RKed Rundbriefs);
zurückzog. Pinhas Sapiır, Handels- und Industrieminister Israels: Dot-

cschafter Dr Shıinnar, der Leiter der Kölner Israel-MiıssionDer ın London erscheinende ‚Jewish Öbserver and Middle
ast Review‘ schreibt dazu: Die Bezıehungen der beiden (s 43) un Professor Dr. Franz Böhm, der seiınerzeıt
Staaten mussen ırgendwann normalısiert werden. Es ıst LUr AIl der Spitze der bundesdeutschen Delegation stand, die dıe

Verhandlungen fuüuhrte vgl Ü. 43)die Frage, W1e lange 168 dauert. Und Je Jänger währt, Je
mehr Zwischenfälle Von eschmerzlichen Mißverständnissen wırd Bundeskanzler Adenauer hat den Vertrag als „eıne solıde

geben. In diesem Zusammenhang wird vermerkt, daß die Grundiage für ständig sıch bessernde Beziehungen zwıschen
deutsche Weigerung normale diplomatische Beziehungen her- dem deutschen olk un den Juden“ bezeichnet. Mehrere füh-
zustellen, eiınes der Haupthindernisse sel, dıie einer „Normalı- rende Zeitungen ıIn der Bundesrepublik (wıe 1n Israel) haben
sierung” entgegenstunden. Beobachter meıiınen: Wenn die 15 - ihr Bedauern darüber ausgesprochen, daß noch keine d1plo-
raelische Bevölkerung als solche sıch daran gewöhnen könnte, matischen Beziehungen zwischen den beiden Ländern bestüun-
bei verschıiedenen Anlässen auch offizielle deutsche Diploma- den. Der Kölner Stadtanzeiger sprach die Hoffnung ‚US, dafi
ten ın Erscheinung treten ZU sehen, wurde <1€  b verstehen dıese diplomatische Dammerung hald einer völlıgen Helle
lernen, dafß das Deutschland VOonN 1962 nıcht das VOoO  — 1949 iıst Platz machen werde, ungeachtet der Splegelfechtereien und
(Nach Jewish Observer | XI, 43 | London, 1962; 5/6.) Drohungen der arabıischen Welt (s. 28)

Soweit der ‚Aufbau’ Wir erınnern daran, daß Ssıch für
Keine eilnahme ısraelıscher Studenten Studienseminar die Behandlung auch VOoO  v manchen Wiedergutmachungs-

in Deutschland und vielen anderen Hilfsangelegenheiten In Israel das Feh-
len jeder diplomatischer Beziehungen zwıschen Deutschland

Die ın 1el AÄVIV deutsch erscheinende Tageszeitung „Jedioth und Israel hemmend auswiırkt. Kür In Israel befindliche
Chadashot“ Nr. 73992 VOINn 11 1969 berichtet Vo  - dem 'Irei- Deutsche gibt s keine eıgene Vertretung dort, gegebenenfalls
fen des israelischen Studentenverbandes, der Nationa! Union muß der englische Konsul eintreten! In Deutschland hat die
of sraeli Students mıiıt einer deutschen Studentengruppe des Abwicklungsstelle für qdje Reparatıonen, die Israel-Mission
Bundesverbandes Deutsch-Israelischer Studiengruppen der 1n Köln, zahlreiche hilfreiche Funktionen übernommen. Nun
DIS) VO 1962 Von inzwischen nach Deutschland WIE- bDer hat diese mıt dem Abbau ıhres Apparates begonnen. Da
der zurückgekehrten Teilnehmern erfahren WIT, daß auch 1n keıine diplomatischen Beziehungen bestehen, hat sıch diıe Auf-
Haıfa (mit Studenten VOIN Technikum) iıne Begegnung 7W1- gabe des Leiters der Israel-Mission. Dr Shinnar, soweıt —
schen israelischen und deutschen Studenten dıeser Gruppe duzıert, daß dieser 1U den Posten des Generaldirektors des
stattgeflunden hat. Was eine etwaıge Einladung nach Deutsch- Citrus-Marketing-Board ıIn Israel übernommen hat.! Bıs nde
land ZUF "Teilnahme einem Seminar dort angehe, 1965 auft das Wiedergutmachungsabkommen ab Wenn bis
erklärte der israelıische Studentenverband, dafß eiıner solchen dahın keine dıplomatischen Beziehungen bestehen, würde die
Einladung nıcht folgen könnte. Es S11 noch verfrüht, eın Israel-Mission aufgelöst werden mussen. Es stelit sıch daher
Treffen israelischer Studenten mıt ıhren deutschen Kollegen dıe Frage, ob man nıcht noch rechtzeitig ine Lösung finden
auf deutschem Boden herbeizuführen. Zur DIS ıst die FEın- kann, dıe die Beziehung zwıschen den beiden Staaten auf gle1-
stellung der israelischen Studenten durchaus beiahend, da cher Basıs regelt, W1€e S1€ zwischen Israel un: anderen Staa-
sıch bei dieser iıne Gruppe handelt, die sıch ausdrücklich ten besteht? Redaktion des Rundbriefs
für das Verständnis der Probleme zwıschen ıhren beiden
Läandern einsetzt. Dies wurde aAuch bei dem Empfang der Leistungen (  (1  I7L Israel haben sıch bewährt
deutschen Gruppe VO.  - den Jerusalemer Studenten ZUII} Aus- Auftrage ber viertausend deutsche Firmen Übergang
druck gebracht. Z normalen Exportgeschäft

Die Deutsche Zeitung Nr. 215 VO| n berichtet:

14/ Zehn re nach nterzeichnung Lo Köln, September
äahrend der etzten zehn Jahre hat die BundesrepublikDeutschland-Israel- Vertrages 2! Milliarden für Warenlieferungen, Dienstleistungen

In eınem Interview zwıschen urt (+rossmann und Dr. Na- und Öllieferungen als Wiedergutmachung Israel bezahlt.
hum Goldmann erinnert Grossmann?® daran, daß für dAje Die israelısche Regierung hat hne Umschweife In der etzten

Woche AuUs Anlaiß der zehnjährigen Unterzeichnung des Wie-Deutschen der Deutschland-Israel- Vertrag zweitellos dıe AÄAn-
dergutmachungsabkommens, die 19592 VO:!  — Bundeskanzlererkennung eiıner moralıschen Schuld gegenüber den en

bedeute und für diese wiederum bedeutete die Unterzeich- Adenauer und dem damaligen israelıschen Außenminister
Sharet ın Luxemburg volizogen wurde, erklärt, die Bundes-NUunNSs nıicht mınder Schwieriges, nämlıch die oft widerstrebende republik habe den Vertrag hne Verzögerungen erfüllt DieÄnerkennung der Existenz e1nes anderen, eıines besseren

Deutschland, celbst wenn dieses, sıch behaupten, noch Entwicklung des Staates Israel S Von den deutschen Leistun-
manche Hindernisse überwinden haben WIF| BCH wesentlıch abhängig SCWCSECN.,

Die bısherigen deutschen Leistungen 1Im Werte VoNn 2! MrdDer Aufbau‘ VOm September 1962
schreibt: Der zehnjährige Jahrestag des Wiedergutmachungs- nähern sıch der vereinbarten Gesamtleistung des Ab-
vertrages zwıschen der Deutschen Bundesrepublik und Israel kommens. Nach ıhm muß dıe Bundesrepublik bıs ZUMm. Jahre

1965 Israel Mrd und zugunsten der Konferenz derhat ın beiden Ländern bei Regierungs-Persönlichkeiten WIE jüdiıschen Weltverbände 450 ıll bezahlen. Mit qdhheser1n Presse und 10 ein starkes FEcho gefunden. In einer SPC-
ziellen Radiosendung hat sraels Finanzminıster Lev  1 EshRol Summe sollen jJüdische Flüchtlınge, die außerhalb sraels le-
darauf hıngewiesen, da die Bundesrepublık ihre 171 dem Ver- ben, unterstutzt werden. Die deutschen Jahresleistungen be-

tragen jJeweils twa 175 all für Käufe bei der deutschentrag übernommenen Verpfllichtungen voll und exakt erfüullt
habe eitere Teilnehmer an der Radiosendung
Dr Nahum G(Goldmann, Präsıdent der Claims Conference Auch Dr. Arno Bilum, bısher stellvertretender Leiter der Israel-Mission(s 43); Moshe Sharett, Vorsitzender der Exekutive der ın Köln, der Anfang 962 In die Bundesrepublı k kam, be: den Ver-Jewish ÄAgency der al damalıger israelischer Außenminister handlungen mıt den deutschen Instanzen über die Vorbereitung eines

Schlußgesetzes ZU Bundesentschädigungsgesetz mitzuwirken, kehrt Ende
Oktober 1962 nach Israe] zurück, den Yosten des Generaldirektors

Vgl Rundbrief V, 20. Januar 1953, 8 Die Dokumentation (Staatssekretärs) 1m UTro des Staatskontrolleurs bernehmen. Der
Deutschland-Israel-Vertrag. Leiter der Exportabteilung der Israeil-Mıssion, Dr TLeron 1ST bereits nach
Wäihrend dies chon 1m ruck 15t, erscheint von Großmann: Ziflern Israel zurückgekehrt. Er wırd ın Kürze se1n Amt aAls Israel Trade
und atsachen Durchführung des Deutschland-Israel-Abkommens., ‚Im Commissioner in New York (In: Allgemeine Wochenzeitung der
Aufbau“® (XVII11/38.) 21. 1962. Juden, (XVII1/30)

der Bürgermeister der Stadt die Unterstützung der Gemeinde 
zurückzog. 
Der in London erscheinende ,Jewish Observer and Middle 
East Review' schreibt dazu: Die Beziehungen der beiden 
Staaten müssen irgendwann normalisiert werden. Es ist nur 
die Frage, wie lange dies dauert. Und je länger es währt, je 
mehr Zwischenfälle von schmerzlichen Mißverständnissen wird 
es geben. In diesem Zusammenhang wird vermerkt, daß die 
deutsche Weigerung normale diplomatische Beziehungen her-
zustellen, eines der Haupthindernisse sei, die einer „Normali-
sierung" entgegenstünden. Beobachter meinen: Wenn die is-
raelische Bevölkerung als solche sich daran gewöhnen könnte, 
bei verschiedenen Anlässen auch offizielle deutsche Diploma-
ten in Erscheinung treten zu sehen, so würde sie verstehen 
lernen, daß das Deutschland von 1962 nicht das von 1942 ist. 
(Nach: Jewish Observer [XI, 43] London, 26. 10. 1962; p. 5/6.) 

Keine Teilnahme israelischer Studenten am Studienseminar 
in Deutschland 

Die in Tel Aviv deutsch erscheinende Tageszeitung „Jedioth 
Chadashot" Nr. 7592 vom 2. 11. 1962 berichtet von dem Tref-
fen des israelischen Studentenverbandes, der National Union 
of Israeli Students mit einer deutschen Studentengruppe des 
Bundesverbandes Deutsch-Israelischer Studiengruppen (der 
DIS) vom 17. 10. 1962. Von inzwischen nach Deutschland wie-
der zurückgekehrten Teilnehmern erfahren wir, daß auch in 
Haifa (mit Studenten vom Technikum) eine Begegnung zwi-
schen israelischen und deutschen Studenten dieser Gruppe 
stattgefunden hat. Was eine etwaige Einladung nach Deutsch-
land zur Teilnahme an einem Seminar dort angehe, so 
erklärte der israelische Studentenverband, daß er einer solchen 
Einladung nicht folgen könnte. Es sei noch verfrüht, ein 
Treffen israelischer Studenten mit ihren deutschen Kollegen 
auf deutschem Boden herbeizuführen. Zur DIS ist die Ein-
stellung der israelischen Studenten durchaus bejahend, da es 
sich bei dieser um eine Gruppe handelt, die sich ausdrücklich 
für das Verständnis der Probleme zwischen ihren beiden 
Ländern einsetzt. Dies wurde auch bei dem Empfang der 
deutschen Gruppe von den Jerusalemer Studenten zum Aus-
druck gebracht. 

14/4 Zehn Jahre nach Unterzeichnung 
des Deutschland-Israel-Vertrages 

In einem Interview zwischen Kurt R. Grossmann und Dr. Na-
hum Goldmann erinnert K. Grossmann 2  daran, daß für die 
Deutschen der Deutschland-Israel-Vertrag zweifellos die An-
erkennung einer moralischen Schuld gegenüber den Juden 
bedeute und für diese wiederum bedeutete die Unterzeich-
nung nicht minder Schwieriges, nämlich die oft widerstrebende 
Anerkennung der Existenz eines anderen, eines besseren 
Deutschland, selbst wenn dieses, um sich zu behaupten, noch 
manche Hindernisse zu überwinden haben wird. 
Der ‚Aufbau' (XXVIII/37) vom 14. September 1962 S. 4 
schreibt: Der zehnjährige Jahrestag des Wiedergutmachungs-
vertrages zwischen der Deutschen Bundesrepublik und Israel 
hat in beiden Ländern bei Regierungs-Persönlichkeiten wie 
in Presse und Radio ein starkes Echo gefunden. In einer spe-
ziellen Radiosendung hat Israels Finanzminister Levi Eshkol 
darauf hingewiesen, daß die Bundesrepublik ihre in dem Ver-
trag übernommenen Verpflichtungen voll und exakt erfüllt 
habe. Weitere Teilnehmer an der Radiosendung waren: 
Dr. Nahum Goldmann, Präsident der Claims Conference 
(s. u. S. 43); Moshe Sharett, Vorsitzender der Exekutive der 
Jewish Agency (der als damaliger israelischer Außenminister 

1 Vgl. Rundbrief V, 19/20. Januar 1953, S. 8 ff., Die Dokumentation zum 
Deutschland-Israel-Vertrag. 

2 Während dies schon im Drudt ist, erscheint von K. R. Großmann: Ziffern 
und Tatsachen zur Durchführung des Deutschland-Israel-Abkommens. ,Im 
Aufbau' (XVIII/38.) 21. 9. 1962. 

den Vertrag mitunterzeichnete; Anm. d. Red. d. Rundbriefs); 
Pinhas Sapir, Handels- und Industrieminister Israels; Bot-
schafter Dr. F. Shinnar, der Leiter der Kölner Israel-Mission 
(s. u. S. 43) und Professor Dr. Franz Böhm, der seinerzeit 
an der Spitze der bundesdeutschen Delegation stand, die die 
Verhandlungen führte (vgl. u. S. 43). 
Bundeskanzler Adenauer hat den Vertrag als „eine solide 
Grundlage für ständig sich bessernde Beziehungen zwischen 
dem deutschen Volk und den Juden" bezeichnet. Mehrere füh-
rende Zeitungen in der Bundesrepublik (wie in Israel) haben 
ihr Bedauern darüber ausgesprochen, daß noch keine diplo-
matischen Beziehungen zwischen den beiden Ländern bestün-
den. Der Kölner Stadtanzeiger sprach die Hoffnung aus, daß 
diese diplomatische Dämmerung bald einer völligen Helle 
Platz machen werde, ungeachtet der Spiegelfechtereien und 
Drohungen der arabischen Welt (s. o. S. 28). 
Soweit der ‚Aufbau'. Wir erinnern daran, daß sich z. B. für 
die Behandlung auch von so manchen Wiedergutmachungs-
und vielen anderen Hilfsangelegenheiten in Israel das Feh-
len jeder diplomatischer Beziehungen zwischen Deutschland 
und Israel hemmend auswirkt. Für in Israel befindliche 
Deutsche gibt es keine eigene Vertretung dort, gegebenenfalls 
muß der englische Konsul eintreten! In Deutschland hat die 
Abwicklungsstelle für die Reparationen, die Israel-Mission 
in Köln, zahlreiche hilfreiche Funktionen übernommen. Nun 
aber hat diese mit dem Abbau ihres Apparates begonnen. Da 
keine diplomatischen Beziehungen bestehen, hat sich die Auf-
gabe des Leiters der Israel-Mission. Dr. Shinnar, soweit re-
duziert, daß dieser nun den Posten des Generaldirektors des 
Citrus-Marketing-Board in Israel übernommen hat. t Bis Ende 
1965 läuft das Wiedergutmachungsabkommen ab. Wenn bis 
dahin keine diplomatischen Beziehungen bestehen, würde die 
Israel-Mission aufgelöst werden müssen. Es stellt sich daher 
die Frage, ob man nicht noch rechtzeitig eine Lösung finden 
kann, die die Beziehung zwischen den beiden Staaten auf glei-
cher Basis regelt, wie sie zwischen Israel und 85 anderen Staa-
ten besteht? Redaktion des Rundbriefs 

Leistungen an Israel haben sich bewährt 
Aufträge an über viertausend deutsche Firmen / Übergang 

zum normalen Exportgeschäft 

Die Deutsche Zeitung Nr. 215 vom 15./16. 9. 1962 berichtet: 

Lo. Köln, 14. September 
Während der letzten zehn Jahre hat die Bundesrepublik 
2,4 Milliarden DM für Warenlieferungen, Dienstleistungen 
und Ullieferungen als Wiedergutmachung an Israel bezahlt. 
Die israelische Regierung hat ohne Umschweife in der letzten 
Woche aus Anlaß der zehnjährigen Unterzeichnung des Wie-
dergutmachungsabkommens, die 1952 von Bundeskanzler 
Adenauer und dem damaligen israelischen Außenminister 
Sharet in Luxemburg vollzogen wurde, erklärt, die Bundes-
republik habe den Vertrag ohne Verzögerungen erfüllt. Die 
Entwicklung des Staates Israel sei von den deutschen Leistun-
gen wesentlich abhängig gewesen. 
Die bisherigen deutschen Leistungen im Werte von 2,4 Mrd. 
DM nähern sich der vereinbarten Gesamtleistung des Ab-
kommens. Nach ihm muß die Bundesrepublik bis zum Jahre 
1965 an Israel 3 Mrd. DM und zugunsten der Konferenz der 
jüdischen Weltverbände 450 Mill. DM bezahlen. Mit dieser 
Summe sollen jüdische Flüchtlinge, die außerhalb Israels le-
ben, unterstützt werden. Die deutschen Jahresleistungen be-
tragen jeweils etwa 175 Mill. DM für Käufe bei der deutschen 

1 Auch Dr. Arno A. Blum, bisher stellvertretender Leiter der Israel-Mission 
in Köln, der Anfang 1962 in die Bundesrepublik kam, um bei den Ver-
handlungen mit den deutschen Instanzen über die Vorbereitung eines 
Schlußgesetzes zum Bundesentsdiädigungsgesetz mitzuwirken, kehrt Ende 
Oktober 1962 nach Israel zurück, um den Posten des Generaldirektors 
(Staatssekretärs) im Büro des Staatskontrolleurs zu übernehmen. Der 
Leiter der Exportabteilung der Israel-Mission, Dr. Leron ist bereits nach 
Israel zurückgekehrt. Er wird in Kürze sein neues Amt als Israel Trade 
Commissioner in New York antreten. (In: Allgemeine Wodienzeitung der 
Juden, (XVIII/30) 19. 10. 1962.) 
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Industrie un 75 Mıll für Öllieferungen AQus Grolfs- alleın, dalß die Ausfuhren in den Gemeinsamen Markt, die
brıtannıen. iwa Prozent der israelıschen KExporte ausmachen, nıcht
Es besteht dıe Gefahr, daß dıe deutschen Leistungen in der gelährdet werden.

Das ıIn Tel Avıv erscheinende wochentlıche MitteilungsblattBundesrepublik als alleinıges Fundament für dıe Entwicklung
sraels ewertc werden. Diese Auffassung widerlegt der Be1- der „Irgun Öle7 Merkas Europa“ (30/36, September
trag der USA Israel. Washıngton hat 1n den etzten chn eroöffnet einen Leitartiıkel „ 10 Jahre Reparationsabkommen
Jahren Der Mrd. bereitgestellt. Ungeachtet dessen Ein wirtschaftlicher Erfolg”“ miıt der folgenden Fest-
bleibt der Wiedergutmachungsvertrag zwischen der Bundes- stellung:
republik un: Israel eın Akt der guten Absicht. Der ehemalige „Der Tag, dem VOI echn Jahren ın Luxemburg zwischen
israelısche Außenminister Sharett hat iıh: als „einzıgartıg ın den Regierungen sraels und der Deutschen Bundesrepublik
der Geschichte der Beziehungen der Vöolker bezeichnet“. das Abkommen über dıe Reparationen Deutschlands Israel
Nach dieser kontinui:erlichen Unterstützung des Staates Israel unterzeıiıchnet wurde, ctellt eiınen Markstein ın der wirtschaft-
sceıitens der Bundesrepublik ıst CS 195097 erstaunlıcher, daß dıe lıchen Geschichte uUNSCcCiIEeS Landes und einen Wendepunkt ın
wirtschaitlichen Maßnahmen ın einer merkwuürdigen polıtı- seiner Entwicklung dar. Die Probleme, die auf polıtıschem

wıe auf wirtschaftlichem (Gebiet damals ZUX Dehbatte standenschen Distanz zwischen beiden Staaten ausgeführt werden.
Der ökoenomische „Goodwiill”, den Bonn A den Jag jegte, und d1ıe sıch ın diesem abgelaufenen Jahrzehnt 1n verschie-
wird Vo  - dem Zögern, die polıtischen Beziehungen mıt Israel dener Hinsıcht weıiterentwickelt haben, bılden auch heute das

aktuelle I{hema uUNSsSCcCICS Interesses. s ist eın Termin, der -normalısıeren, heute hereits weitgehend neutralisiert.
Die wirtschaftliche Konstruktion des Wiedergutmachungs- SCIC nach rüuückwärts gewandte Aufmerksamkeit verdient wWw1IC
abkommens ermöglichte kontinulerliche Hılfeleistung nıcht wenıger Interesse 1 Hinblick auf zukünftige Ent-
Israel und gleichzeıtig dıe Eınschaltung deutscher Firmen in wicklungen, dıe sıch anbahnen moögen.
das israelhsche Exportgeschäft. Die Israel-Missıion 1n oln hat Die ‚Allgemeıne Wochenzeitung der Juden ın Deutschland
bısher 4535 deutsche Firmen Aufträage vergeben. Der Wert (AVI11/25 Vom September berichtet Von dem Emp-
schwankte zwischen 100 und 25 Millionen Der fang, den Dr. Shinnar ın Tel Avıv z zehnten Jahrestag der
Durchschnittswert der Aufträge lag bel 000 Unterzeichnung des Vertrages gab Proftessor Franz Böhm,
Nach den Angaben des Bundesamtes für gewerbliche Wirt- der Jler teiılnahm, betonte, 1e1 der deutschen Wiedergut-
schaft wurden 1M Kahmen der 2,4 Mrd Hilfeleistungen machung sS€]1  b nıcht NUur SCWESCH, den Juden den iıhnen
diıe meısten Aufträge dıe stahlverarbeıtende Industrie VOC1I- gefügten materıjellen Schaden wenıgstens Zu. eil ZU

teilt. Sie erreichten einen Wert VO  - /7106,8 Mill An ZweEe1- sefizen un dem Staat Israe]l die Kosten für dıe Einglıederung
ter Stelle stehen dıe Warenlieferungen der Stahl-, Fisen- un mıiıttelloser Einwanderer ZUT Verlügung ZU stellen (vgl und-
NE-Metallindustrie 1m Werte VoNnm 373,4 Ml Es folgen brief V, August 1952 Angermair: Die Wiedergut-
Erzeugnisse der chemischen und sonstigen Industrien 1mM machung dıe juden als moralısche Pflicht). Die Wiedergut-
Werte VOoO  - 326,2 Mıihl Fuür Dienstleistungen wurden machung erhalte auch dadurch ıhren Sınn, daft S1e ZUT Wiıe-
1438 Mıll fur Warenlieferungen a us der Landwirtschaft derherstellung der uüberindıyiduellen Jüdıschen Gemeinschalt
un Ernährungswirtschaift Mill ausgegeben. Fuür Ol- beitrage, dıe Hitler zerstoren wollte. 1€e8 S€1 durch dıe Re-
käufe Del britischen Olgesellschaften wurden 750 Mill paratıonsleıstungen den Staat Israel möglıch geworden.
ZUT Verfügung gestellt. In eınem Interview der „Jerusalem Ost  “ mı1t Proftfessor
Zu den größten Pro] ekten. dıe für die wirtschaftliche Entwick- Ohm sagte „Keın anderes and ın der Welt hat dıe ıhm
lung des Staates Israel bedeutsam sınd, gehören der Bau eiıner ZULI Verfügung stehenden Geilder wirksam ausgenutzt wWw1€e
Kupferhütte ın LTımna, der Bau eiıner. Roheisenanlage, der Israel. Obwohl ıch eın Bewunderer Vo  —_ Monopolen bın,
Ankauf Vo  — Frachtschiffen, ZwWeEe] Fahrgastfrachtschiffen, gylaube ich, dafß e  X eın schr weiser Schritt Wal, alle Kaufe be1

der Israel-Mission ın Öln zentralisieren. Die Missionwel Passagierschiffen Uun| 1er Tankern. Fur dıe Bewässe-
rung der Negevwüste wurden Kohrleitungen un!:! Pumpstatıo- hatte ine S5CHAauC Kenntnis der deutschen Industrlie, daflß
31  - beschafft. S1E darın Vo  3 keinem anderen Käufter erreicht wird.“
Israel kannte Aus dem Abkommen twa 12 bıs 15 Prozent
seiıner Jahresimporte decken. Da überwıegend Investitions-
guüter eingeführt wurden, erreichten dıe deutschen Lieferungen 14/5 arheı erforderlich
efwa Prozent der nach Israel importierten Entwicklungs- ber Wiedergutmachungsgesetzgebungguter.
Im Zuge der Abwicklung des Wiedergutmachungsabkommens VO  - Dr VAN DAM, Düsseldorf
haben sıch auch dje gegenseıitigen Handelsbeziehungen VEI-

ÄAus der Allgemeinen Wochenzeitung der Juden ın Deutschland“ (XVIHIH29)}stärkt. Israel hat während des etzten Jahres nach Deutsch-
and Waren 1mM Werte VO  - 110 Mıll exportiert un:! [(#12} Opktober 71962 brinzen WwW17 den upleich als Sonderdruck erschiene-
außerhalb des Wiedergutmachungsabkommens Erzeug- HE} UN: ın [’resse N: Rundfunk in der Bundesrepublık sehr beachteten

Deitrag D: Generalsekretär des Pentralrats der Iuden ım Deutschlandnısse U der Bundesrepublik 1mM Wert Von 120 Miıil. 1mM -
Er lautet:portiert. Nach den Erwartungen der israelischen Kegjerung

wırd ın den nachsten Jahren der Umfang des Warenaustau- Zahlreiche Anfragen gehen 2n der etzten €eıt heı AA ber
sches ın beiden Richtungen auf fwa S00 Mill geschätzt. den Stand der Uhedergutmachungsgesetzgebung €ın SOWI1E
Schon heute wırd Jedoch vVvVon israelıscher Seite besonders dar- üÜüber die Absıchten 17 Bundesregzierung, Volksvertretung MN
auf hingewiesen, dalß mıt Beendigung des Wiedergut- Ländern. Hıerzu freien noch Presseveröffentlichungen, dıe
machungsabkommens 1965 der Übergang zZUuU einem normalen sıch mıl den Uhedergutmachungszahlen befassen, zuweılen

bolemische Ausführungen ın der einen der anderen RKıchtung.Geschäft gefunden werden MU: Fuür dıe deutsche Exportindu-
strıe bedeutet dıes iıne intensive Erkundung des israelıschen 7Jon einem el derartıger Publikationen erhäalt IM4 den
Marktes un: dıe Aufnahme VOnN zweıseıtigen geschäftlichen Eindruck, als B dıe Bundesrepublık se1rt Bestehen nıchts (171-

Kontakten. deres hätte, als Wıredergutmachung leisten und ahre
Unabhängig VO  - der Entwicklung des deutsch-israelischen Ausgabenlast DVDOor allem 17 derartıgen Zahlungen bestünde.
Außenhandels hbleibt füur Israel heute dıe handelspolitische Bet anderen wiederum glaubt sach mehr als eın Jahr-
Verllechtung miıt der Europaischen Wirtschaftsgemeinschaft zehnt zurückversetzt, als ob die Bundesrepublık rst n An-
das erste Ziel IS U. Dabei haben die Überlegungen der fang der Wiedergutmachung stunde und Sanz 1E (Gesetze
EW G-Kommissıon 1n Brüssel, nach denen eın langfristiger ZUT RKegelung eINES völlıg neuartıgen, Otzlı aktuell OT-
Handelsvertrag eiıner Assozuerung sraels Al die EW! VOI-+- denen Problems bedürfe. Hıerdurch zwird Ne Verwirrung
SEZORCN werden sollte, hbe1 der israelıschen Keglerung eın hervorgerufen, durch dıe der Sache der Dhedergutmachung,
nachteiliges + gefunden. Entscheidend hleibt für Tel Aviv ebenso WW1LE der Bundesrepublık, sehr wenıg gedıent znrd Be-

Industrie und 75 Mill. DM für Ullieferungen aus Groß-
britannien. 
Es besteht die Gefahr, daß die deutschen Leistungen in der 
Bundesrepublik als alleiniges Fundament für die Entwicklung 
Israels gewertet werden. Diese Auffassung widerlegt der Bei-
trag der USA an Israel. Washington hat in den letzten zehn 
Jahren über 6 Mrd. DM bereitgestellt. Ungeaditet dessen 
bleibt der Wiedergutmachungsvertrag zwischen der Bundes-
republik und Israel ein Akt der guten Absicht. Der ehemalige 
israelische Außenminister Sharett hat ihn als „einzigartig in 
der Geschichte der Beziehungen der Völker bezeichnet". 
Nach dieser kontinuierlichen Unterstützung des Staates Israel 
seitens der Bundesrepublik ist es um so erstaunlicher, daß die 
wirtschaftlichen Maßnahmen in einer merkwürdigen politi-
schen Distanz zwischen beiden Staaten ausgeführt werden. 
Der ökonomische „Goodwill", den Bonn an den Tag legte, 
wird von dem Zögern, die politischen Beziehungen mit Israel 
zu normalisieren, heute bereits weitgehend neutralisiert. 
Die wirtschaftliche Konstruktion des Wiedergutmachungs-
abkommens ermöglichte kontinuierliche Hilfeleistung an 
Israel und gleichzeitig die Einschaltung deutscher Firmen in 
das israelische Exportgeschäft. Die Israel-Mission in Köln hat 
bisher an 4535 deutsdie Firmen Aufträge vergeben. Der Wert 
schwankte zwischen 100 DM und 25 Millionen DM. Der 
Durchsdmittswert der Aufträge lag bei 20 000 DM. 
Nach den Angaben des Bundesamtes für gewerbliche Wirt-
schaft wurden im Rahmen der 2,4 Mrd. DM Hilfeleistungen 
die meisten Aufträge an die stahlverarbeitende Industrie ver-
teilt. Sie erreiditen einen Wert von 716,8 Mill. DM. An zwei-
ter Stelle stehen die Warenlieferungen der Stahl-, Eisen- und 
NE-Metallindustrie im Werte von 373,4 Mill. DM. Es folgen 
Erzeugnisse der chemischen und sonstigen Industrien im 
Werte von 326,2 Mill. DM. Für Dienstleistungen wurden 
143 Mill. DM, für Warenlieferungen aus der Landwirtschaft 
und Ernährungswirtschaft 90 Mill. DM ausgegeben. Für Öl-
käufe bei britisdien Ölgesellschaften wurden 750 Mill. DM 
zur Verfügung gestellt. 
Zu den größten Projekten, die für die wirtschaftliche Entwick-
lung des Staates Israel bedeutsam sind, gehören der Bau einer 
Kupferhütte in Timna, der Bau einer Roheisenanlage, der 
Ankauf von 41 Frachtschiffen, zwei Fahrgastfrachtschiffen, 
zwei Passagierschiffen und vier Tankern. Für die Bewässe-
rung der Negevwüste wurden Rohrleitungen und Pumpstatio-
nen besdaafft. 
Israel konnte aus dem Abkommen etwa 12 bis 15 Prozent 
seiner Jahresimporte decken. Da überwiegend Investitions-
güter eingeführt wurden, erreiditen die deutschen Lieferungen 
etwa 30 Prozent der nach Israel importierten Entwicklungs-
güter. 
Im Zuge der Abwiddung des Wiedergutmadmngsabkommens 
haben sich auch die gegenseitigen Handelsbeziehungen ver-
stärkt. Israel hat während des letzten Jahres nach Deutsch-
land Waren im Werte von 110 Mill. DM exportiert und — 
außerhalb des Wiedergutmachungsabkommens — Erzeug-
nisse aus der Bundesrepublik im Wert von 120 Mill. DM im-
portiert. Nadi den Erwartungen der israelisdien Regierung 
wird in den nächsten Jahren der Umfang des Warenaustau-
sches in beiden Richtungen auf etwa 300 Mill. DM geschätzt. 
Schon heute wird jedoch von israelischer Seite besonders dar-
auf hingewiesen, daß mit Beendigung des Wiedergut-
madiungsabkommens 1965 der Übergang zu einem normalen 
Geschäft gefunden werden muß. Für die deutsche Exportindu-
strie bedeutet dies eine intensive Erkundung des israelischen 
Marktes und die Aufnahme von zweiseitigen geschäftlichen 
Kontakten. 
Unabhängig von der Entwicklung des deutsch-israelischen 
Außenhandels bleibt für Israel heute die handelspolitische 
Verflechtung mit der Europäischen Wirtsdmftsgemeinschaft 
das erste -Ziel [s. u. S... ] Dabei haben die Überlegungen der 
EWG-Kommission in Brüssel, nach denen ein langfristiger 
Handelsvertrag einer Assoziierung Israels an die EWG vor-
gezogen werden sollte, bei der israelischen Regierung kein 
nachteiliges Echo gefunden. Entscheidend bleibt für Tel Aviv 

allein, daß die Ausfuhren in den Gemeinsamen Markt, die 
etwa 30 Prozent der israelischen Exporte ausmachen, nicht 
gefährdet werden. 
Das in Tel Aviv erscheinende wöchentliche Mitteilungsblatt 
der „Irgun Olej Merkas Europa" (30/36, 7. September 1962), 
eröffnet einen Leitartikel „10 Jahre Reparationsabkommen 
— Ein wirtschaftlicher Erfolg" mit der folgenden Fest-
stellung: 
„Der Tag, an dem vor zehn Jahren in Luxemburg zwischen 
den Regierungen Israels und der Deutschen Bundesrepublik 
das Abkommen über die Reparationen Deutschlands an Israel 
unterzeichnet wurde, stellt einen Markstein in der wirtschaft-
lichen Geschichte unseres Landes und einen Wendepunkt in 
seiner Entwiddung dar. Die Probleme, die auf politisdaem 
wie auf wirtschaftlichem Gebiet damals zur Debatte standen 
und die sich in diesem abgelaufenen Jahrzehnt in verschie-
dener Hinsidit weiterentwidcelt haben, bilden auch heute das 
aktuelle Thema unseres Interesses. Es ist ein Termin, der un-
sere nach rückwärts gewandte Aufmerksamkeit verdient wie 
nicht weniger unser Interesse im Hinblick auf zukünftige Ent-
widdungen, die sich anbahnen mögen. 
Die ,Allgemeine Wochenzeitung der Juden in Deutschland' 
(XVIII/25 vom 14. September 1962) berichtet von dem Emp-
fang, den Dr. Shinnar in Tel Aviv zum zehnten Jahrestag der 
Unterzeichnung des Vertrages gab. Professor D. Franz Böhm, 
der hier teilnahr-n, betonte, Ziel der deutsdien Wiedergut-
machung sei nicht nur gewesen, den Juden den ihnen zu-
gefügten materiellen Schaden wenigstens zum Teil zu er-
setzen und dem Staat Israel die Kosten für die Eingliederung 
mittelloser Einwanderer zur Verfügung zu stellen (vgl. Rund-
brief V, 17/18, August 1952. R. Angermair: Die Wiedergut-
machung an die Juden als moralische Pflicht). Die Wiedergut-
machung erhalte auch dadurch ihren Sinn, daß sie zur Wie-
derherstellung der überindividuellen jüdischen Gemeinschaft 
beitrage, die Hitler zerstören wollte. Dies sei durch die Re-
parationsleistungen an den Staat Israel möglich geworden. — 
In einem Interview der „Jerusalem Post" mit Professor 
Böhm sagte er: „Kein anderes Land in der Welt hat die ihm 
zur Verfügung stehenden Gelder so wirksam ausgenutzt wie 
Israel. Obwohl ich kein Bewunderer von Monopolen bin, 
glaube ich, daß es ein sehr weiser Schritt war, alle Käufe bei 
der Israel-Mission in Köln zu zentralisieren. Die Mission 
hatte eine so genaue Kenntnis der deutschen Industrie, daß 
sie darin von keinem anderen Käufer erreicht wird." 

14/5 Klarheit erforderlich 

Über Wiedergutmachungsgesetzgebung 

von Dr. H. G. VAN DAM, Düsseldorf 

Aus der »AllgemeinenWochenzeitung der Juden in Deutschland« (XVII129) 
vom 12. Oktober 1962 bringen wir den zugleich als Sonderdruck erschiene-
nen und in Presse und Rundfunk in der Bundesrepublik sehr beachteten 
Beitrag vom Generalsekretär des Zentralrats der Juden in Deutschland. 
Er lautet: 

Zahlreiche Anfragen gehen in der letzten Zeit bei uns über 
den Stand der Wiedergutmachungsgesetzgebung ein sowie 
über die Absichten von Bundesregierung,Volksvertretung und 
Ländern. Hierzu treten noch Presseveröffentlichungen, die 
sich mit den Wiedergutmachungszahlen befassen, zuweilen 
polemische Ausführungen in der einen oder anderenRichtung. 
Von einenz T eil derartiger Publikationen erhält man den 
Eindruck, als ob die Bundesrepublik seit Bestehen nichts an-
deres getan hätte, als Wiedergutmachung zu leisten und ihre 
Ausgabenlast vor allem in derartigen Zahlungen bestünde. 
Bei anderen wiederum glaubt man sich um mehr als ein Jahr-
zehnt zurückversetzt, als ob die Bundesrepublik erst am An-
fang der Wiedergutmachung stünde und ganz neue Gesetze 
zur Regelung eines völlig neuartigen, plötzlich aktuell gewor-
denen Problems bedürfe. Hierdurch wird eine Verwirrung 
hervorgerufen, durch die der Sache der Wiedergutmachung, 
ebenso wie der Bundesrepublik, sehr wenig gedient wird. Be- 
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UJor 2027 auf dıe Ursachen dıeses Zustandes naher eingehen, als Schandifleck der Wiedergutmachung bezeichnet werden. Es
dürfen I2r folgendes eriınnern: ergibt sıch ferner, daß die Entschädigungszahlen keine LAaU-
Wir befinden uns mehr als sıebzehn Jahre nach dem nde des melnde Hohe erreıcht haben, WdsSs sıch aUs einem Vergleich der
zweiıten Weltkrieges un dem Zusammenbruch des national- obenerwaähnten Zahlen mıt dem Bundeshaushalt für eın Jahr
sozlalıstischen Unrechtsregimes. Die meiıisten Länder-Entschä- un den Aufwendungen $r dıe Verteidigung und verschiede-
dıigungsgesetze wurcden 1948 und 1949 erlassen. Der Abschlufß NCı anderer Positionen ermitteln laßt
des Wiedergutmachungsabkommens mıt dem Staate Israel Die Vertragskontrahenten der Bundesrepublik, ob C5 sıch nun

lıegt eın Jahrzehnt zurück. Das erste Bundesentschädigungs- die vertragsschließenden Parteijen des sogenannten Gene-
gesetz wurde VOrTr Nn Neun Jahren ıIn Kraft gesetztT, das ralvertrages, des Israel-Abkommens der der Einzelabkom-
vellıerte Bundesentschädigungsgesetz 1mM Julı 1956 verabschie- INen handelt, sind verpllichtet, anzuerkennen. dafß diese Ab-
det. Das Bundesrückerstattungsgesetz stammt AUS dem Jahre kommen iıhrem Geist gemäß durchgeführt worden sınd. Auch
1957 Eıs stellt die bundesrechtliche Ergänzung der Kuückerstat- entspricht unserer Würde und UNSCTCIHN interesse, dıe Fakten
Lungsgeselze der westlichen Besatzungsmächte Vo  — 1947 un: ftestzustellen un mıt den Füßen auft dem Boden der lat-
1949 dar. Die Bundesgesetzgebung für die Entschädigung der sachen bleiben. Andererseıits sınd wır aAuch ZU! Kritik he-
Beamten und Angestellten des öffentlichen Dienstes geht auf rechtigt un!: verpälichtet, sofern dıe Durchführung der Wie-
das Gesetz VOom 11 Maı 1951 zuruck. Die Bundesrepublik hat dergutmachung Anlafß hlerzu gıbt der die Notwendigkeit
terner während der etzten Jahre miıt verschıiedenen CUTO- für eın Einschreiten des Gesetzgebers besteht.
paıschen Ländern, und TW, Frankreich, Ltalıen, Holland,
Belgien, Griechenland, Norwegen, Luxemburg, Dänemark Die Uhedergutmachungsgesetzgebung as£ ein Rechtsgebiet
und der Schweiz Entschädigungsabkommen getroffen und

wI1e alle anderen Uun! daher der menschlichen Unvollkommen-einen Beıtrag dıe Entschädigung der österreichischen Opfer
des Nationalsoz:alısmus übernommen. Dıe Bundesrepublik heit SOWI1IE dem steten Flufi der (Greschehnisse unterwortfen. Das
hat ferner eın Abkommen mıt dem Hohen Kommissar der 131er-Gesetz für qdie Beamten un Angesteillten des Keıiches
Vereinten Natıonen für Flüchtlinge über dıe Entschädıgung un: der früheren Wehrmacht) und auch das Lastenausgleichs-
{ür dıe AUS Grüunden der Nationalıität Geschädigten SC gesetz sınd laufenden Bande geandert un ergänzt WOl -

troffen. den. Auch ler g1Dt eın Naturgesetz der auch 1Ur eıne
Verfassungsvorschrift, durch d16 dıe Wiıedergutmachungs-Auf rund des Bundesentschädigungsgesetzes werden bIs

nde 1962 etwa 14 Mıllıarden Deutsche Mark gezahlt se1n, gesetzgebung für Immer versteinert wird Es fragt sıch dem-
un ZWar nıcht {wa LUTr Juden, sondern alle Verfolg- nach, W as In dieser Hinsicht notwendıg ıst Vor allem MU:

Klarheit geschaffen werden. Das 1st wichtiger als alle Forde-ten, die Anspruche auf Grund des Gesetzes stellen können,
Iso auch AA Beıspiel polıtisch Verfolgte un!:! kirchliche IUNSCNH, 5: als dıie Erfüllung einzelner Wünsche. Der
und gewerkschaftliche Organısationen. Auf Grund des Bun- Wiedergutmachungsausschufß des vorıgen Bundestages, ber

auch das Bundesfinanzministerium hatten Aıe verschiedenendesrückerstattungsgesetzes werden bis nde 1962 e{wa 1, Miıl-
UOrganisationen iın der dNZCH Welt aufgefordert, TE AÄAn-lıarden Deutsche Mark gezahlt se1nN. Die Zahlung den aa

Israel ın ohe VOonNn Millıarden Deutsche Mark auf Grund lıegen mıtzutelilen. Diese wurden dann in einem dicken ata-
des Wiedergutmachungsabkommens ıst 1m wesentlichen log durch den Assıstenten des Ausschusses zusammen gestellt,

einNne Arbeit, die VOIN gegenwartıigen Ausschufß miıt Eıifer tort-durchgeführt € f.)
Bel dem Statıstischen Landesamt in Düsseldorf, eıne Zen- gesetizt wird (Gresetzgeberische Ergebnisse sınd aber, abge-
tralkarte; der Verfolgten geführt wird, sınd ber 1,7 Millıo- sehen Von der Änderung der Wiedergutmachung für dıe An

gehörigen des offentlichen Dienstes, nıcht herausgekommen.LECN Antragsteller registriert. Auf Antragsteller mit Wohn-
Die „Berge kreißten un eIN Mäuslein wurde geboren” Diesıtz 1n der Bundesrepublik, einschliefslich Berlın, entfallen

760 000 Ansprüche, WOTAaUS sıch erg1bt, dafß der jJüdische An- Organisationen iıhrerseıts selbstverständlich verpflich-
teıl für Einwohner der Bundesrepublik 11U! eiınen geringen tel, den VON den Amtltsstellen S1e herangetragenen Wün-
Bruchteil ausmacht. Auch das mufß einmal mıt Entschiedenheıiıt schen Rechnung tragen. Hierbei durften S1e nıcht die
festgehalten werden. Von 28 Millionen Anspruchen W ünsche Von Eınzelpersonen un kleinen Gruppen übersehen,

Begınn d1ieses Jahres 1) Millionen Änsprüche abschließend soweıt S1E 1U irgendwie vertretbar 1nN. Zu den ursprung-
bearbeitet, cdas sınd rund 08 Prozent. Die Entschädigungs- liıchen und vordringlıchen Anlıegen der Organisationen trat

daher noch eine Unzahl VOUNn Anregungen. ()ıese Methode derarbeıt wurde normalerweise 1963, VO  $ einıgen Ausnahme-
gebjeten abgesehen, 1Mm oroßen und anzcn Z H111 Abschluß Vorbereıiutung eiıner (Gesetzgebung hat ZU einem gewaltigen
kommen. Ausmafifß Erwartung geführt! Die obenerwähnte Inıtıatıve

des Gesetzgebers, sıch mıt eıner Demarche dıe Offentlich-
Änus der Analyse der statıstischen Posıtıon und der geseELZ- keit wenden, gekoppelt miıt Auslandsreisen und Vortrags-

geberischen Lage tourneen, ıst geeıgnet, eıne Stimmung schaffen, die siıch ın
paradoxer Weise Von der großen Wiedergutmachungsanstren-ergeben sıch folgende Schlüsse: Das Problem der materıiellen Suns durch dıe ben dargelegten (Gesetze und den Bemühun-Wiedergutmachung ıst ZWAar noch nıcht völlig gelöst, ber SCH vieler der Durchführung arbeitender Beamter abhebt.sehr weıt gefördert. DiIie Bundesrepublik, dıe sıch ormell als

Nachfolger des Deutschen Reiches deklariert hat, kann für
sıch ın Anspruch nehmen, eine große un ehrliche Anstren- Die andere Älternative,
SUung für die Abtragung eıner gewaltigen rechtlichen und die uns als dıe eINZIY logısche erscheint, ware die Vorlegung
moralischen Schuld des Dritten Reiches.auf sıchS Voön Gesetzentwurfen durch die Bundesregi:erung SCWESCH,
haben, obwohl S1IE aktisch nur einen e1] dıeses Reiches dar- AUS der sıch dıe Absichten des Gesetzgebers erkennen lassen.
stellt. Bei Akzeptierung der Zweiıstaatentheorie des Ostbhlocks Diıese Entwurfe waren dıe Grundlage für eINeEe Diskussion g‘_
ware  Da 11UX eıINE Teilrechtsnachfolge gegeben, un: INnan mulß N, dıe dann Beratungen über dıe finanzıelle ITragweite
bedauerlicherweise feststellen, dafß VOon dem östliıchen eıl der Entwurfs- un Änderungsvorschläge mıt den Ländern
Deutschlands keinerle; Wiedergutmachungsabkommen getrof - un 1m Rahmen des Wiedergutmachungsausschusses geführt
fen wurde. Auf der westlıchen NSeite des Eaisernen Vorhangs, haätte Soilte kein Entwurf für eine Anderung des Bundes-
In Österreich, wurde NnNUur eine SAdNz germgfugıge Wiıedergut- entschädıgungsgesetzes vorgelegt werden, hätte iıne Er-
machung gewährt, dıe mehr eine bescheidene sozıale Hılfe als klärung der Bundesregjierung abgegeben werden mussen,
einen Schadensersatz darstellt. Die Wiedergutmachung den durch ıe Klarheit geschaffen worden ware. Die Verwirrung,
Oösterreichischen Verfolgten, insbesondere den Juden AUS dıe durch eiıne Atmosphäre VU  - Geheimverhandlungen un
Wien, die dıe deutsche Literatur und Wissenschaft Wiedergutmachungskatalogen unverbindlichen harakters
gemeın bereıchert hatten willkürlich ZWEI Namen W 1E entsteht, wırd noch durch ZWEI1I weıtere Momente csehr erheb-
Stefan Ziweıg un: Arthur chnıtzler herauszugreifen mul lıch verstärkt.

vor wir auf die Ursachen dieses Zustandes näher eingehen, 
dürfen wir an folgendes erinnern: 
Wir befinden uns mehr als siebzehn Jahre nach dem Ende des 
zweiten Weltkrieges und dem Zusammenbruch des national-
sozialistischen Unrechtsregimes. Die meisten Länder-Entschä-
digungsgesetze wurden 1948 und 1949 erlassen. Der Abschluß 
des Wiedergutmachungsabkommens mit dem Staate Israel 
liegt ein Jahrzehnt zurück. Das erste Bundesentschädigungs-
gesetz wurde vor genau neun Jahren in Kraft gesetzt, das no-
vellierte Bundesentschädigungsgesetz im Juli 1956 verabschie-
det. Das Bundesrückerstattungsgesetz stammt aus dem Jahre 
1957. Es stellt die bundesrechtliche Ergänzung der Rückerstat-
tungsgesetze der westlichen Besatzungsmächte von 1947 und 
1949 dar. Die Bundesgesetzgebung für die Entschädigung der 
Beamten und Angestellten des öffentlichen Dienstes geht auf 
das Gesetz vom 11. Mai 1951 zurück. Die Bundesrepublik hat 
ferner während der letzten Jahre mit verschiedenen euro-
päischen Ländern, und zwar: Frankreich, Italien, Holland, 
Belgien, Griechenland, Norwegen, Luxemburg, Dänemark 
und der Schweiz Entschädigungsabkommen getroffen und 
einen Beitrag an die Entschädigung der österreichischen Opfer 
des Nationalsozialismus übernommen. Die Bundesrepublik 
hat ferner ein Abkommen mit dem Hohen Kommissar der 
Vereinten Nationen für Flüchtlinge über die Entschädigung 
für die aus Gründen der Nationalität Geschädigten ge-
troffen. 
Auf Grund des Bundesentschädigungsgesetzes werden bis 
Ende 1962 etwa 14 Milliarden Deutsche Mark gezahlt sein, 
und zwar nicht etwa nur an Juden, sondern an alle Verfolg-
ten, die Ansprüche auf Grund des Gesetzes stellen können, 
also auch zum Beispiel an politisch Verfolgte und an kirchliche 
und gewerkschaftliche Organisationen. Auf Grund des Bun-
desrückerstattungsgesetzes werden bis Ende 1962 etwa 1,5 Mil-
liarden Deutsche Mark gezahlt sein. Die Zahlung an den Staat 
Israel in Höhe von 3 Milliarden Deutsche Mark auf Grund 
des Wiedergutmachungsabkommens ist im wesentlichen 
durchgeführt (s. o. S. 42 f.). 
Bei dem Statistischen Landesamt in Düsseldorf, wo eine Zen-
tralkartei der Verfolgten geführt wird, sind über 1,7 Millio-
nen Antragsteller registriert. Auf Antragsteller mit Wohn-
sitz in der Bundesrepublik, einschließlich Berlin, entfallen 
760 000 Ansprüche, woraus sich ergibt, daß der jüdische An-
teil für Einwohner der Bundesrepublik nur einen geringen 
Bruchteil ausmacht. Auch das muß einmal mit Entschiedenheit 
festgehalten werden. Von 2,8 Millionen Ansprüchen waren 
zu Beginn dieses Jahres 1,9 Millionen Ansprüche abschließend 
bearbeitet, das sind rund 68 Prozent. Die Entschädigungs-
arbeit würde normalerweise 1963, von einigen Ausnahme-
gebieten abgesehen, im großen und ganzen zum Abschluß 
kommen. 

Aus der Analyse der statistischen Position und der gesetz- 
geberischen Lage 

ergeben sich folgende Schlüsse: Das Problem der materiellen 
Wiedergutmachung ist zwar noch nicht völlig gelöst, aber 
sehr weit gefördert. Die Bundesrepublik, die sich formell als 
Nachfolger des Deutschen Reiches deklariert hat, kann für 
sich in Anspruch nehmen, eine große und ehrliche Anstren-
gung für die Abtragung einer gewaltigen rechtlichen und 
moralischen Schuld des Dritten Reiches .auf sich genommen zu 
haben, obwohl sie faktisch nur einen Teil dieses Reiches dar-
stellt. Bei Akzeptierung der Zweistaatentheorie des Ostblocks 
wäre nur eine Teilrechtsnachfolge gegeben, und man muß 
bedauerlicherweise feststellen, daß von dem östlichen Teil 
Deutschlands keinerlei Wiedergutmachungsabkommen getrof-
fen wurde. Auf der westlichen Seite des Eisernen Vorhangs, 
in Osterreich, wurde nur eine ganz geringfügige Wiedergut-
machung gewährt, die mehr eine bescheidene soziale Hilfe als 
einen Schadensersatz darstellt. Die Wiedergutmachung an den 
österreichischen Verfolgten, insbesondere an den Juden aus 
Wien, die die deutsche Literatur und Wissenschaft so un-
gemein bereichert hatten — um willkürlich zwei Namen wie 
Stefan Zweig und Arthur Schnitzler herauszugreifen —, muß 

als Schandfleck der Wiedergutmachung bezeichnet werden. Es 
ergibt sich ferner, daß die Entschädigungszahlen keine tau-
melnde Höhe erreicht haben, was sich aus einem Vergleich der 
obenerwähnten Zahlen mit dem Bundeshaushalt für ein Jahr 
und den Aufwendungen für die Verteidigung und verschiede-
ner anderer Positionen ermitteln läßt. 
Die Vertragskontrahenten der Bundesrepublik, ob es sich nun 
um die vertragsschließenden Parteien des sogenannten Gene-
ralvertrages, des Israel-Abkommens oder der Einzelabkom-
men handelt, sind verpflichtet, anzuerkennen, daß diese Ab-
kommen ihrem Geist gemäß durchgeführt worden sind. Auch 
entspricht es unserer Würde und unserem Interesse, die Fakten 
festzustellen und mit den Füßen auf dem Boden der Tat-
sachen zu bleiben. Andererseits sind wir auch zur Kritik be-
rechtigt und verpflichtet, sofern die Durchführung der Wie-
dergutmachung Anlaß hierzu gibt oder die Notwendigkeit 
für ein Einschreiten des Gesetzgebers besteht. 

Die Wiedergutmachungsgesetzgebung ist ein Rechtsgebiet 

wie alle anderen und daher der menschlichen Unvollkommen-
heit sowie dem steten Fluß der Geschehnisse unterworfen. Das 
131er-Gesetz (für die Beamten und Angestellten des Reiches 
und der früheren Wehrmacht) und auch das Lastenausgleichs-
gesetz sind am laufenden Bande geändert und ergänzt wor-
den. Auch hier gibt es kein Naturgesetz oder auch nur eine 
Verfassungsvorschrift, durch die die Wiedergutmachungs-
gesetzgebung für immer versteinert wird. Es fragt sich dem-
nach, was in dieser Hinsicht notwendig ist. Vor allem muß 
Klarheit geschaffen werden. Das ist wichtiger als alle Forde-
rungen, sogar als die Erfüllung einzelner Wünsche. Der 
Wiedergutmachungsausschuß des vorigen Bundestages, aber 
auch das Bundesfinanzministerium hatten die verschiedenen 
Organisationen in der ganzen Welt aufgefordert, ihre An-
liegen mitzuteilen. Diese wurden dann in einem dicken Kata-
log durch den Assistenten des Ausschusses zusammengestellt, 
eine Arbeit, die vom gegenwärtigen Ausschuß mit Eifer fort-
gesetzt wird. Gesetzgeberische Ergebnisse sind aber, abge-
sehen von der Änderung der Wiedergutmachung für die An-
gehörigen des öffentlichen Dienstes, nicht herausgekommen. 
Die „Berge kreißten und ein Mäuslein wurde geboren". Die 
Organisationen ihrerseits waren selbstverständlich verpflich-
tet, den von den Amtsstellen an sie herangetragenen Wün-
schen Rechnung zu tragen. Hierbei durften sie nicht die 
Wünsche von Einzelpersonen und kleinen Gruppen übersehen, 
soweit sie nur irgendwie vertretbar waren. Zu den ursprüng-
lichen und vordringlichen Anliegen der Organisationen trat 
daher noch eine Unzahl von Anregungen. Diese Methode der 
Vorbereitung einer Gesetzgebung hat zu einem gewaltigen 
Ausmaß an Erwartung geführt! Die obenerwähnte Initiative 
des Gesetzgebers, sich mit einer Demarche an die Öffentlich-
keit zu wenden, gekoppelt mit Auslandsreisen und Vortrags-
tourneen, ist geeignet, eine Stimmung zu schaffen, die sich in 
paradoxer Weise von der großen Wiedergutmachungsanstren-
gung durch die oben dargelegten Gesetze und den Bemühun-
gen vieler an der Durchführung arbeitender Beamter abhebt. 

Die andere Alternative, 

die uns als die einzig logische erscheint, wäre die Vorlegung 
von Gesetzentwürfen durch die Bundesregierung gewesen, 
aus der sich die Absichten des Gesetzgebers erkennen lassen. 
Diese Entwürfe wären die Grundlage für eine Diskussion ge-
wesen, die dann zu Beratungen über die finanzielle Tragweite 
der Entwurfs- und Änderungsvorschläge mit den Ländern 
und im Rahmen des Wiedergutmachungsausschusses geführt 
hätte. Sollte kein Entwurf für eine Änderung des Bundes-
entschädigungsgesetzes vorgelegt werden, so hätte eine Er-
klärung der Bundesregierung abgegeben werden müssen, 
durch die Klarheit geschaffen worden wäre. Die Verwirrung, 
die durch eine Atmosphäre von Geheimverhandlungen und 
Wiedergutmachungskatalogen unverbindlichen Charakters 
entsteht, wird noch durch zwei weitere Momente sehr erheb-
lich verstärkt. 
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Kınmal spricht 199003  - vıel Vo  - einem „Schlußgesetz“, als ob Jede fiskalısche UÜbertreibung RE nıcht! Vonrn Nutzen, sondern
durch dieses eine Gresetz alle LUr möglichen Probleme auf DVOoO Schaden fir den Staat Ebenso gefährlich K Her auch

C1in Bestreben, „das ınd mık dem ade auszuschütten“diesem Gebiete abschließend gelöst werden muüfßten un: ine
absolute Verwirkung eintrate, W CN der eiNe der andere und hei der Aufstellung VO  w Forderungen nıcht das erforder-Punkt dort keıne Aufnahme fande Das hat die JTendenz ZULC

Folge, nıcht eiwa das Bundesentschädigungsgesetz abzuaäan- ıche Maifiß einzuhalten. Das kann INd'  - nıcht VO  w einzelnen
(reschadıgten, auch nicht Von den vielen Interessentengruppie-dern, sondern ein Gesetz miıt Banz Konzeptionen PCI- runsSch verlangen, wohl ber von den Urganisationen, dıe sıch(ektionistisch schaffen. Sollte dıe Bundesregi:erung cıe Ab-

sicht haben, ein Bundesentschädigungsgesetz unfier Ab- allgemeinen Maßßstähben ausrichten und or:entieren MNUS-
SC.  - FKine große Anzahl VO. (reschädigten Im In- un:! Aus-weichung VOoO  - der bisherigen Konzeption einzubringen, land, dıe Empfänger VvVon Hinterbliebenen- un: Berufsscha-mülte dıieses auch gesagt werden. Der Ausdruck „Schluß- denrenten SOWI1€e Pensjionäare sınd davon abhängig, daß dıegesetz”, der ın uUuLNsSscCcrer Gegenwart VO  - einem Bundestags- Bundesrepubhlik iıhren Verpfllichtungen ordnungsgemäß nach-abgeordneten gepragt wurde, hberuht darauf, dafß die Frist kommt, w1€e S1C auch dıie kollektive Leistung an den Staatfür den formellen Abschlufß der Entschädigung AUuUs technischen Israel, ZU. el schneller als vorgeschen, beglichen hat Mi-Gründen verlängert werden MU: Der zweıte negatıve un:

sehr schadlıche Faktor hbesteht ın der Verkoppelung eınes se1t nımalısıerung der bisherigen Leistung, Verweigerung der An-
erkennung dıe vielen Keamten un: Angestellten, die auf

langem fallıgen und unumgänglichen Gesetzesaktes miıt eiıner einem Ast der Verwaltung für verhältnismäßig geringeNovellierung des Bundesentschädigungsgesetzes. Hier handelt Gehälter ın undankbarem KEınsatz ihre Kräftte verbraucht ha-
sıch die Abänderung des Bundesrückerstattungsgesetzes,

die unausweichbar ist. Der Höchstbetrag VO  - 1! Millıarden ben, Verkennung des (zeistes der Gesetzgebung, Herabsetzung
un unrealıistische Darstellung iıhrer Ergebnisse SOWI1E Ver-Deutsche Mark fur die Durchführung dieses Gesetzes, das der ew1ıgung der Problematik sınd für cıe Sache der Wiedergut-Rückerstattung der durch das eich entzogenen Vermögens-

objekte dient, ist erschöpift und hbedart der Aufstockung. Der machung verderblıich. Das gleiche gılt VO  — einer Atrophie der
Gesetzgebung der für Zusagen, die 1113  - nıcht durchführenund hat für Personen ber Jahre bereits Vorschusse ann. Andererseits dürfen WIT ber auch VOIl der Bundesregi1ce-außerhalbh des (sesetzes hıs einem Höchstbetrage gewährt, runs WIECE auch VOoOoNn der Volksvertretung erwarten, daß S1E in

un!: ZWal autf der Basıs einer Quote VO.  k Prozent. Es MU! dem abgesteckten Rahmen der Rechtsstaatlichkeit un: dernunmehr festgestellt werden, WIe hoch die Quote wird, wobel volkswirtschaftlichen Vernunit dıe gesetzgeberischen Maßnah-
VOIl vielen Seiten, auch VvVon Sachverständigen, cdie Erwartung InNCIl ergreifen, dıe ertorderlich sınd
ZU) Ausdruck gebracht wiırd, dafs eiINE hundertprozentige Be-
friedigung erfolgt. Das würde zweiıfellos politisch einen sehr
erheblichen Eindruck machen, wober das Gesamtobjekt hıs 14/6 Die Zentrale der Landesjustizverwaltungen1, Milliarden Deutsche Mark aum übersteigen wurde. Diese

ZUFE Aufklärung nationalsozialistischerGewaltverbrechenBefriedigung ware schon längst vollzogen, WCNN d1e Bundes- in udwizssburgregıerung nıcht 1957 durch die V orschrift des des Gesetzes,
UO:  x Oberstaatsanwalt Frrn Schüle, Ludwigsburgaus außenpolitischen Gründen, ber auf Kosten der durch den

Generalvertrag un den Israel-Vertrag berechtigten Kreise Mıc freundlıchem Einverständnis der Schriftleitung der ‚ Juristenzeıitung‘
den rsatz auft dıe Entziehung VO  - jekten 1m Ausland —- Nr S, Tübingen, 1962, 341 bringen Wır den folgenden Beıtrag, 1NS-

besondere auch ım Hinblick aut die 1ın nächster Zeit bevorstehendenstreckt und spater die Beweılsanforderungen herabgesetzt
hätte. Das ıst durchaus erfreulıch un anerkennenswert, kann Verfahren 1. nationalsozialistischer Verbrechen, die ZULC Behandlung VorI

hber nıcht auf die anderen Geschädigten abgewälzt werden. den Gerichten der Bundesrepublik kommen.

Man IMU: Jetzt dıe Konsequenz zıehen, die sıch ber im Rah- Vor einıger eıt stellte eın bekannter Rechtslehrer dıe Frage,
INE  - der obenerwähnten Beträge, WI1EC  . verhältnismäßig leicht vA ob die Zentrale Stelle der LandesJjustizverwaltungen ZUrTr Auftf-
berechnen ıst, halten wıird Wir haben 1n unNnsec£rem Artikel klärung nationalsozialistischer Gewaltsverbrechen urz g'_
Beginn des Kalenderjahres („Allgemeine”, Nr XVI/41, 5. Ja nannt Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen eine
LLUAI üunter der Überschrift „Wiedergutmachung 1962 eigene Strafprozeßordnung habe Diese Frage, cdıe ın der
Aufgaben V 0().  - Gesetzgebung und Verwaltung”, diese Fragen Krwartung gestellt wurde, der Mangel iıhrer Ernsthaftigkeit
ı1m einzelnen behandelt Es ist eINe Forderung des Zentral- werde nıcht verkannt werden, gab Anlaß einer Diskussion
rais der Juden ın Deutschland, dafß die ber dıe Entstehungsgeschichte, dıe UOrganisatıon, dıe Auf-

gaben und die Arbeitsweıise der Zentralen Stelle. Dabei wurde
wiederholt ZU Ausdruck gebracht, daß er dıe ZentraleNovelle ZU Bundesrückerstattungsgesetz UVor nde dieses

Jahres eingebracht wird, da dıes rechtlıch notwend1ig 158 UN. Stelle 1n Fachkreisen häufig unrichtige Vorstellungen herrsch-
weder auf technische, noch finanzıel! unuberwıindbare Schwie- ten und dafß daher wunschenswert erscheine, cdıese nklar-

heiten ZL beseitigen.rıigkeiten stößt,
Die Entstehungsgeschichte der Zentralen Stelle der Landes-

ıs ıst ferner erwarten, daiiß dıe Bundesregierung der Volks- jJustizverwaltungen mul im Zusammenhang mıt dem Bemühen
vertreiung der der Offentlichkeit iıne Auskunft darüber der deutschen Justiz gesehen werden, dıie während der natıo-
teiit, ob und ın welchem Umfang das BundesentschäadigungSs- nalsozıalıstischen Gewaltherrschaft begangenen Gewaltverbre-
geselz novelliert werden soll, SC1 denn, daß S1E ın der Lage chen süuhnen. Die Strafverfolgung nationalsozialıstischer
ist, bereits einen Gesetzentwurf vorzulegen. Auch hier haben Verbrecher durch dıe (Gerichte der Bundesrepublik seizte be-
WITr Einzelheiten bereits Januar 19692 Steliung 5C- reıts HmM Jahre 1945 ein, soweıt dıe Aburteilung solcher Delikte
NOMMMEN. Wir stehen auf dem Standpunkt, daflß jJedenfalls nıcht der Zuständigkeit der deutschen Gerichtsbarkeit durch
dıe Verfolgten, die die Folterqualen der KZ-Behandlung, der die damalıgen Siegermachte überhaupt entzogen Wa  — Es han-
Gestapomethoden und der Einschließung ın Haftanstalten des delte sich dabe: in ersier Linie Straftaten, die 1m Gebiet
Dritten Reiches erdulden mulßten, einen schweren (Gsesund- der Bundesrepublik un: Westberlins Deutschen begangen
heitsschaden erlıtten haben, der 1 Lıichte der modernen WIS- worden Die Aufklärung un: Verfolgung solcher Strafi-
senschaftlichen Erkenntnisse ın ANSCIHLCSSCNCT Weise ent- atien beret:tete auch keine weıteren Schwierigkeiten, da Ja die
schädigen ist. Staatsanwaltschaft des Tatortes tatıg werden konnte Anders
Wır haben uns VOT einıger eit dieser Stelle mıiıt emer lagen dA:e Verhältnisse hbei den Straftaten, dıe außerhalb des
Hemmung des sozıalen Fortschrittes durch dıe mıßbräauchliche heutigen Bundesgebietes eifwa durch Kınsatzgruppen un
Verwendung der Phrase Von der „Gefalligkeitsdemokratie” -kommandos der andere Dienststellen der (restapo und des
hefalßt un auch hbei anderer Gelegenheit dıe Prioritat der SOW1€ ın Konzentrations- un Vernichtungslagern hbe-
Wiedergutmachung gegenüber manchen Posıtionen hervor- BANSCH worden In dıesen Fällen fehlte nıcht NUur

gehoben. E1INET zuständıgen Strafverfolgungsbehörde, sondern auch

Einmal spricht man zu viel von einem „Schlußgesetz", als ob 
durch dieses eine Gesetz alle nur möglidien Probleme auf 
diesem Gebiete abschließend gelöst werden müßten und eine 
absolute Verwirkung einträte, wenn der eine oder andere 
Punkt dort keine Aufnahme fände. Das hat die Tendenz zur 
Folge, nicht etwa das Bundesentschädigungsgesetz abzuän-
dern, sondern ein Gesetz mit ganz neuen Konzeptionen per-
fektionistisdi zu schaffen. Sollte die Bundesregierung die Ab-
sidit haben, ein neues Bundesentschädigungsgesetz unter Ab-
weichung von der bisherigen Konzeption einzubringen, so 
müßte dieses auch gesagt werden. Der Ausdruck „Schluß-
gesetz", der in unserer Gegenwart von einem Bundestags-
abgeordneten geprägt wurde, beruht darauf, daß die Frist 
für den formellen Abschluß der Entschädigung aus technisdien 
Gründen verlängert werden muß. Der zweite negative und 
sehr sdiädliche Faktor besteht in der Verkoppelung eines seit 
langem fälligen und unumgänglichen Gesetzesaktes mit einer 
Novellierung des Bundesentschädigungsgesetzes. Hier handelt 
es sidi um die Abänderung des Bundesrückerstattungsgesetzes, 
die unausweidibar ist. Der Höc.hstbetrag von 1,5 Milliarden 
Deutsche Mark für die Durchführung dieses Gesetzes, das der 
Rückerstattung der durch das Reich entzogenen Vermögens-
objekte dient, ist erschöpft und bedarf der Aufstockung. Der 
Bund hat für Personen über 65 Jahre bereits Vorsdiüsse 
außerhalb des Gesetzes bis zu einem Höchstbetrage gewährt, 
und zwar auf der Basis einer Quote von 75 Prozent. Es muß 
nunmehr festgestellt werden, wie hoch die Quote wird, wobei 
von vielen Seiten, auch von Sachverständigen, die Erwartung 
zum Ausdruck gebracht wird, daß eine hundertprozentige Be-
friedigung erfolgt. Das würde zweifellos politisch einen sehr 
erheblidien Eindruck machen, wobei das Gesamtobjekt 1 bis 
1,5 Milliarden Deutsche Mark kaum übersteigen würde. Diese 
Befriedigung wäre schon längst vollzogen, wenn die Bundes-
regierung nicht 1957 durch die Vorschrift des § 5 des Gesetzes, 
aus außenpolitischen Gründen, aber auf Kosten der durdi den 
Generalvertrag und den Israel-Vertrag berechtigten Kreise 
den Ersatz auf die Entziehung von Objekten im Ausland er-
stredd und später die Beweisanforderungen herabgesetzt 
hätte. Das ist durchaus erfreulich und anerkennenswert, kann 
aber nidit auf die anderen Geschädigten abgewälzt werden. 
Man muß jetzt die Konsequenz ziehen, die sich aber im Rah-
men der obenerwähnten Beträge, wie verhältnismäßig leicht zu 
berechnen ist, halten wird. Wir haben in unserem Artikel zu 
Beginn des Kalenderjahres („Allgemeine", Nr. XVI/41, 5. Ja-
nuar 1962) unter der Überschrift „Wiedergutmachung 1962 — 
Aufgaben von Gesetzgebung und Verwaltung", diese Fragen 
im einzelnen behandelt. Es ist eine Forderung des Zentral-
rats der Juden in Deutschland, daß die 

Novelle zum Bundesrückerstattungsgesetz vor Ende dieses 
Jahres eingebracht wird, da dies rechtlich notwendig ist und 
weder auf technische, noch finanziell uniiberwindbare Schwie- 

rigkeiten stößt. 

Es ist ferner zu erwarten, daß die Bundesregierung der Volks-
vertretung oder der Offentlichkeit eine Auskunft darüber er-
teilt, ob und in welchem Umfang das Bundesentschädigungs-
gesetz novelliert werden soll, es sei denn, daß sie in der Lage 
ist, bereits einen Gesetzentwurf vorzulegen. Auch hier haben 
wir zu Einzelheiten bereits am 5. Januar 1962 Stellung ge-
nommen. Wir stehen auf dem Standpunkt, daß jedenfalls 
die Verfolgten, die die Folterqualen der KZ-Behandlung, der 
Gestapomethoden und der Einschließung in Haftanstalten des 
Dritten Reiches erdulden mußten, einen schweren Gesund-
heitsschaden erlitten haben, der im Lichte der modernen wis-
senschaftlichen Erkenntnisse in angemessener Weise zu ent-
schädigen ist. 
Wir haben uns vor einiger Zeit an dieser Stelle mit einer 
Hemmung. des sozialen Fortsdirittes durch die mißbräuchliche 
Verwendung der Phrase von der „Gefälligkeitsdemokratie" 
befaßt und auch bei anderer Gelegenheit die Priorität der 
Wiedergutmadiung gegenüber manchen Positionen hervor-
gehoben. 

Jede fiskalische Übertreibung ist nicht von Nutzen, sondern 
von Schaden für den Staat. Ebenso gefiihrlich ist aber auch 

ein Bestreben, „das Kind mit dem Bade auszuschütten" 

und bei der Aufstellung von Forderungen nidit das erforder-
lidie Maß einzuhalten. Das kann man nicht von einzelnen 
Geschädigten, auch nicht von den vielen Interessentengruppie-
rungen verlangen, wohl aber von den Organisationen, die sich 
an allgemeinen Maßstäben ausrichten und orientieren müs-
sen. Eine große Anzahl von Geschädigten im In- und Aus-
land, die Empfänger von Hinterbliebenen- und Berufsscha-
denrenten sowie Pensionäre sind davon abhängig, daß die 
Bundesrepublik ihren Verpflichtungen ordnungsgemäß nach-
kommt, wie sie auch die kollektive Leistung an den Staat 
Israel, zum Teil schneller als vorgesehen, beglichen hat. Mi-
nimalisierung der bisherigen Leistung, Verweigerung der An-
erkennung an die vielen Beamten und Angestellten, die auf 
einem toten Ast der Verwaltung für verhältnismäßig geringe 
Gehälter in undankbarem Einsatz ihre Kräfte verbraucht ha-
ben,Verkennung des Geistes der Gesetzgebung, Herabsetzung 
und unrealistische Darstellung ihrer Ergebnisse sowie Ver-
ewigung der Problematik sind für die Sache der Wiedergut-
machung verderblich. Das gleiche gilt von einer Atrophie der 
Gesetzgebung oder für Zusagen, die man nicht durchführen 
kann. Andererseits dürfen wir aber auch von der Bundesregie-
rung wie auch von der Volksvertretung erwarten, daß sie in 
dem abgesteckten Rahmen der Rechtsstaatlidikeit und der 
volkswirtschaftlichen Vernunft die gesetzgeberischen Maßnah-
men ergreifen, die erforderlich sind. 

14/6 Die Zentrale der Landesjustizverwaltungen 
zur Aufklärung nationalsozialistischer Gewaltverbrechen 

in Ludwigsburg 
von Oberstaatsanwalt Erwin Schüle, Ludwigsburg 

Mit freundlichem Einverständnis der Schriftleitung der Juristenzeitung` 
Nr. 8, Tübingen, 1962, S. 241 ff. bringen wir den folgenden Beitrag, ins-
besondere auch im Hinblick auf die in nädister Zeit bevorstehenden ca. 700 
Verfahren i. S. nationalsozialistisdier Verbrechen, die zur Behandlung vor 
den Geriditen der Bundesrepublik kommen. 

Vor einiger Zeit stellte ein bekannter Rechtslehrer die Frage, 
ob die Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen zur Auf-
klärung nationalsozialistischer Gewaltsverbrechen — kurz ge-
nannt Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen — eine 
eigene Strafprozeßordnung habe. Diese Frage, die in der 
Erwartung gestellt wurde, der Mangel ihrer Ernsthaftigkeit 
werde nicht verkannt werden, gab Anlaß zu einer Diskussion 
über die Entstehungsgesdiichte, die Organisation, die Auf-
gaben und die Arbeitsweise der Zentralen Stelle. Dabei wurde 
wiederholt zum Ausdruck gebradit, daß über die Zentrale 
Stelle in Fadikreisen häufig unrichtige Vorstellungen herrsch-
ten und daß es daher wünschenswert erscheine, diese UnIdar-
heiten zu beseitigen. 
Die Entstehungsgeschichte der Zentralen Stelle der Landes-
justizverwaltungen muß im Zusammenhang mit dem Bemühen 
der deutschen Justiz gesehen werden, die während der natio-
nalsozialistischen Gewaltherrschaft begangenen Gewaltverbre-
dien zu sühnen. Die Strafverfolgung nationalsozialistischer 
Verbrecher durdi die Gerichte der Bundesrepublik setzte be-
reits im Jahre 1945 ein, soweit die Aburteilung solcher Delikte 
nicht der Zuständigkeit der deutschen Gerichtsbarkeit durdi 
die damaligen Siegermächte überhaupt entzogen war. Es han-
delte sich dabei in erster Linie um Straftaten, die im Gebiet 
der Bundesrepublik und Westberlins an Deutschen begangen 
worden waren. Die Aufklärung und Verfolgung solcher Straf-
taten bereitete auch keine weiteren Sdiwierigkeiten, da ja die 
Staatsanwaltsdiaft des Tatortes tätig werden konnte. Anders 
lagen die Verhältnisse bei den Straftaten, die außerhalb des 
heutigen Bundesgebietes etwa durch Einsatzgruppen und 
-kommandos oder andere Dienststellen der Gestapo und des 
SD sowie in Konzentrations- und Vernichtungslagern be-
gangen worden waren. In diesen Fällen fehlte es nicht nur an 
einer zuständigen Strafverfolgungsbehörde, sondern auch an 
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der Kenntnis des Tatgeschehens und der dı1esem Jat- ın Bad Harzburg 1m Oktober 1958 ın eınen Gedanken- und
geschehen beteiligten 3 äter Kam eine solche Straftat durch Erfahrungsaustausch treten Die bei dieser Konferenz
Zufall ZUr Kenntnis einer Strafverfolgungsbehörde, e{wa weıl gestellten Überlegungen ührten ZU dem Ergebnis, daß L1UF

eın Zeuge einen Täter zufällig zuf der Straße erkannt hatte, durch eiINE zentrale Aufklärung e1INeE restlose Erfassung un!
annn stieß die Aufklärung des Sachverhalts häufig auf Verfolgung der VO  a} den nationalsozialıstischen Gewalthabern
überwindliche Schwierigkeiten, weil den Strafverfolgungs- 888 Ausland in den Jahren 1939 bıs 1945 begangenen Ver-
Organcen die organısıerten Vernichtungsmalßßnahmen unbekannt brechen möglıch sel Da die Justizhoheit infolge des tödera-
. Dem betreffenden Beschuldigten War deshalb In der listischen Aufbaus der Bundesrepublik bei den einzelnen Län-
Regel möglich, durch einfaches Bestreiten der ihn — ern liegt, konnte ZUF Aufklarung und Verfolgung solcher
hobenen Beschuldigungen ine Kinstellung des Verfahrens Straftaten eine zentrale Staatsanwaltschaft nıcht geschaffen
mangels hinreichenden Schuldnachweises erreiıchen, zumal werden. Dagegen War möglich, eine gemeınsame Vorermitt-
dıe VOHIM Anzeigeerstatter behaupteten 1 aten unglaublich lungsstelle 1Ns Leben rufen. Diese miıt abgeordneten Rich-
erschienen, daß jeder unbefangene Richter der Staatsanwalt tern un: Staatsanwälten besetzte Stelle sollte diıe Systema-
die Anschuldigung in das eıiıch der Fabel verwıes der fur tische Erforschung solcher 1 Ausland begangenen Taten

durchführen und das Ergebnis ıhrer Nachforschungen dıedıie Ausgeburt einer überhitzten Phantasie halten mußte Zur
Veranschaulichung moge eın  M Beispiel Aus der Praxis cd1enen. jeweıiıls zuständige Staatsanwaltschaft ZUT weıiteren Durchfüh-
Im Jahre 1953 wWar beı einer Staatsanwaltschaft eın ehemalıger rTung der Strafverfolgung abgeben. Die Justizminister und
Polizeibeamter angezeıgt worden, habe während des Krie- Senatoren der deutschen Bundesländer schlossen eine Ver-
SCS Goldrubelstücke mit nach Hause gebracht un auf dıe waltungsvereinbarung ber dıe Errichtung der „Zentralen
Frage nach deren Herkunft erklärt, dıe habe Juden abge- Stelle der Landesjustizverwaltungen ZUT Verfolgung nat1o0-
omımmen Auf die weıtere Frage, w as enn mit den Juden nalsozialistischer Gewaltverbrechen“. Nachdem die Verwal-

tungsvereinbarung dıe Zustimmung samtlıcher Landes]ustiz-geschehen sel, habe erklärt, dıe seien unterschiedslos
gebracht worden. Er selbst habe 1 Rahmen seINeETr Einheit verwaltungen gefunden hatte, wurde 1. Dezember 1958
dabei mitgewirkt. Der Beschuldigte wurde VECLNOININCN, wobe: in Ludwigsburg, Baden- Württemberg, die Zentrale Stelle -

dıe ım ZUr Last gelegte Beteiligung Judenerschießungen richtet.
VUÜT allem miıt dem inwels bestritt, daß doch ZUTr Schutz- Diese Dienststelle, dıe in sıch ein Stück übertragener Justiz-
polızeı gehort habe, deren Aufgabe nıe SCWESCH Sein konne, hoheit jedes deutschen Bundeslandes vereinigt, stellt eın ab-

Judenerschießungen teilzunehmen. Er habe ZWarl Von so|- solutes Novum ın der deutschen Rechtsgeschichte dar. In Aus-
chen Erschießungen durch Erzählungen VON Kameraden führung der in der Verwaltungsvereinbarung übernommenen
fahren, und könne SE1N, ım Urlaub, unter Alkohol- Verpflichtungen Oordneten dıe einzelnen Landesjustizverwal-
eintluß stehend, diese Erzählungen als eigenes Erleben dar- Lungen dıie Zentrale Stelle Sachbearbeiter ab ber dıe
gestellt habe Die Staatsanwaltschaft stellte darauf das abgeordneten Richter und Staatsanwälte WIT: dıe Dienstauf-
Verfahren mıt der Begründung eın, daß dıe Anzeige auf sıcht Von der abordnenden Landes] ustizverwaltung weiterhın
Familienstreitigkeiten zurückgehe und da{ß das Vorbringen ausgeübt, während die Fachaufsicht er dıe Zentrale Stelle
des Beschuldigten ohl richtig sel, dafß Schutzpolizei nıemals dem Justizministerium Baden- W ürttemberg übertragen wurde.

solchen Aktıonen beteilıgt BCWESCH se1in könne. Die Er- Als SiE a: Dezember 1958 Te Tätigkeit begann, stand sie,
mittlungen wurden VOnN der Zentralen Stelle wıeder aufge- auch nach der Ansıcht VOon Fachleuten, VOI einer beinahe —

NOMHMIMECN, wobel zunachst untersucht wurde, welcher Einheit lösbaren Aufgabe. Der ın Israel geführte Prozeiß den
der Beschuldigte angehört hatte Es stellte sıch heraus, dafßß ehemalıgen Leiter des Amites B des Reichssicherheits-
Angehöriger eines Polizeibataillons BCEWESCH WAafr, das einem hauptamtes Adaolf Fıchmann hat den Beweis erbracht,
Einsatzkommando der Sicherheitspolizei und des zugeteilt daß die Zentrale Stelle der ihr gestellten Aufgabe gerecht
BEWESCH WAarl. Die „Erfolgsmeldungen“ dı1eses KEinsatzkom- geworden ist. Die in diesem Prozeß ZUT Sprache gekommenen
mandos einschliefßlich des Namens des damalıgen Führers des Massenverbrechen un! dıe für ıhre Begehung verantwortlichen
ommandos konnten aus den Ereignismeldungen des Cheis Täter den deutschen Justizbehörden schon BCFaUhHıeE
der Sicherheitspolizei und des festgestellt werden. Der eıt VOI Prozeßbeginn bekannt, daß dıe erforderlichen
Einsatzkommandoführer und seine verantwortlichen Offiziers- Maßnahmen rechtzeıtig ergriffen worden
dıienstgrade wurden ermiuittelt. Sie S1N! inzwischen durch e1in Die bereiıts erwähnte Verwaltungsvereinbarung regelt sowohl
Schwurgericht langtjährigen Freıheijtsstraften verurteilt dıe mit der Errichtung und Unterhaltung der Zentralen Stelle
worden. aufgetretenen finanziellen Fragen, als auch deren Aufgaben-
Zwar kamen in den Jahren 1946 bis 19458 durch dıe „Nürn- bereich und die Zuständigkeit der Dienststelle selbst. Wah-
berger Prozesse“ Un! dıe Prozesse, welche VO!  - den Gerichten rend dıe finanzielle Seite für diese Darstellung unınteressant
der Besatzungsmachte durchgeführt wurden, entsetzliche Straf- seın dürifte, trifft dies ur dıe Regelung der sachlıchen Zu-
aten ZUT Kenntnis der Offentlichkeit, das N furchtbare staändiıgkeit nicht Es wurde bereits eingangs betont, daß
Ausmafi des Geschehens blieb jedoch unbekannt. Hinzu kam, dıe Zentrale Stelle keine zentrale Staatsanwaltschaft se1n
daß in diesen Fallen dieger ber Besiegte Gericht saßen, kann, auch Wenn S1E mıiıt Richtern un Staatsanwälten besetzt

ist un ıhre Arbeit nach staatsanwaltschaftlichen Gesichts-weshalb dıese Verfahren keine allzu große Resonanz hbei eıner
Bevölkerung fanden, dıe überdies durch dAı€e Kriegsfolgen punkten durchführt, sondern NUr e1in Hılfsorgan der Straf-
selbst hart betroffen wWar und ihre eigenen dorgen hatte Ver- rechtspilege, das den Staatsanwaltschaiften vorgeschaltet ist.
fahren VOT deutschen Schwurgerichten, W1€e eiwa Ilse Nach Abschnitt 11 der Verwaltungsvereinbarung erforscht die
Koch die ommandeuse VO  - Buchenwald rmefen ZWAAarTr Zentrale Stelle Verbrechen, die während der nationalsozia-
Entsetzen hervor, ber auch 1ın diesem Falle War gene1gt, listischen eıt außerhalb des (Gebietes der Bundesrepublik
die ZUT Sprache gekommenen Straftaten als Ausnahmen - gegenüber Zivilpersonen 1mM Zusammenhang mıiıt den Kriegs-
zusehen, die Von eiıner abartıgen JTaäterın begangen worden ereignıssen, aber außerhaldb der eigentlichen Kriegshandlun-
n. rst durch dıe Ermittlungen in einem 1mM Jahre 1958 SEN, SOWI1Ee in Konzentrationslagern un! ahnlichen Lagern
VOr dem Schwurgericht Ulm/Donau 1mM Lande Baden- Wuüurt- begangen worden sınd und für dıe eın Gerichtsstand des
temberg durchgeführten Prozeß ehemalıge Angehörige Tatortes 1Im Bundesgebiet nıcht gegeben ist Sie ermittelt das
der Geheimen Staatspolizei und des Sıcherheitsdienstes (SD) erreichbare Materijal Un: wertet AQusß, wobei SiE ımmer 38
J ılsit wurde dıe Erkenntnis N  9 daß die Alliıerten in Tatkomplexe aufklärt UuUn! iıhr Material, nachdem die 'T ater
Nürnberg und dıe bereits erwäahnten Milıtärtribunale NUur ermuittelt sınd, ber den zustaändıgen Generalstaatsanwalt
eınen eıl der 1 Ausland begangenen Strafitaten erfaßt und die Staatsanwaltschaft ZUT weıteren Verfolgung abgibt. Die
gesühnt hatten. (serade die 1mM vorgenannten Ulmer Prozeß Staatsanwaltschaft, weiche die Vorermittlungen eines Tat-
CWONNENCN Erkenntnisse veranlalßten dıe Justizminister un komplexes Von der Zentralen Stelle abgegeben werden ıIn
Senatoren der deutschen Bundesländer, auf eıner Konterenz der Kegel handelt CS sıch 8 dıe Staatsanwaltschaft, in deren

der Kenntnis des Tatgeschehens und der an diesem Tat-
geschehen beteiligten Täter. Kam eine solche Straftat durdi 
Zufall zur Kenntnis einer Strafverfolgungsbehörde, etwa weil 
ein Zeuge einen Täter zufällig auf der Straße erkannt hatte, 
dann stieß die Aufklärung des Sachverhalts häufig auf un-
überwindliche Schwierigkeiten, weil den Strafverfolgungs-
organen die organisierten Vernichtungsmaßnahmen unbekannt 
waren. Dem betreffenden Beschuldigten war es deshalb in der 
Regel möglich, durch einfaches Bestreiten der gegen ihn er-
hobenen Beschuldigungen eine Einstellung des Verfahrens 
mangels hinreichenden Schuldnachweises zu erreichen, zumal 
die vom Anzeigeerstatter behaupteten Taten so unglaublich 
erschienen, daß jeder unbefangene Richter oder Staatsanwalt 
die Anschuldigung in das Reich der Fabel verwies oder für 
die Ausgeburt einer überhitzten Phantasie halten mußte. Zur 
Veranschaulichung möge ein Beispiel aus der Praxis dienen. 
Im Jahre 1953 war bei einer Staatsanwaltschaft ein ehemaliger 
Polizeibeamter angezeigt worden, er habe während des Krie-
ges Goldrubelstücke mit nach Hause gebracht und auf die 
Frage nach deren Herkunft erklärt, die habe er Juden abge-
nommen. Auf die weitere Frage, was denn mit den Juden 
geschehen sei, habe er erklärt, die seien unterschiedslos um-
gebracht worden. Er selbst habe im Rahmen seiner Einheit 
dabei mitgewirkt. Der Beschuldigte wurde vernommen, wobei 
er die ihm zur Last gelegte Beteiligung an Judenerschießungen 
vor allem mit dem Hinweis bestritt, daß er doch zur Schutz-
polizei gehört habe, deren Aufgabe es nie gewesen sein könne, 
an Judenerschießungen teilzunehmen. Er habe zwar von sol-
chen Erschießungen durch Erzählungen von Kameraden er-
fahren, und es könne sein, daß er im Urlaub, unter Alkohol-
einfluß stehend, diese Erzählungen als eigenes Erleben dar-
gestellt habe. Die Staatsanwaltschaft stellte darauf das 
Verfahren mit der Begründung ein, daß die Anzeige auf 
Familienstreitigkeiten zurückgehe und daß das Vorbringen 
des Beschuldigten wohl richtig sei, daß Schutzpolizei niemals 
an solchen Aktionen beteiligt gewesen sein könne. Die Er-
mittlungen wurden von der Zentralen Stelle wieder aufge-
nommen, wobei zunächst untersucht wurde, welcher Einheit 
der Beschuldigte angehört hatte. Es stellte sich heraus, daß er 
Angehöriger eines Polizeibataillons gewesen war, das einem 
Einsatzkommando der Sicherheitspolizei und des SD zugeteilt 
gewesen war. Die „Erfolgsmeldungen" dieses Einsatzkom-
mandos einschließlich des Namens des damaligen Führers des 
Kommandos konnten aus den Ereignismeldungen des Chefs 
der Sicherheitspolizei und des SD festgestellt werden. Der 
Einsatzkommandoführer und seine verantwortlichen Offiziers-
dienstgrade wurden ermittelt. Sie sind inzwischen durch ein 
Schwurgericht zu langjährigen Freiheitsstrafen verurteilt 
worden. 
Zwar kamen in den Jahren 1946 bis 1948 durch die „Nürn-
berger Prozesse" und die Prozesse, welche von den Gerichten 
der Besatzungsmächte durchgeführt wurden, entsetzliche Straf-
taten zur Kenntnis der Öffentlichkeit, das ganze furchtbare 
Ausmaß des Geschehens blieb jedoch unbekannt. Hinzu kam, 
daß in diesen Fällen Sieger über Besiegte zu Gericht saßen, 
weshalb diese Verfahren keine allzu große Resonanz bei einer 
Bevölkerung fanden, die überdies durch die Kriegsfolgen 
selbst hart betroffen war und ihre eigenen Sorgen hatte. Ver-
fahren vor deutschen Schwurgerichten, wie etwa gegen Ilse 
Koch — die Kommandeuse von Buchenwald — riefen zwar 
Entsetzen hervor, aber auch in diesem Falle war man geneigt, 
die zur Sprache gekommenen Straftaten als Ausnahmen an-
zusehen, die von einer abartigen Täterin begangen worden 
waren. Erst durch die Ermittlungen in einem im Jahre 1958 
vor dem Schwurgericht Ulm/Donau im Lande Baden-Würt-
temberg durchgeführten Prozeß gegen ehemalige Angehörige 
der Geheimen Staatspolizei und des Sicherheitsdienstes (SD) 
Tilsit wurde die Erkenntnis gewonnen, daß die Alliierten in 
Nürnberg und die bereits erwähnten Militärtribunale nur 
einen Teil der im Ausland begangenen Straftaten erfaßt und 
gesühnt hatten. Gerade die im vorgenannten Ulmer Prozeß 
gewonnenen Erkenntnisse veranlaßten die Justizminister und 
Senatoren der deutschen Bundesländer, auf einer Konferenz 

in Bad Harzburg im Oktober 1958 in einen Gedanken- und 
Erfahrungsaustausch zu treten. Die bei dieser Konferenz an-
gestellten Überlegungen führten zu dem Ergebnis, daß nur 
durch eine zentrale Aufklärung eine restlose Erfassung und 
Verfolgung der von den nationalsozialistischen Gewalthabern 
im Ausland in den Jahren 1939 bis 1945 begangenen Ver-
brechen möglich sei. Da die Justizhoheit infolge des födera-
listischen Aufbaus der Bundesrepublik bei den einzelnen Län-
dern liegt, konnte zur Aufklärung und Verfolgung solcher 
Straftaten eine zentrale Staatsanwaltschaft nicht geschaffen 
werden. Dagegen war es möglich, eine gemeinsame Vorermitt-
lungsstelle ins Leben zu rufen. Diese mit abgeordneten Rich-
tern und Staatsanwälten besetzte Stelle sollte die systema-
tische Erforschung solcher im Ausland begangenen Taten 
durchführen und das Ergebnis ihrer Nachforschungen an die 
jeweils zuständige Staatsanwaltschaft zur weiteren Durchfüh-
rung der Strafverfolgung abgeben. Die Justizminister und 
Senatoren der deutschen Bundesländer schlossen eine Ver-
waltungsvereinbarung über die Errichtung der "Zentralen 
Stelle der Landesjustizverwaltungen zur Verfolgung natio-
nalsozialistischer Gewaltverbrechen". Nachdem die Verwal-
tungsvereinbarung die Zustimmung sämtlicher Landesjustiz-
verwaltungen gefunden hatte, wurde am 1. Dezember 1958 
in Ludwigsburg, Baden-Württemberg, die Zentrale Stelle er-
richtet. 
Diese Dienststelle, die in sich ein Stück übertragener Justiz-
hoheit jedes deutschen Bundeslandes vereinigt, stellt ein ab-
solutes Novum in der deutschen Rechtsgeschichte dar. In Aus-
führung der in der Verwaltungsvereinbarung übernommenen 
Verpflichtungen ordneten die einzelnen Landesjustizverwal-
tungen an die Zentrale Stelle Sachbearbeiter ab. Über die 
abgeordneten Richter und Staatsanwälte wird die Dienstauf-
sicht von der abordnenden Landesjustizverwaltung weiterhin 
ausgeübt, während die Fachaufsicht über die Zentrale Stelle 
dem Justizministerium Baden-Württemberg übertragen wurde. 
Als sie am 1. Dezember 1958 ihre Tätigkeit begann, stand sie, 
auch nach der Ansicht von Fachleuten, vor einer beinahe un-
lösbaren Aufgabe. Der in Israel geführte Prozeß gegen den 
ehemaligen Leiter des Amtes IV B 4 des Reichssicherheits-
hauptamtes — Adolf Eichmann — hat den Beweis erbracht, 
daß die Zentrale Stelle der ihr gestellten Aufgabe gerecht 
geworden ist. Die in diesem Prozeß zur Sprache gekommenen 
Massenverbrechen und die für ihre Begehung verantwortlichen 
Täter waren den deutschen Justizbehörden schon geraume 
Zeit vor Prozeßbeginn bekannt, so daß die erforderlichen 
Maßnahmen rechtzeitig ergriffen worden waren. 
Die bereits erwähnte Verwaltungsvereinbarung regelt sowohl 
die mit der Errichtung und Unterhaltung der Zentralen Stelle 
aufgetretenen finanziellen Fragen, als auch deren Aufgaben-
bereich und die Zuständigkeit der Dienststelle selbst. Wäh-
rend die finanzielle Seite für diese Darstellung uninteressant 
sein dürfte, trifft dies für die Regelung der sachlichen Zu-
ständigkeit nicht zu. Es wurde bereits eingangs betont, daß 
die Zentrale Stelle keine zentrale Staatsanwaltschaft sein 
kann, auch wenn sie mit Richtern und Staatsanwälten besetzt 
ist und ihre Arbeit nach staatsanwaltschaftlichen Gesichts-
punkten durchführt, sondern nur ein Hilfsorgan der Straf-
rechtspflege, das den Staatsanwaltschaften vorgeschaltet ist. 
Nach Abschnitt II der Verwaltungsvereinbarung erforscht die 
Zentrale Stelle Verbrechen, die während der nationalsozia-
listischen Zeit außerhalb des Gebietes der Bundesrepublik 
gegenüber Zivilpersonen im Zusammenhang mit den Kriegs-
ereignissen, aber außerhalb der eigentlichen Kriegshandlun-
gen, sowie in Konzentrationslagern und ähnlichen Lagern 
begangen worden sind und für die ein Gerichtsstand des 
Tatortes im Bundesgebiet nicht gegeben ist. Sie ermittelt das 
erreichbare Material und wertet es aus, wobei sie immer ganze 
Tatkomplexe aufklärt und ihr Material, nachdem die Täter 
ermittelt sind, über den zuständigen Generalstaatsanwalt an 
die Staatsanwaltschaft zur weiteren Verfolgung abgibt. Die 
Staatsanwaltschaft, an welche die Vorermittlungen eines Tat-
komplexes von der Zentralen Stelle abgegeben werden — in 
der Regel handelt es sich um die Staatsanwaltschaft, in deren 
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Bezirk der Haupttäter se1NneN Wohnsıtz hat O11 das Ver- menhang erforderlich, auf die weıthın unbekannte Tatsache
fahren grundsätzlich weder Zanz noch te]lweise 1N€e andere hınzuweisen, dalß dıe nationalsozialistischen Gewalthaber ıhre
Staatsanwaltschaft abgeben, bel der tür eınen der mehrere Vernichtungsbefehle untier strengsten Geheimschutz gyestellt
andere Täter ebenfalls ıne Zuständigkeit des Wohnsitzes hatten und dıe der Durchführung der Verbrechen be-
begründet ware, we1l NUuTr De] Würdigung des (Jesamtgesche- teiılıgten Personen strengstem Stillschweigen verpflichtet
hens 1N€ gerechte Beurteilung des Kıinzeltäters un se1INer worden Nur ist C erklären, dem Großteil
Tatbeteiligung möglıch ist ußerdem erfordert diıe Auf- der deutschen Bevölkerung der Umfang der 1n den besetzten
klärung von Ereignissen, die ıchtzehn un mehr Jahre zuruück- Gebieten begangenen Verbrechen unbekannt geblieben ist.
lıegen, eiınen soichen Aufwand Arbeıt, dafs nıicht A Sowohl Von der deutschen Bevölkerung als uch Von den deut-
rechtfertigen -  Wwäare, diese Arbeit mehrfach durchzuführen. Hält schen Justizbehörden wurde deshalb die IrnMıge Auffassung
11N€ zuständige Staatsanwaltschaft nach Prüfung des Sachver- vertreten. dıe Alliterten hätten In den Nachkriegsprozessen
halts gleichwonl dıe Abgabe des Verfahrens der eINESs Teıls dıe Verantwortlichen restlos ZUrTr echenscha SCZORCNH, Un
des Verfahrens n ine andere Stanatsanwaltschaft für erior- damıit sSe1 das yesamte im Ausland begangene Unrecht gesühnt
derlich, mufß S1€ ihrer Landesjustizverwaltung unter worden. Hinzu kam, da das gesamte dokumentarische Be-
eingehender Darlegung der Gründe, welche für die ber- weıismaterı1al, das den Allıerten in die Hande yefallen WAÄar,
ahme des Verfahrens durch ine andere Staatsanwaltschaft nach Durchführung der Nürnberger Prozesse in dıe Archive
sprechen, berichten. Die Zentrale Stelle hat darüber hinaus der einzelnen allııerten Länder für Zwecke der Geschichts-
die Aufgabe, den Staatsanwaltschaften der Bundesrepubliık forschung gebracht worden wa  — rst 1n dem bereits erwähn-
auch 1n solchen Verfahren beratend ZUYTX Seite stehen, bei ten Prozefß VOT dem Schwurgericht Ulm/Donau che-
denen e1n  b Gerichtsstand des JTatortes Vvonmn vornherein bel einer malıge Angehörige des Einsatzkommandos der Geheimen
Staatsanwaltschaft feststeht. Staatspolizei und des Sicherheitsdienstes 'Tılsıit stießen dıe
Damıiıt e1Nn vollständiger Überblick über dıe be1ı den Strafver- deutschen Strafverfolgungsbehörden auf die sogenannten Er-
folgungsbehörden der Bundesrepublik anhängıgen einschläa- eıgnısmeldungen des Chefs der Sıcherheitspolizei un des S
yıgen Verfahren vorhanden ist, sınd dıe Staatsanwaltschaiten in denen miıt peinlıcher Genauigkeit die Massenerschie-

Bungen dıeses Kommandos, ber auch anderer solcher Grup-durch dıe Verwaltungsvereinbarung angewlesen (Abschnitt 1L,
Z1 6) die Zentrale Stelle hber abgeschiossene Un anhan- DCH, aufgezeichnet waren.

Z1ge der anhängig werdende erilanhnren unterrichten, — Zur Beschaffung des über dıe halbe Welt verstreuten oku-
bei CN 1n dıesen Fäallen gleichgültig ıst, b der Tatort inner- mentenmateriıals mußten Verbindungen ZU den verschieden-
halb der außerhalb der Bundesrepubliık gelegen ıst Die sten Instiıtuten Uun! Archiven des Auslandes geschaffen WEET-

Zentrale Stelle ıst berechtigt, 1n diesen Fällen von den Staats- den Nach Überwindung des teilweise vorhandenen Mißtrauens
anwaltschaften ergaänzende Auskünfte erbıtten der siıch die gelang C schr gute Beziehungen ZU den Nationalarchiven der
Akten vorlegen ZU lassen. Andererseıits können die Staats- Vereinigten Staaten ın Washington, der Wiener Library ın
anwaltschaften die Zentrale Stelle ersuchen, Tre Ermittlun- London, dem (Clentre de Documentation Juive Contemporaine
SCH unterstutzen In der Praxıs haben sıch gerade diese 1n Parıs, dem Institut Yad Washem 1n Jerusalem, dem Rıjks-
Bestimmungen cschr bewährt, denn hat sıch herausgestellt, institut VOor Oorlogsdocumentatie (Netherlands State Instıtute
dafß dıe Angehörigen des Vernichtungsapparates des Dritten tor War Documentation) Amsterdam, dem Document Center
Reiches Yi den verschiedensten Zeiten verschiedenen Örten, der US-Mission 1n Berlın und vielien anderen historischen In-
ber iImmer miıt derselben Aufgabe betraut, in Erscheinung stituten und Archiven des In- und Auslandes herzustellen und

mıt ıhnen zZU eıner vertrauensvollen Zusammenarbeit kom-getreten sınd Da alle Erkenntnisse, gleichgültig, ob S1C beı
der Zentralen Stelle der be1i den Staatsanwaltschaften 5C- Iinen. Im Sommer 1960 War Angehörigen der Zentralen
WOLLLICN werden, In der Von der Zentralen Stelle geführten Stelle möglich, 1n den Nationalarchiven der Vereinigten Staa-
Zentralkarte; erfafitt werden, können häufig Ermittlungshin- ten, ınsbesondere 1n der World War 11 Records Divısıon 1n
we1se VO  — eınem ZU. anderen Verfahren gegeben werden. Um Alexandrıa/Va. mit Unterstützung der amerıkanıschen Behör-
nıcht theoretisch zu SC1in, soll eın Beispiel ZUrr Veranschau- den ZzUu arbeiten. {d)ie Ermittlungen der Zentralen Stelle haben
lıchung aufgeführt werden. Durch dıe zentrale Auswertung unter anderem ergeben, dafß dıe Geheime Staatspolizei 1m
wurde d. festgestellt, daß das gleiche Personal, das 040/41 Frühjahr 1945 re Angehörigen 1n großer Anzahl {alsche
be1 der „Euthanasie“ tätig SCWCSCH Wär, in den Jahren Personalausweise verteiılt hat Mit Hılfe dieser Papiere gelang
949/43 1n den Vernichtungslagern des ()stens wıeder 1n Er- viıelen erbrechen beteiulıgten Personen, unbekannt 1n

der Bundesrepublik Uunterzutauchen der 1Ins Ausland flüch-scheinung eireien ıst Welche Doppelarbeit allein bei Fahn-
dungsmaßnahmen durch dıese Erkenntnisse vermıeden WIT!  ‚9 ten. Damit ıst auch die Erklärung dafür gefunden,
braucht ohl nıcht weiıter ausgeführt werden. Andererseıts beispieisweise weder den Allı:erten noch den deutschen Justiz-
ist zweifellos für eın erkennendes Gericht be! der Beurte1i- OISAaNncCh gelungen ist, FEıchmann ausfindıg machen und VOI

Gericht stellen.lung des 'Täters nıcht hne Interesse, festzustellen, dafi ein
und derselbe 'Täter nıcht 1Ur ıin den Jetzt ZUT Aburteilung Seit ihrem Bestehen konnte die Zentrale Stelle 1n ystema-
stehenden Fällen, sondern bereiıts fruher der später aıhn- tischer Arbeit insgesamt t{wa 530{() Verlahren Haupt-
lıchen Verbrechen teilgenommen hat, daß 1so nıcht cchick- beschuldigte einleiten. Über die Hälifte dieser Verfahren ist
calhaft ın eın einmalıges Geschehen verstrickt worden ist. Die- berei:ts die ZUrTr Weiterverfolgung zuständigen Staats-
S5C5 Beispiel zeıigt ber auch, dafß häufig selbst ın Fachkreisen anwaltschaften un Gerichte abgegeben worden. Ergänzend
vollıg falsche Vorstellungen herrschen her den Umfang des mMu: noch darauf hingewiesen werden, dafß der Zentralen
verfolgbaren 'Taterkreises. Tatsächlich handelt sıch Stelle der Landesjustizverwaltungen Sonderkommissionen der
einen CHS begrenzten Täterkreis, daß INa  - Immer wieder Kriminalpolizei ZUT Seite gestelit worden sind. Die Bildung
auf diıeselben Personen stößt Um solche sıcheren Kenntnisse dieser Sonderkommissionen, die be1ı den einzelnen Landes-

gyewIinnen, wIe S1e in dem vorerwähnten Beispiel aufgeführt kriminalämtern ıhren Sitz haben, War erforderlich, weıl dıe
worden sınd, V  W  VarTrcHh umfangreiche Vorarbeiten erforderlich. Aufklärung natiıonalsozıalıstischer (G‚ewaltverbrechen solche
Zunächst mußte eın Überblick über cie VONn den nationalsozıa- Spezlalkenntnisse erfordert, WE SIE etwa auch Adıe Mordkom-
lıstischen Gewalthabern befohlenen un VO  - ihrem Vernich- 1ss10N der andere Sonderdienststellen der Kriminalpolizei
tungsapparat 1m Ausland begangenen Massenverbrechen 5C- haben müssen, WCnNNn S16  b auf einem solchen Spezlalgebiet C1+-
WOLnNCNHN werden. Dazu War f“ nötıg, Zzuerst dıe 1n - un: A4als- folgreiche Arbeıt leisten sollen.
ländısche Fachliteratur ZzZu beschaffen un: auszuwerten. Da- Nach dıesen Ausführungen darf ıch die eingangs erwähnte
nach mufte versucht werden, Al dıe In der Literatur zıtıierten Frage nach der Strafprozeßordnung der Zentralen Stelle da-
DBeweısmittel (Zeugen und Dokumente) heranzukommen, und hın beantworten:
schließlich Nachforschungen nach den für diese erbrechen Die Yrage der Zuständigkeit regelt dıe Verwaltungsver-
Verantwortlichen einzuleiten. Ho erscheint in diesem Zusam- einbarung ber die Errichtung der Zentralen Stelle.
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Bezirk der Haupttäter seinen Wohnsitz hat — soll das Ver-
fahren grundsätzlich weder ganz noch teilweise an eine andere 
Staatsanwaltschaft abgeben, bei der für einen oder mehrere 
andere Täter ebenfalls eine Zuständigkeit des Wohnsitzes 
begründet wäre, weil nur bei Würdigung des Gesamtgesc.he-
hens eine gerechte Beurteilung des Einzeltäters und seiner 
Tatbeteiligung möglich ist. Außerdem erfordert die Auf-
klärung von Ereignissen, die achtzehn und mehr Jahre zurück-
liegen, einen solchen Aufwand an Arbeit, daß es nicht zu 
rechtfertigen wäre, diese Arbeit mehrfach durchzuführen. Hält 
eine zuständige Staatsanwaltschaft nach Prüfung des Sachver-
halts gleichwohl die Abgabe des Verfahrens oder eines Teils 
des Verfahrens an eine andere Staatsanwaltschaft für erfor-
derlich, so muß sie zuvor ihrer Landesjustizverwaltung unter 
eingehender Darlegung der Gründe, welche für die Über-
nahme des Verfahrens durdi eine andere Staatsanwaltschaft 
sprechen, berichten. Die Zentrale Stelle hat darüber hinaus 
die Aufgabe, den Staatsanwaltschaften der Bundesrepublik 
auch in solchen Verfahren beratend zur Seite zu stehen, bei 
denen ein Gerichtsstand des Tatortes von vornherein bei einer 
Staatsanwaltsdiaft feststeht. 
Damit ein vollständiger Überblick über die bei den Strafver-
folgungsbehörden der Bundesrepublik anhängigen einschlä-
gigen Verfahren vorhanden ist, sind die Staatsanwaltschaften 
durch die Verwaltungsvereinbarung angewiesen (Absdmitt II, 
Ziff. 6), die Zentrale Stelle über abgeschlossene und anhän-
gige oder anhängig werdende Verfahren zu unterrichten, wo-
bei es in diesen Fällen gleichgültig ist, ob der Tatort inner-
halb oder außerhalb der Bundesrepublik gelegen ist. Die 
Zentrale Stelle ist berechtigt, in diesen Fällen von den Staats-
anwaltschaften ergänzende Auskünfte zu erbitten oder sidi die 
Akten vorlegen zu lassen. Andererseits können die Staats-
anwaltschaften die Zentrale Stelle ersuchen, ihre Ermittlun-
gen zu unterstützen. In der Praxis haben sich gerade diese 
Bestimmungen sehr bewährt, denn es hat sich herausgestellt, 
daß die Angehörigen des Vernichtungsapparates des Dritten 
Reiches zu den verschiedensten Zeiten an verschiedenen Orten, 
aber immer mit derselben Aufgabe betraut, in Erscheinung 
getreten sind. Da alle Erkenntnisse, gleichgültig, ob sie bei 
der Zentralen Stelle oder bei den Staatsanwaltschaften ge-
wonnen werden, in der von der Zentralen Stelle geführten 
Zentralkartei erfaßt werden, können häufig Ermittlungshin-
weise von einem zum anderen Verfahren gegeben werden. Um 
nicht zu theoretisch zu sein, soll ein Beispiel zur Veranschau-
lidning aufgeführt werden. Durch die zentrale Auswertung 
wurde u. a. festgestellt, daß das gleiche Personal, das 1940/41 
bei der „Euthanasie" tätig gewesen war, in den Jahren 
1942/43 in den Vernichtungslagern des Ostens wieder in Er-
scheinung getreten ist. Weldie Doppelarbeit allein bei Fahn-
dungsmaßnahmen durdi diese Erkenntnisse vermieden wird, 
braucht wohl nicht weiter ausgeführt zu werden. Andererseits 
ist es zweifellos für ein erkennendes Gericht bei der Beurtei-
lung des Täters nicht ohne Interesse, festzustellen, daß ein 
und derselbe Täter nidit nur in den jetzt zur Aburteilung 
stehenden Fällen, sondern bereits früher oder später an ähn-
lichen Verbrechen teilgenommen hat, daß er also nicht schick-
salhaft in ein einmaliges Geschehen verstrickt worden ist. Die-
ses Beispiel zeigt aber auch, daß häufig selbst in Fachkreisen 
völlig falsche Vorstellungen herrschen über den Umfang des 
verfolgbaren Täterkreises. Tatsächlich handelt es sich um 
einen eng begrenzten Täterkreis, so daß man immer wieder 
auf dieselben Personen stößt. Um solche sidieren Kenntnisse 
zu gewinnen, wie sie in dem vorerwähnten Beispiel aufgeführt 
worden sind, waren umfangreiche Vorarbeiten erforderlich. 
Zunächst mußte ein Überblick über die von den nationalsozia-
listischen Gewalthabern befohlenen und von ihrem Vernich-
tungsapparat im Ausland begangenen Massenverbredien ge-
wonnen werden. Dazu war es nötig, zuerst die in- und aus-
ländische Fachliteratur zu beschaffen und auszuwerten. Da-
nach mußte versudit werden, an die in der Literatur zitierten 
Beweismittel (Zeugen und Dokumente) heranzukommen, und 
schließlich Nachforschungen nach den für diese Verbrechen 
Verantwortlidien einzuleiten. Es erscheint in diesem Zusam- 

menhang erforderlich, auf die weithin unbekannte Tatsache 
hinzuweisen, daß die nationalsozialistischen Gewalthaber ihre 
Vernichtungsbefehle unter strengsten Geheimschutz gestellt 
hatten und daß die an der Durchführung der Verbredien be-
teiligten Personen zu strengstem Stillschweigen verpflichtet 
worden waren. Nur so ist es zu erklären, daß dem Großteil 
der deutschen Bevölkerung der Umfang der in den besetzten 
Gebieten begangenen Verbredien unbekannt geblieben ist. 
Sowohl von der deutschen Bevölkerung als auch von den deut-
sdien Justizbehörden wurde deshalb die irrige Auffassung 
vertreten, die Alliierten hätten in den Nachkriegsprozessen 
die Verantwortlidien restlos zur Rechenschaft gezogen, und 
damit sei das gesamte im Ausland begangene Unrecht gesühnt 
worden. Hinzu kam, daß das gesamte dokumentarische Be-
weismaterial, das den Alliierten in die Hände gefallen war, 
nach Durchführung der Nürnberger Prozesse in die Archive 
der einzelnen alliierten Länder für Zwecke der Geschichts-
forschung gebracht worden war. Erst in dem bereits erwähn-
ten Prozeß vor dem Sdiwurgericht Ulm/Donau gegen ehe-
malige Angehörige des Einsatzkommandos der Geheimen 
Staatspolizei und des Sicherheitsdienstes Tilsit stießen die 
deutsdien Strafverfolgungsbehörden auf die sogenannten Er-
eignismeldungen des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD, 
in denen u. a. mit peinlicher Genauigkeit die Massenerschie-
ßungen dieses Kommandos, aber auch anderer solcher Grup-
pen, aufgezeidmet waren. 
Zur Beschaffung des über die halbe Welt verstreuten Doku-
mentenmaterials mußten Verbindungen zu den verschieden-
sten Instituten und Archiven des Auslandes geschaffen wer-
den. Nadi Überwindung des teilweise vorhandenen Mißtrauens 
gelang es, sehr gute Beziehungen zu den Nationalarchiven der 
Vereinigten Staaten in Washington, der Wiener Library in 
London, dem Centre de Documentation Juive Contemporaine 
in Paris, dem Institut Yad Washem in Jerusalem, dem Rijks-
institut vor Oorlogsdocumentatie (Netherlands State Institute 
for war Documentation) Amsterdam, dem Document Center 
der US-Mission in Berlin und vielen anderen historischen In-
stituten und Archiven des In- und Auslandes herzustellen und 
mit ihnen zu einer vertrauensvollen Zusammenarbeit zu kom-
men. Im Sommer 1960 war es Angehörigen der Zentralen 
Stelle möglich, in den Nationalarchiven der Vereinigten Staa-
ten, insbesondere in der World War II Records Division in 
Alexandria/Va. mit Unterstützung der amerikanischen Behör-
den zu arbeiten. Die Ermittlungen der Zentralen Stelle haben 
unter anderem ergeben, daß die Geheime Staatspolizei im 
Frühjahr 1945 an ihre Angehörigen in großer Anzahl falsche 
Personalausweise verteilt hat. Mit Hilfe dieser Papiere gelang 
es vielen an Verbrechen beteiligten Personen, unbekannt in 
der Bundesrepublik unterzutauchen oder ins Ausland zu flüch-
ten. Damit ist auch die Erklärung dafür gefunden, warum es 
beispielsweise weder den Alliierten nodi den deutschen Justiz-
organen gelungen ist, Eichmann ausfindig zu machen und vor 
Gericht zu stellen. 
Seit ihrem Bestehen konnte die Zentrale Stelle in systema-
tischer Arbeit insgesamt etwa 590 Verfahren gegen Haupt-
beschuldigte einleiten. über die Hälfte dieser Verfahren ist 
bereits an die zur Weiterverfolgung zuständigen Staats-
anwaltschaften und Gerichte abgegeben worden. Ergänzend 
muß noda darauf hingewiesen werden, daß der Zentralen 
Stelle der Landesjustizverwaltungen Sonderkommissionen der 
Kriminalpolizei zur Seite gestellt worden sind. Die Bildung 
dieser Sonderkommissionen, die bei den einzelnen Landes-
kriminalämtern ihren Sitz haben, war erforderlich, weil die 
Aufklärung nationalsozialistischer Gewaltverbrechen solche 
Spezialkenntnisse erfordert, wie sie etwa auch die Mordkom-
mission oder andere Sonderdienststellen der Kriminalpolizei 
haben müssen, wenn sie auf einem solchen Spezialgebiet er-
folgreiche Arbeit leisten sollen. 
Nach diesen Ausführungen darf ida die eingangs erwähnte 
Frage nach der Strafprozeßordnung der Zentralen Stelle da-
hin beantworten: 
1. Die Frage der Zuständigkeit regelt die Verwaltungsver-
einbarung über die Errichtung der Zentralen Stelle. 
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Die Durchführung der Ermittlungen rıchtet sıch alleın nach ausgesuchter russischer Kriegsgefangener, VO  — denen 'Tausende
der StPO Die Abgabe eiınes Verfahrens erfolgt dem e1ıt- 1n diesen Lagern leben mußten. (Es sollen 2,6 Miıllıonen

russischer Kriegsgefangener 1 zweıten Weltkrieg umgekom-punkt, ın welchem der Tatkomplex und der 'Täterkreis sıch
deutlich abzeichnen. Aufgabe der zuständigen Staatsanwait- IN sein!) Die sogenannten ‚NN-Transporte‘ (Nacht Uun:
chaft ıst alsdann, cdıe weiteren Ermittlungen durchzufüh- Nebel) umfaßten Franzosen, Holländer, Belgier (vermutlich
ren un! ihre Entschließungen und Abschlußverfügungen auch andere), die nach „rassenbiologischer Untersuchung”
treffen. onderversuchen 1 unterworfen wurden. Im Lager
Diese Darstellung D  ware unvollständig, wenn nıcht noch ın Dachau (wohl 4Auch ın aAnderen KZ) lebten „1n Deportierte
aller gebotenen Kürze auf die Aufgaben hingewiesen würde, umgewandeilte Kriegsgefangene 4  4 wWw1e andere französische (re1-

celn und kamen dort Die Behandlung der Juden Imdie auf dıe Zentrale Stelle zugekommen sind und dije e

sprünglıch bel ıhrer Errichtung überhaupt nıcht gedacht WOT- zweıten Weltkrieg ıst bekannt, daß hıer nıcht darauf hın-
den Wa  $ Es SinNn 1e5 die vielen Amtshiılfeersuchen von Ver- gewiesen werden MU: Von den ‚Euthanasie-Maßnahmen'
waltungsbehörden, Gerichten, Wiedergutmachungskammern des Dritten Reiches wurden twa bis 100 000 Men-
un Personalamtern des Bundes un der Läander. (serade schen betroffen, die als „unnuütze Esser“ 1m Krieg beseıtigt
diese Ersuchen, deren Bearbeitung 1Ur auf Grund der werden solliten. (Verlegung 1n die Anstalten durch die Keichs-
fassenden Grundlagenforschung der Zentralen Stelle möglıch Verteidigungs-Kommissare!) Zu erganzen ist die große
ist, nımmt einen Immer größeren RKaum e1nNn. äahrend eın ahl auch der Zwangsarbeiter verschiedener Nationen, be-
nde der eigentlichen Tätirgkeit, näml;ch der Durchführung sonders Russen und Polen (Anm, Ked Rundbriefs).
der Vorermittlungen, abzusehen ist, ıst die Dauer der In- Am Maij 19692 haben die Innenminister der Bundesländer
anspruchnahme 11 Wege der Amtshilfe für die vorgenannten beschlossen, sich für einen gesetzlichen Schutz der Gräber Von
Zwecke noch nıcht abzusehen. Abs:  j1eßend darft ohl] fest- pfern des Dritten Reiches einzusetzen. Der Präasıdent des
gestellt werden, daflßi sıch die auf Inıtiative der Landesjustiz- „Volksbundes Deutsche Kriegsgraber-Fürsorge” betonte -
verwaltungen zurückgehende Kinrıchtung der Zentralen Stelle Jäfßlich einer Tagung der kvang. Akademie Hofgeismar (Be-
als „Hilfsorgan der Rechtspilege“ voll bewährt hat riıcht der Bremer Nachrichten VO Juli 9 gabe Juden

un: Nıchtjuden, dıe VO:  a diesen Fragen (der ungleichmäßigen
Behandlung der Kriegsgräber) außerordentlich gequalt se]len .
Bei den Beratungen des Fejertags-Gesetzes 1n Baden-Würt-14/7 Sind auch Nur Grabsteine geblieben? temberg wurde betont, daß mıiıt dem Volkstrauertag „der 'T’o-

Die „Evangelische Hilfsstelle für hemals ‚Rasseverfolgte‘ “ 1n Stuttgart ten der beiden Weltkriege, besonders der Opfer des National-
hat sıch dankenswerterweise mMiıt der rage der Gräiber f;  ur dıie Opter der sozlalısmus, die ihr Leben für die höheren (rüter der Mensch-
nationalsozjalistischen Verfolgung befaßt und üUrzlıch einıge Drucksachen
dazu herausgegeben. Wır unterstreichen auch unsrerseits dıeses nlıegen

heıt gelassen haben, gedacht werden solle”.
Es ist allgemeın bekannt, daß ungezählte Opfer des Dritten

und weıisen auf einıge Tatbestände hın, die 1m Auszug teilweise den oben Reıiches kein Grab bekamen: ist weıter bekannt geworden,
BENANNTIEN Drucksachen TNOMMenN sınd: daß viele Gräber vernichtet wurden („Enterdungsmaßnah-

„ Während 1m ersten Weltkrieg t{wa Miıllionen Oldaftfen men “) und andere Gräber laängst eingeebnet wurden, weiıl
fıelen, kamen 1 zweıten Weltkrieg twa 55 Millionen Men- sıch nıemand dafür interessierte. are nıcht jetzt al der

Zeit, den wenıgen noch erhaltenen Gräbern denselben gesetz-schen um.: Leben (Bulletin der Bundesregierung VO Aprıl
1953 Vermutlich bestand der größere eıl der Öpfer des lichen Schutz gewähren, der den Soldatengräbern zusteht?
zweıten Weltkrieges 105 Zıvılısten, während 1m ersten Welt- Wir mochten ın diesem Zusammenhang berichten, daß

Oktober 1962 der Deportationsfriedhof ( urs 1n den Bas-krieg Todesfälle AUuUS der Zivilbevölkerung praktısch nıcht
bekannt wurden. ses-Pyrenees, dem damals VO  am} Deutschland besetzten franzö-
Zu den Opfern der Zivilbevölkerung gehören nıcht 1Ur die siıschen Gebiet, eingeweiht werden soll, der mıt Hılfe der
Toten des Luftkrieges un der Flüchtlings- Lrecks, sondern Stadtverwaltungen Karlsruhe und Mannheım durch die Be-

mühungen des Oberrates der Israelıten ın deutsche Verwal-auch die Miıllionen Vo  - Juden, Russen, Polen, die 1m zweıten
Weltkrieg umkamen. Äuch viele damalıge Soldaten (beson- Lung ubernommen und 1N würdigen Zustand verseitzt werden
ders Kriegsgefangene) wurden ın Konzentrationslagern konnte. (Vgl Rundhbrief Al, 11 1958, 5. 97,

berichtet wurde, Vertreter der Stadt Karlsruhe geme1n-gebracht.
Das Kriegsgräber-Gesetz VO  - 19592 bestimmt 11  - ZWAal, Adaß In miıt dem Oberrat der jJüdischen Gemeinden 1n Baden sıch
dıe Gräber der Kriegsopfer „auf Dauer erhalten werden“ nach den jüdischen Friedhöfen Sudfrankreichs begaben, 83001

dıe Wiederherstellung veranlassen; lıegen dort mehrsofllen un bezeichnet als Kriegs-Gräber auscrücklich auch
als 6000 jJüdische Bürger 4u85 Baden Uun: der Pfalz, die„  1€ Gräber der deutschen Uunı! Ausländischen Zivilpersonen,

dıe durch unmıttelbare Kriegseinwirkungen ım zweıten Welt- 1940 dorthin deportiert wurden, und bıs auf Sanz
krieg ıhr Leben verloren haben“ 1, Z 3) wen1g Ühberlebende wurden die anderen damals Deportierten

dann weıter nach Auschwiıtz deportiert un kamen dort um.)Merkwürdigerweise betrachtet ber das Bundes-Innen-Mini1-
ster1um praktisch 11UT die Gräber der 11 zweıten Weltkrieg Dhe Stadtverwaltung VoO  a Karlsruhe hatte sıch 1958, anläaß-
gefallenen Soldaten und der milıtarısch eıngesetzten W affen- lıch der damals beginnenden Bemühungen, für den Bestand

der Gräber ın remder rde verantwortlich erklärt, 1ın denenSS-Leute ais Kriegsgräber, wäahrend i{wa dıe Graber der 1m
deutsche Juden iıhre letzte uhe gefunden haben Dieses Bei-umgekommenen Kriegsopfer, die Gräber der ‚Euthanasie-

Toten/, die Gräber der ermordeten Juden USW. nach der Meı- spıel sollte ebenfalls auf Bundesebene, und ‚WarTr tur alle
NunsS des Bundesinnenministeriums keine „Kriegsgräber” dar- ÖOpfer des Dritten Reiches, Nachahmung inden

aäahrend dies 1mM ruck ıst, hat Bundesinnenminister Her-stellen. Man 111 €e€1m „tradıtionellen Kriegs-Gräber-Begriff“
bleiben, obwohl sıch dıe Lage auf diesem Gebiet völlig g'- INa Höcherl! dem Zentralrat der Juden ın Deutschland mıt-
andert hat Eıne Änderung des Kriegs-Gräber-Gesetzes ist geteilt, daß das Bundesinnenministerium eın  > „Bundesgräber-

gesetz“ vorbereitet, durch das Aie Gräber der „Gewahrsams-nach der Auffassung des Bundesinnenministeriums auch „nicht opfer des Nationalsozialismus“”, die KZ-Gräber, den gleichenzulassıg" und „nıcht erforderlich“ (Schreiben den Bundes-
Lag Vo 17 Aprıl s Schutz erhalten, wıe für Kriegsgräber besteht.

Der Zentralrat der Juden hatte 1m Maiı 1962 bei dem Bundesinnenminister
Die „Evangelısche Hılfsstelle“ schrieb: und der Konferenz der Landesinnenministe: dringend angereSt, daß den

KZ-Friedhöfen der gleiche Schutz und die gleiche Pflege Wwie den Soldaten-Frankreich betrachtet die 150 000 in der Deportation trıedhöfen des zweıiten Weltkrieges zute] werde.gekommenen Franzosen als Opfer des zweıten Weltkrieges. Eın Gesetz, das diesen Komplex befriedigend regelt, würde 1Mm In- und
iıcht NUur allnıerte Fallschirmspringer, sondern vıele andere Ausland als eın Akt der Gerechtigkeit empfunden werden. In dem Gesetz-

Kriegsgefangene kamen 1Ns Konzentrationslager; 1M Spat- entwurf wırd e1nNe dingliche ıcherung durch eın dauerndes Ruherecht be-
SOININET 1941 begannen 1n allen die Massenerschießungen gründert.

2. Die Durchführung der Ermittlungen richtet sich allein nach 
der StPO. Die Abgabe eines Verfahrens erfolgt zu dem Zeit-
punkt, in welchem der Tatkomplex und der Täterkreis sich 
deutlich abzeichnen. Aufgabe der zuständigen Staatsanwalt-
schaft ist es alsdann, die weiteren Ermittlungen durchzufüh-
ren und ihre Entschließungen und Abschlußverfügungen zu 
treffen. 
Diese Darstellung wäre unvollständig, wenn nicht noch in 
aller gebotenen Kürze auf die Aufgaben hingewiesen würde, 
die auf die Zentrale Stelle zugekommen sind und an die ur-
sprünglich bei ihrer Errichtung überhaupt nicht gedacht wor-
den war. Es sind dies die vielen Amtshilfeersuchen von Ver-
waltungsbehörden, Gerichten, Wiedergutmachungskammern 
und Personalämtern des Bundes und der Länder. Gerade 
diese Ersuchen, deren Bearbeitung nur auf Grund der um-
fassenden Grundlagenforschung der Zentralen Stelle möglich 
ist, nimmt einen immer größeren Raum ein. Während ein 
Ende der eigentlichen Tätigkeit, nämlich der Durchführung 
der Vorermittlungen, abzusehen ist, ist die Dauer der In-
anspruchnahme im Wege der Amtshilfe für die vorgenannten 
Zwecke noch nicht abzusehen. Abschließend darf wohl fest-
gestellt werden, daß sich die auf Initiative der Landesjustiz-
verwaltungen zurückgehende Einrichtung der Zentralen Stelle 
als „Hilfsorgan der Rechtspflege" voll bewährt hat. 

14/7 Sind auch nur Grabsteine geblieben? 

Die „Evangelische Hilfsstelle für ehemals ,Rasseverfolgte" in Stuttgart 
hat sich dankenswerterweise mit der Frage der Gräber für die Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung befaßt und kürzlich einige Drucksachen 
dazu herausgegeben. Wir unterstreichen auch unsrerseits dieses Anliegen 
und weisen auf einige Tatbestände hin, die im Auszug teilweise den oben 
genannten Drucksachen entnommen sind: 

„Während im ersten Weltkrieg etwa 10 Millionen Soldaten 
fielen, kamen im zweiten Weltkrieg etwa 55 Millionen Men-
schen ums Leben (Bulletin der Bundesregierung vom 3. April 
1953). Vermutlich bestand der größere Teil der Opfer des 
zweiten Weltkrieges aus Zivilisten, während im ersten Welt-
krieg Todesfälle aus der Zivilbevölkerung praktisch nicht 
bekannt wurden. 
Zu den Opfern der Zivilbevölkerung gehören nicht nur die 
Toten des Luftkrieges und der Flüchtlings-Trecks, sondern 
auch die Millionen von Juden, Russen, Polen, die im zweiten 
Weltkrieg umkamen. Auch viele damalige Soldaten (beson-
ders Kriegsgefangene) wurden in Konzentrationslagern um-
gebracht. 
Das Kriegsgräber-Gesetz von 1952 bestimmt nun zwar, daß 
die Gräber der Kriegsopfer „auf Dauer erhalten werden" 
sollen — und bezeichnet als Kriegs-Gräber ausdrücklich auch: 
„die Gräber der deutschen und ausländischen Zivilpersonen, 
die durch unmittelbare Kriegseinwirkungen im zweiten Welt-
krieg ihr Leben verloren haben" (§ 1, Ziff. 3). 
Merkwürdigerweise betrachtet aber das Bundes-Innen-Mini-
sterium praktisch nur die Gräber der im zweiten Weltkrieg 
gefallenen Soldaten und der militärisch eingesetzten Waffen-
SS-Leute als Kriegsgräber, während etwa die Gräber der im 
KZ umgekommenen Kriegsopfer, die Gräber der ‚Euthanasie-
Toten', die Gräber der ermordeten Juden usw. nach der Mei-
nung des Bundesinnenministeriums keine „Kriegsgräber" dar-
stellen. Man will beim „traditionellen Kriegs-Gräber-Begriff" 
bleiben, obwohl sich die Lage auf diesem Gebiet völlig ge-
ändert hat. Eine Änderung des Kriegs-Gräber-Gesetzes ist 
nach der Auffassung des Bundesinnenministeriums auch „nicht 
zulässig" und „nicht erforderlich" (Schreiben an den Bundes-
tag vom 17. April 1962). [s. u. S...] 

Die „Evangelische Hilfsstelle" schrieb: 
1. Frankreich betrachtet die 150 000 in der Deportation um-
gekommenen Franzosen als Opfer des zweiten Weltkrieges. 
2. Nicht nur alliierte Fallschirmspringer, sondern viele andere 
Kriegsgefangene kamen ins Konzentrationslager; im Spät-
sommer 1941 begannen in allen KZ die Massenerschießungen  

ausgesuchter russischer Kriegsgefangener, von denen Tausende 
in diesen Lagern leben mußten. (Es sollen ca. 2,6 Millionen 
russischer Kriegsgefangener im zweiten Weltkrieg umgekom-
men sein!) 3. Die sogenannten ,NN-Transporte` (Nacht und 
Nebel) umfaßten Franzosen, Holländer, Belgier (vermutlich 
auch andere), die nach „rassenbiologischer Untersuchung" 
Sonderversuchen im KZ unterworfen wurden. 4. Im Lager 
Dachau (wohl auch in anderen KZ) lebten „in Deportierte 
umgewandelte Kriegsgefangene" wie andere französische Gei-
seln und kamen dort um. 5. Die Behandlung der Juden im 
zweiten Weltkrieg ist so bekannt, daß hier nicht darauf hin-
gewiesen werden muß. 6. Von den ,Euthanasie-Maßnahmen` 
des Dritten Reiches wurden etwa 70 bis 100 000 Men-
schen betroffen, die als „unnütze Esser" im Krieg beseitigt 
werden sollten. (Verlegung in die Anstalten durch die Reichs-
Verteidigungs-Kommissare!) 7. Zu ergänzen ist die große 
Zahl auch der Zwangsarbeiter verschiedener Nationen, be-
sonders Russen und Polen (Anm. d. Red. d. Rundbriefs). 
Am 18. Mai 1962 haben die Innenminister der Bundesländer 
beschlossen, sich für einen gesetzlichen Schutz der Gräber von 
Opfern des Dritten Reiches einzusetzen. — Der Präsident des 
„Volksbundes Deutsche Kriegsgräber-Fürsorge" betonte an-
läßlich einer Tagung der Evang. Akademie Hofgeismar (Be-
richt der Bremer Nachrichten vom 5. Juli 1962), „es gäbe Juden 
und Nichtjuden, die von diesen Fragen (der ungleichmäßigen 
Behandlung der Kriegsgräber) außerordentlich gequält seien". 
Bei den Beratungen des Feiertags-Gesetzes in Baden-Würt-
temberg wurde betont, daß mit dem Volkstrauertag „der To-
ten der beiden Weltkriege, besonders der Opfer des National-
sozialismus, die ihr Leben für die höheren Güter der Mensch-
heit gelassen haben, gedacht werden solle". 
Es ist allgemein bekannt, daß ungezählte Opfer des Dritten 
Reiches kein Grab bekamen; es ist weiter bekannt geworden, 
daß viele Gräber vernichtet wurden („Enterdungsmaßnah-
men") und andere Gräber längst eingeebnet wurden, weil 
sich niemand dafür interessierte. Wäre es nicht jetzt an der 
Zeit, den wenigen noch erhaltenen Gräbern denselben gesetz-
lichen Schutz zu gewähren, der den Soldatengräbern zusteht? 
Wir möchten in diesem Zusammenhang berichten, daß am 
30. Oktober 1962 der Deportationsfriedhof Gurs in den Bas-
ses-Pyrenees, dem damals von Deutschland besetzten franzö-
sischen Gebiet, eingeweiht werden soll, der mit Hilfe der 
Stadtverwaltungen Karlsruhe und Mannheim durch die Be-
mühungen des Oberrates der Israeliten in deutsche Verwal-
tung übernommen und in würdigen Zustand versetzt werden 
konnte. (Vgl. Rundbrief XI, 41/44, 9. 11. 1958, S. 97, wo 
berichtet wurde, daß Vertreter der Stadt Karlsruhe gemein-
sam mit dem Oberrat der jüdischen Gemeinden in Baden sich 
nach den jüdischen Friedhöfen Südfrankreichs begaben, um 
die Wiederherstellung zu veranlassen; es liegen dort mehr 
als 6000 jüdische Bürger aus Baden und der Pfalz, die am 
22. 10. 1940 dorthin deportiert wurden, und bis auf ganz 
wenig Überlebende wurden die anderen damals Deportierten 
dann weiter nach Auschwitz deportiert und kamen dort um.) 
Die Stadtverwaltung von Karlsruhe hatte sich 1958, anläß-
lich der damals beginnenden Bemühungen, für den Bestand 
der Gräber in fremder Erde verantwortlich erklärt, in denen 
deutsche Juden ihre letzte Ruhe gefunden haben. Dieses Bei-
spiel sollte ebenfalls auf Bundesebene, und zwar für alle 
Opfer des Dritten Reiches, Nachahmung finden. 
Während dies im Druck ist, hat Bundesinnenminister Her-
mann Höcherl dem Zentralrat der Juden in Deutschland mit-
geteilt, daß das Bundesinnenministerium ein „Bundesgräber-
gesetz" vorbereitet, durch das die Gräber der „Gewahrsams-
opfer des Nationalsozialismus", die KZ-Gräber, den gleichen 
Schutz erhalten, wie er für Kriegsgräber besteht. 

Der Zentralrat der Juden hatte im Mai 1962 bei dem Bundesinnenminister 
und der Konferenz der Landesinnenminister dringend angeregt, daß den 
KZ-Friedhöfen der gleiche Schutz und die gleiche Pflege wie den Soldaten-
friedhöfen des zweiten Weltkrieges zuteil werde. 
Ein Gesetz, das diesen Komplex befriedigend regelt, würde im In- und 
Ausland als ein Akt der Gerechtigkeit empfunden werden. In dem Gesetz-
entwurf wird eine dingliche Sicherung durch ein dauerndes Ruherecht be-
gründet. 
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Das (jesetz hat nach Auffassung des Bundesinnenministers verfassungs- e „Heıilıge Schrift“, auf 1€ sıch die Apostel] un: Evangeli-ndernden Charakter. | DE Yı aber kaum anzunehmen, da{fß dieser für dıie csten beniefen. Der Universalismus des Heiles veranlaßte dieBundesrepublik wichtige gesetzgeberische Akt Anlaß Meınungsver-
schiedenheiten zwıschen den Parteijen des Bundestages und den Ländern sein Christen, auf Jes 40— 55 zurückzugreifen, weıl hier m stäark-
wird. sien Ar e unıversale Bedeutung der Heilstätigkeit Gottes VOeTr-

kündigt wIrd Jes. 40—55 enthält dıe „rohe Botschaft‘ des
14/8 Interkonfessionelle Gespräche Alten Testaments. Der Begriff ‚Evangelium‘ wurde Von

Deuterojesaja ZU ersten Male gepragt Jes 4 » Y: 52, Die
1) Trikonfessioneller Exegesenaustausch Urgemeinde nahm cdiese Intentionen des alttestamentlichen

Den folgenden Auszug entnehmen W LT einem Beitrag von Prof. Dr. Propheten auf. Die Schlußausführung des Referenten betonte
Nıelen (dem batholischen Referenten eines in Düsseldorf ım Oktober 1961 das Wirken der Prophetie auf die Zukunft hın Das prophe-
vgehaltenen Gesprächs) i1m „Cphristlichen Sonntag“” (14/42) Vrn 271. 1962, tische Wort ıst mächtiges Worrt, 6 schafft das Zukünftige. Die

337 neutestamentliche Botschaft weıilß sıch „n der Zukunft stehend‘’
Inzwischen ıst auch das exegetısche (respräch zwıschen Ju- V (} dem alttestamentlichen Prophetenwort eiragen und He-

dischen un christlichen Iheologen n  re un aufgenom- stimmt.
Die Diskussion kreiste 1m wesentlichen drei Punkte:IMN €}  - worden. So trafen sich NUur eın Beispiel anzufüh-

TeIl ım Oktober 1961 ın Düsseldorf dre  ] juüdische, dreı Welche Bedeutung un welcher Rang kommt der Prophetie
evangelische und dreı katholische JIheologen, gemeinsam zur Wiıe verhalten sich geschichtliche Un eschatologische

Botschaft zueınander” Mit welchem Recht hat das Neue 1Le-Jesaja lesen un: interpretieren. In eiınem ersten Re-
stament auf Jes 40-—55 Bezug genommen”ferat führte Oberrabhbiner Melchior (Kopenhagen) AaUs, dali

dıese prophetische Botschait ın die eıt des Kxıls gehöre G’hristlich-züdischer Dialog(Deuterojesaja). Noch heute wırd ım jüdischen (Gottesdienst „Christliıch-jüdischen Dialog“ nennt I1a bel uns me1ist jJeneJes €e€1m (Gredenken die Zerstörung des Tempels Von Gespräche zwiıischen Juden Uun: Christen, dıie nach dem etztenJerusalem gelesen. Im übrıgen, betonte der Referent, ist
nıcht die Person des Verfassers entscheidend, sondern die Krıeg ın den „C(resellschaften für christlich-j]Jüdische Zu-

sammenarbeit“ vıel Förderung fanden. In diesen Gesell-Botschaft, auf die sıch Sanz konzentrieren gilt. Zur Me- schatten dachte 198078  - anfangs ohl mehr praktische Fragen,thode der Auslegung WI1€S Vor allem darauf hın, da{ß S1e
AUS der Korrelation VO|  - Wort un Geschichte entwickelt WET-

der Toleranz, der Überwindung des Rassenhasses, der „Be-
den muUsse. Für die hebräischen Begriffe g1ibt ın den wen1g- waltigung der Vergangenheit”. Mit der ejt hat sıch das

(Grewicht VO: Praktischen ufs eigentlıch Religiöse, ufsstien Yallen wirklıch adaquate Übersetzungsmöglichkeiten. Theologische gelegt. In München sprach VoI eıner dieserAuch dürte nach jüdischer Interpretationsregel auf einen Miı-
drasch ersti zurückgegriffen werden, wenn vorher die infache Gesellschaften der katholische Dogmatıker Professor Heıinrich

Fries München). In der Diskussion meldeten sıch eın CVaANSE -Worterklärung V dem Ausleger Un: Prediger vorgefragen lıscher Dekan, dann eın Jude, der ZUYT eıt ın München Vor-worden Sse1 Auf die Erklärung VOo  — Jes 1im einzelnen e1IN-
gehend, legte der Referent dar Vers verkündet das nde sıtzender der Gesellschaft 1st, Wort Professor Fries ıng
des KExiıls und den großen (sottestrost für Adıe Exulanten. Wenn ın seinen Überlegungen VoO heilsgeschichtlichen Zusammen-

hang AUuS, der zwischen dem alten und Israel besteht,eın Midrasch erklärt: 1s Jesaja sa „ Iröstet, rostet meın zwischen der (heutigen) dynagoge und der christlıchen Kirche.Volk”, da wollte INa  w ıhn töten‘, zeıgt dieser Hinweis, W1€
umstrıtten die Botschaft Wal. In den Versen sucht der DDie christlich-Jüdische Begegnung könne keine Yrage der

Missıionierung seıin (man denkt als Beispiel für 1ne soProphet nach Bildern, die dem gefangenen Volke dıie Be- Art der „Begegnung” das Spanien der Fruhzeit), sondernIrejung veranschaulichen sollen. Der FExodus AUS Agypten
1ırd vA 1ypos eınes Exodus. Eıne große W andlung S1€ spielt sıch ın der einen Heilsgeschichte ab Der „VYCI-
ber trıtt eın Am Sınal War Mose der Mittler, Jetzt kommt hängnisvolle Riflß zwischen altem un (rottesvolk“ kam
ZUTF unmıiıttelbaren Konfrontation mıt der Herrlichkeit (Gottes dadurch, dafß NUuT eın el der Juden Jesus als Messjas

gylaubte und anerkannte. Dieser ;ı lag 1so zuerst iın einer(V 5) Von €rs sınd dıe prophetischen Verkündi-
gunNsch ıne Ausführung des Grunddogmas des Judentums: Spaltung zwischen Juden und Juden selbst, die alle späteren

Spaltungen TST nach sich ZO8. Es habe sıch da 1WAas SanzDer Lehre VOo  — der absoluten Bildlosigkeit (zottes. ber der Ahnliches abgespielt W1ıe 1n der Reformation. Luther wollteunglaublich ferne ott ıst zugleıch der Sanz nahe
Auch 1mM zweıten Referat (Professor Dr. Kraus, Hamburg) als Katholik reformieren, erst späater S€1 diıe 1 rennung SC-
wurden zunachst form- un tradıtıonsgeschichtlıche Unter- kommen. W ıe e1m evangelısch-katholıschen Gespräch der

beste Ansatz €e1ım fruhen Luther lıege, der noch In der altensuchungen angestellt. Jes. 40, ist Berufungsbericht. Der Kırche bleiben wollte, Nl €1m Gespräch zwıschenProphet wırd ın der Berufungsvision ZU Zeugen eiınes
(+zotteshandelns. Himmlische Machte sollten die Exulanten Juden un Christen besten, ın der Betrachtung der Vor-

roösten un! 1nN€ Straße V  i überdimensionaler Größe bauen, paulınıschen, Judenchristlichen eıt der Jungen christlıchen
Kırche einzusetzen.auf der (rott se1n olk nach Jerusalem heimfuhrt Un Vor

aller Welt erscheıint. Der ‚zweıte Exodus hat eıne eschatolo- Aus Der christliche Sonntag 14/44), Freiburg Br., 11

gische Bedeutung. Er verkündet einen absoluten Umbruch
und das Kkommen der Könıigsherrschaft Gottes (vergleiche 14/9 orderungen jen KatechetenJes 52, 7—12). Das Neue 1estament hat die eschatolo-
gısche Heıls- un Erlösungsbotschaft auf genommen. Anschlie- Der Unterausschuß: Kirche und Israel innerhalb der evangelisch-reformier-

IC „Arbeits emeinschaft Deutsch-schweizerischer Kırchentag' eitung: Pro-fkend wurden dann gegenüber der rabbinischen Auslegung die
fessor Dr. 'UVarı Oyen; Sekretariat: Dr Rueff, Basel, Hermann-Suter-Problemfragen gestellt: Besaß der Prophet wirklich nur eiINE Straße 6} hat den Katecheten folgendes Postulat ATis Herz egt.

‚Heilıgkeit zweıten Kanges’ ” Hatte das ‚Gesetz’ eınen absolu-
ten Vorrang” War nıcht vielmehr der statisch-gültigen Thora (Der Religionsunterricht und Sonntagsschule erteılt, 15£ Dei-

flichtetSTEIFS das dynamische, die Geschichte sraels begleitende Fle-
ment der Prophetie zugeordnet” Waren dıe Propheten ledig- a} eingehend auf das Zeugnis der Bıbel ber Israel Z

lıch ‚Gewissen des Volkes’‘? künden S1€ nıcht vielmehr eın  b hören;
b) sıch mıiıt Judentumskunde beschältigen:kommendes Gotteshandeln A das einer zukünftigen und letz-

ten Erfüllung zutreı:bt” Sie führen das ‚Neue' herauf: S1e he- damıiıt die Schuler sachlıch richtig und nıcht tendenzıO0s
kunden, daßß ott TrTeENzEN Ssprengt, Altes umstößt un: mıt ber das Jüudische Gesetzesverständnis, ber die Pharisäer,
überraschenden 1 aten ın dıe €s! eines Volkes hinein- ber den Talmud und ber den Glauben der heutigen
bricht Juden informıeren kann:
Im Referat des katholıischen Kxegeten wurden vVor allem fol- C) sıch bewußt Z sein, daß seine Schüler die heutigen
gende Gedanken hervorgehoben: das Alte Testament Wal Juden denken, wenn ihnen Vo  — den Juden der Bibel
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Das Gesetz hat nach Auffassung des Bundesinnenministers verfassungs-
ändernden Charakter. Es ist aber kaum anzunehmen, daß dieser für die 
Bundesrepublik so wichtige gesetzgeberische Akt Anlaß zu Meinungsver-
schiedenheiten zwischen den Parteien des Bundestages und den Ländern sein 
wird. 

14/8 Interkonfessionelle Gespräche 

a) Trikonfessioneller Exegesenaustausch 
Den folgenden Auszug entnehmen wir einem Beitrag von Prof. Dr. J. M. 
Nielen (dem katholischen Referenten eines in Düsseldorf im Oktober 1961 

gehaltenen Gesprächs) im „Christlichen Sonntag« (14142) vom 21. 10. 1962, 

S. 331 f. 

...Inzwisdien ist auch das exegetische Gespräch zwischen jü-
dischen und christlichen Theologen angeregt und aufgenom-
men worden. So trafen sich — um nur ein Beispiel anzufüh-
ren — im Oktober 1961 in Düsseldorf drei jüdische, drei 
evangelisdie und drei katholische Theologen, um gemeinsam 
Jesaja 40 zu lesen und zu interpretieren. In einem ersten Re-
ferat führte Oberrabbiner Melchior (Kopenhagen) aus, daß 
diese prophetische Botschaft in die Zeit des Exils gehöre 
(Deuterojesaja). Noch heute wird im jüdischen Gottesdienst 
Jes. 40 beim Gedenken an die Zerstörung des Tempels von 
Jerusalem gelesen. Im übrigen, so betonte der Referent, ist 
nicht die Person des Verfassers entscheidend, sondern die 
Botschaft, auf die es sich ganz zu konzentrieren gilt. Zur Me-
thode der Auslegung wies er vor allem darauf hin, daß sie 
aus der Korrelation von Wort und Geschichte entwickelt wer-
den müsse. Für die hebräischen Begriffe gibt es in den wenig-
sten Fällen wirklich adäquate Übersetzungsmöglidikeiten. 
Auch dürfe nach jüdischer Interpretationsregel auf einen Mi-
drasch erst zurückgegriffen werden, wenn vorher die einfache 
Worterklärung von dem Ausleger und Prediger vorgetragen 
worden sei. Auf die Erklärung von Jes. 40 im einzelnen ein-
gehend, legte der Referent dar: Vers 1 verkündet das Ende 
des Exils und den großen Gottestrost für die Exulanten. Wenn 
ein Midrasdi erklärt: ,Als Jesaja sagte: „Tröstet, tröstet mein 
Volk", da wollte man ihn töten', so zeigt dieser Hinweis, wie 
umstritten die Botschaft war. In den Versen V. 3 ff. sudit der 
Prophet nach Bildern, die dem gefangenen Volke die Be-
freiung veranschaulichen sollen. Der Exodus aus Ägypten 
wird zum Typos eines neuen Exodus. Eine große Wandlung 
aber tritt ein. Am Sinai war Mose der Mittler, jetzt kommt es 
zur unmittelbaren Konfrontation mit der Herrlichkeit Gottes 
(V. 5). — Von Vers 10 an sind die prophetischen Verkündi-
gungen eine Ausführung des Grunddogmas des Judentums: 
Der Lehre von der absoluten Bildlosigkeit Gottes. Aber der 
unglaublich ferne Gott ist zugleich der ganz nahe. 
Auch im zweiten Referat (Professor Dr. Kraus, Hamburg) 
wurden zunächst form- und traditionsgeschichtliche Unter-
suchungen angestellt. Jes. 40, 1 ff. ist Berufungsbericht. Der 
Prophet wird in der Berufungsvision zum Zeugen eines neuen 
Gotteshandelns. Himmlische Mächte sollten die Exulanten 
trösten und eine Straße von überdimensionaler Größe bauen, 
auf der Gott sein Volk nach Jerusalem heimführt und vor 
aller Welt erscheint. Der ,zweite Exodus' hat eine eschatolo-
gisdie Bedeutung. Er verkündet einen absoluten Umbruch 
und das Kommen der Königsherrschaft Gottes (vergleiche 
Jes 52, 7-12). Das Neue Testament hat die eschatolo-
gische Heils- und Erlösungsbotschaft aufgenommen. Anschlie-
ßend wurden dann gegenüber der rabbinischen Auslegung die 
Problemfragen gestellt: Besaß der Prophet wirklidi nur eine 
,Heiligkeit zweiten Ranges'? Hatte das ‚Gesetz' einen absolu-
ten Vorrang? War nicht vielmehr der statisch-gültigen Thora 
stets das dynamische, die Geschichte Israels begleitende Ele-
ment der Prophetie zugeordnet? Waren die Propheten ledig-
lich ,Gewissen des Volkes'? Künden sie nicht vielmehr ein 
kommendes Gotteshandeln an, das einer zukünftigen und letz-
ten Erfüllung zutreibt? Sie führen das ‚Neue' herauf; sie be-
kunden, daß Gott Grenzen sprengt, Altes umstößt und mit 
überrasdienden Taten in die Geschichte eines Volkes hinein-
bricht. 
Im Referat des katholischen Exegeten wurden vor allem fol- 
gende Gedanken hervorgehoben: das Alte Testament war 

die „Heilige Schrift", auf die sich die Apostel und Evangeli-
sten beriefen. Der Universalismus des Heiles veranlaßte die 
Christen, auf Jes. 40-55 zurückzugreifen, weil hier am stärk-
sten die universale Bedeutung der Heilstätigkeit Gottes ver-
kündigt wird. Jes. 40-55 enthält die „Frohe Botschaft` des 
Alten Testaments. Der Begriff ,Evangelium` wurde von 
Deuterojesaja zum ersten Male geprägt (Jes. 40, 9; 52, 7). Die 
Urgemeinde nahm diese Intentionen des alttestamentlichen 
Propheten auf. Die Schlußausführung des Referenten betonte 
das Wirken der Prophetie auf die Zukunft hin. Das prophe-
tische Wort ist mächtiges Wort, es schafft das Zukünftige. Die 
neutestamentliche Botschaft weiß sich ,in der Zukunft stehend' 
von dem alttestamentlichen Prophetenwort getragen und be-
stimmt. 
Die Diskussion kreiste im wesentlichen um drei Punkte: 
Welche Bedeutung und welcher Rang kommt der Prophetie 
zu? — Wie verhalten sich geschiditliche und eschatologische 
Botschaft zueinander? Mit welchem Redit hat das Neue Te-
stament auf Jes. 40-55 Bezug genommen? ... 

b) Christlich-jüdischer Dialog 
„Christlich-jüdischen Dialog" nennt man bei uns meist jene 
Gespräche zwischen Juden und Christen, die nadi dem letzten 
Krieg in den „Gesellschaften für duistlich-jüdische Zu-
sammenarbeit" so viel Förderung fanden. In diesen Gesell-
schaften dachte man anfangs wohl mehr an praktische Fragen, 
der Toleranz, der Überwindung des Rassenhasses, der „Be-
wältigung der Vergangenheit". Mit der Zeit hat sich das 
Gewicht vom Praktischen aufs eigentlidi Religiöse, aufs 
Theologisdie gelegt. In München sprach vor einer dieser 
Gesellschaften der katholische Dogmatiker Professor Heinrich 
Fries (München). In der Diskussion meldeten sich ein evange-
lischer Dekan, dann ein Jude, der zur Zeit in München Vor-
sitzender der Gesellschaft ist, zu Wort. Professor Fries ging 
in seinen Überlegungen vom heilsgesdliditlidien Zusammen-
hang aus, der zwischen dem alten und neuen Israel besteht, 
zwischen der (heutigen) Synagoge und der christlichen Kirche. 
Die christlich-jüdische Begegnung könne keine Frage der 
Missionierung sein (man denkt als Beispiel für eine solche 
Art der „Begegnung" an das Spanien der Frühzeit), sondern 
sie spielt sich in der einen Heilsgeschichte ab. Der „ver-
hängnisvolle Riß zwisdien altem und neuem Gottesvolk" kam 
dadurch, daß nur ein Teil der Juden Jesus als Messias 
glaubte und anerkannte. Dieser Riß lag also zuerst in einer 
Spaltung zwischen Juden und Juden selbst, die alle späteren 
Spaltungen erst nach sich zog. Es habe sich da etwas ganz 
Ähnliches abgespielt wie in der Reformation. Luther wollte 
als Katholik reformieren, erst später sei die Trennung ge-
kommen. Wie beim evangelisdi-katholischen Gespräch der 
beste Ansatz beim frühen Luther liege, der noch in der alten 
Kirche bleiben wollte, so sei es beim Gesprädi zwischen 
Juden und Christen am besten, in der Betrachtung der vor-
paulinischen, judenchristlichen Zeit der jungen christlichen 
Kirche einzusetzen. 

(Aus: Der christliche Sonntag (14/44), Freiburg i. Br., 4. 11. 1962.) 

14/9 Forderungen an den Katecheten 

Der Unterausschuß: Kirche und Israel innerhalb der evangelisch-reformier-
ten „Arbeitsgemeinschafl Deutsch-schweizerischer Kirchentag« (Leitung: Pro-
fessor Dr. H. van Oyen; Sekretariat: Dr. A. Rueff, Basel, Hermann-Suter-
Straße 6) hat den Katecheten folgendes Postulat ans Herz gelegt: 

Wer Religionsunterricht und Sonntagsschule erteilt, ist ver-
pflichtet: 
a) eingehend auf das Zeugnis der Bibel über Israel zu 

hören; 
b) sich mit Judentumskunde zu beschäftigen: 

damit er die Sdlüler sachlich richtig und nicht tendenziös 
über das jüdische Gesetzesverständnis, über die Pharisäer, 
über den Talmud und über den Glauben der heutigen 
Juden informieren kann; 

c) sich bewußt zu sein, daß seine Schüler an die heutigen 
Juden denken, wenn ihnen von den Juden der Bibel 
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erzahnlt wird. Die Schuler dürfen keine Bestätigung ihrer urt Gerstein ber Zyklon B) blätterte die SS-Berichte und
Vorurteile erhalten, dafß Ina  ] VO Jüdischen Menschen Hımmlers Beifehle durch, legte das Buch ZULI Seite und sagte
vıel Böses und jedenfalls nur Feindschaft Christus „Wenn INn bedenkt, daß alles hne ınn Wr meıne,

erwarten habe W1IE { nachher gekommen ist Der Zusammenbruch und die
Fıne Intormation der Schüler über die Schuld der Christen deutsche Not nach dem Kriege Dann korrigierte sich

den Juden ıst unerläfßlich. Besondere Sorgfalt ıst bei der e{was: 9,  ı€ Folgen siınd. LUr ZUuU verständlich.“ Damit Wr

eıgentlich das Thema erschöpft. Selbstverständlich lehnte die-Behandlung der Passionsgeschichte reboten. Daraut weisen
dıie Seelisberger, dıe Schwalbacher und d1e Bergneustädter SCI jJunge Mannn den Nazismus und se1ne Methoden ab Selbst-
Thesen hın (vgl Rundbriet August 1950 S 6 und verständlich verurteilte Mord un Greueltat. Der Ausdruck
XL, 50/52] S, 84!), mit denen sıch jeder Religionslehrer datur bewegt sıch jedoch ur in den gewohnten Gedanken-
beiassen sollte. gangen.
Die Schüler sollen Jedenfalls nıcht 1NUur Von dem hören, Was Der dritte, der Aas Buch ın dıe Hand nahm, vertiefte sıch
un VO  - den Juden Lrennt, sondern noch mehr VOnNMN dem, was gleich 1n den ext. Er las den Bericht des Kommandanten
uns mit ıhnen verbindet: Von der OÖffenbarung des ın der von Auschwitz Er fragte miıch, W AS miıt diesen Leuten allen
Geschichte andelnden Gottes und der Hoffnung auf dAie geschehen ist. Dann blieh SEIN lıck den Berıchten der
Vollendung seiıner Königsherrschaft. Wissenschaftler haften., Dabe1 machte für sıch einıge Be-
Diskussionsfragen: Wie können die Geschichten VO Murren merkungen: „deutsche Gründlichkeit“ un „deutsche Technik“,
sraels in der Wüste, Von seinem wıiederholten Abtall den „dıe deutsche Physık”. Es WT merken, wıe ıh das Pro-

blem der Entmenschlichung der menschlichen zıiyilisatorischenBaalen un seiner Verstocktheit gegenüber den Propheten 1m
Unterricht behandelt werden, hne daiß das antı])üdische Errungenschaften beschäftigte. Langere eıt verweiılte bei
Mifiverständnis entsteht?” Wie ıst be1 der Behandlung, z D den Seiten 209 und 210 Die Zusammenstellung des Bildes der
der Sabbathkonflikte, vermeıden, dıe jüdische Ortho- gestapelten Leichen in Dachau mıiıt dem Biılde Hımmlers un:!

der Ofhiziere des Struthof hatte ıh: stark beeindruckt. Lrdoxıe licherlich gemacht wird” Wie annn INa  } beım Gleich-
nıs VOIIl den boösen Weingärtnern un bei den Nachrichten Jegte das Buch ZUr Seite, schaute miıch Un! fragte: „Ja
Vo  —_ den Wiıderständen der en die Heidenmission w1ı1e soll das weitergehen”” hatte ıh; nıcht verstanden.
dıe paradigmatische Bedeutung dieser YTexte fur alle Men- Bezog sıch die Frage auf deutsch-jJüdische Beziehungen der
schen sıchthar machen? auf die problematisch gewordene menschliche Kultur, vıel-

leicht aut das Versagen der relig1ösen Erziehung”? Meine Ver-
mutungen falsch Der Junge Mann erkannte wohl, daß
ıch selinen Gedankengang nıcht erraten hatte un: wıederholte:14/10 Jugend U 1as Alte Ootfesvo. „Wiıe coll das weıtergehen? Mit dem Jüdischen Staat? Mıt

Eın Gespräch mıt Studenten Israel” Es e1ibt viele Schwierigkeiten *
Jetzt verstand ich ih: Fast schıen mir, Aalß ıch keinen eut-

Eıs ergab sich, daß ıch nach eıner Aufführung VOon „Das TYTage- schen, sondern einen Juden VOor mır habe In seıner Frage Wr

buch der Anne Frank” mıiıt reiı Studenten 15 Gespräch am die geschichtliıche Jüdische Reaktion aut die Ausrottung ent-
Fıs lag nahe, daß iıch iıhnen, jedem einzeln, das Buch „Das halten. In dieser Fragestellung WLr das Problem der Diaspora
Dritte Reıch 2471 Adze Juden VOILL Poliakov-Wulf zeıgte. Ke1- un der Sicherheit enthalten. Der Junge Mannn identihzierte

WäarTr bekannt. Über dıe Judenverfolgung der Nazizeit sıcCh unter dem Eindruck der Dokumentensammlung mit den
Opfern des Nazismus.wulßten S1e  > MNUur wen1g, un dies Wenige auch 11U1 nebelhaft.

Ihr Wissen hatten S1E nıcht 1in der Schule, sondern gelegentlich Es ist doch richtig, mıt der Jugend ber diese Dinge
übers Radio ertfahren. sprechen.

Wäal begierig auf dıe Reaktion dieser Jungen Menschen. („Der Christliche Sonntag“” 114/31]. Freiburg, 1962 Entnommen m1t
$reundlicher Genehmi:gung der Schriftleitung.)Man konnte ihnen ansehen, dafß S1e SAr nicht wußten, w \ı S1C

miıt dem VOrTr ihnen liegenden Materia! anfangen sollten. Die
Ungeheuerlichkeit des Stoffes jeß ı; zuerst unverständlich

I3 » QJor dem Herrn wl ıch ianzen.“erscheinen; 1eß sich nıcht 1n den gewohnten Gedanken-
und Gefühls-Kategorien unterbringen. Die Kehrseite des (se- Als 11r deutschen Katholıken 2 Sonntag 1ın der Herz- Jesu-
schehens, das 1er ım Menschen, Wr ıhnen 1n dem immer OÖkRtav, dem 1T7 Junz 1961, nach dem WUunsch UNSETET Biıschöfe
noch 1n test umrıssenen Bahnen verlautenden Geschichtsunter- ım Geiste der Suhne für dıe ermordeten Juden und ıhre UVer-
richt nıcht nahegebracht worden. folger hbeten sollten, Aıe meısten UNSETET G(emeinden
Zunächst machten sıch dıe Jungen Leute dAıe wissenschattlıch- nıcht vorbereıtet (vgl Rundbrief AXI11/50/52, 3) Fın Jahr
methodische Seıte des Buches Klar wW1€e das Material später, be: den regionalen Friedensfahrten Pfingsten 1962,
mengebhracht, W1€e gesichtet un ausgewählt worden Wa  - soll der Heılıige (re1st, der dıe Kırche ın Jerusalem erweckte,
Es War sıchtbar, dafß S1E  D sıch erst eiınmal dıe ihnen be- un nıcht mehr BDarl unvorbereıtet treffen.
kannte Welt klammerten, bıs iıhre Reaktion auf dıe gezeigten Wll‘ wollen 1105 In den Tagen Pfingsten re] ÖOrten der
Geschehnisse eınen Ausdruck gefunden hatte Bundesrepublik auf den Weg machen, NSeine Stimme U

Der erste der Studenten griff aut seıne Jugenderinnerungen noren, der Stimme dessen ZU lauschen, der das lte un das
zuruück. „Bei UuNsS 1 Breslau“ sagte 9y  18 (00 Neue Gottesvolk aut unvorhersehbaren Wegen führt un! uns

Juden habe s1e noch 1944 gesehen. NS1e haben dort SC- 1m brüderlichen Gespräch miteinander nahe senıin wıird
arbeitet. we1l nıcht, wıeviel es damals noch waren.“ Die Zukunft hat schon begonnen nıcht In Atomkraft un:
habe dies Selbstgespräch nıcht unterbrochen. wartetie auf Weltraumschiffahrt, sondern ım Pfiingsten des dıe Völker
die Formuli:erung, dıe kommen mulste Endlich kam s1Ee 1ın einenden Geistes. Die Friedensfahrten Pfingsten 1962 sol-
einer religıösen Kategorie: „Ja wurde viel gesuüundigt.” len die mıiıt den Füßen gesprochene Bitte se1n, dafi WIT dıe
(Der gesundıgt hat, OD das Wort Suünde ler zutreifend ıst, Zeıchen der eıt verstehen mogen. Zeıichen der eıt ist Eıch-
kam nıcht ZUrC Sprache. Und iıch dachte mır das Wort Suünde mannn Zeıiıchen der eıt sınd dıe Berliner Mauer und der
ist dıesmal eın Rettungsanker. Von Sünde g1ıbt Gedanken- Stacheldraht zwischen der Alt- und Neustadt Jerusalems
verbindungen Reue, Buße, Vergebung, ZU Menschlichen Zeichen der eıit ist die Vorbereitung des (xespräches miıt den
zurück. Was übrigens bleibt dem Menschen anderes übrig? Jüdischen Gläubigen durch das Sekretariat füur die christliche
Der zweıte Student schaute dıe Bilder Man merkte ım Einheit Zeichen der eıit ıst die Besinnung auf dıe christ-
d daßß keinen Kontakt mıiıt dem Stoff finden konnte. Er ıche den Juden Zeichen der eıt ist das Rıngen
klammerte sıch das Paradoxale der Autschritt ber dem jJüdischer Menschen das Verstandnıs des Jesus VO  + Naza-
Haupteingang ZU. Auschwitz: „Arbeit macht Irei Er reth, den S1C als eiınen der ıhren ansehen Zeichen der eıt
schaute dıe Bilder d dıe Rechnung der Fırma Degesch ıst dıe TOtZ vielseitiger Wi;derstände ausgesprochene Eın-

erzählt wird. Die Schüler dürfen keine Bestätigung ihrer 
Vorurteile erhalten, daß man vom jüdischen Menschen 
viel Böses und jedenfalls nur Feindschaft gegen Christus 
zu erwarten habe. 

Eine Information der Schüler über die Schuld der Christen 
an den Juden ist unerläßlich. Besondere Sorgfalt ist bei der 
Behandlung der Passionsgeschichte geboten. Darauf weisen 
die Seelisberger, die Schwalbacher und die Bergneustädter 
Thesen hin (vgl. Rundbrief [8/9] August 1950 S. 6 ff. und 
[XIII, 50/52] S. 84!), mit denen sich jeder Religionslehrer 
befassen sollte. 
Die Schüler sollen jedenfalls nicht nur von dem hören, was 
uns von den Juden trennt, sondern noch mehr von dem, was 
uns mit ihnen verbindet: von der Offenbarung des in der 
Geschichte handelnden Gottes und der Hoffnung auf die 
Vollendung seiner Königsherrschaft. 
Diskussionsfragen: Wie können die Geschichten vom Murren 
Israels in der Wüste, von seinem wiederholten Abfall zu den 
Baalen und seiner Verstocktheit gegenüber den Propheten im 
Unterricht behandelt werden, ohne daß das antijüdische 
Mißverständnis entsteht? Wie ist bei der Behandlung, z. B. 
der Sabbathkonflikte, zu vermeiden, daß die jüdische Ortho-
doxie lächerlich gemacht wird? Wie kann man beim Gleich-
nis von den bösen Weingärtnern und bei den Nachrichten 
von den Widerständen der Juden gegen die Heidenmission 
die paradigmatische Bedeutung dieser Texte für alle Men-
schen sichtbar machen? 

14/10 Jugend und das Alte Gottesvolk 

1. Ein Gespräch mit Studenten 

Es ergab sich, daß ich nach einer Aufführung von „Das Tage-
buch der Anne Frank" mit drei Studenten ins Gespräch kam. 
Es lag nahe, daß ich ihnen, jedem einzeln, das Buch „Das 
Dritte Reich und die Juden" von Poliakov-Wulf zeigte. Kei-
nem war es bekannt. Über die Judenverfolgung der Nazizeit 
wußten sie nur wenig, und dies Wenige auch nur nebelhaft. 
Ihr Wissen hatten sie nicht in der Schule, sondern gelegentlich 
übers Radio erfahren. 
Ich war begierig auf die Reaktion dieser jungen Menschen. 
Man konnte ihnen ansehen, daß sie gar nicht wußten, was sie 
mit dem vor ihnen liegenden Material anfangen sollten. Die 
Ungeheuerlichkeit des Stoffes ließ ihn zuerst unverständlich 
erscheinen; er ließ sich nicht in den gewohnten Gedanken-
und Gefühls-Kategorien unterbringen. Die Kehrseite des Ge-
schehens, das Tier im Menschen, war ihnen in dem immer 
noch in fest umrissenen Bahnen verlaufenden Geschichtsunter-
richt nicht nahegebracht worden. 
Zunächst machten sich die jungen Leute die wissenschaftlich-
methodische Seite des Buches klar: wie das Material zusam-
mengebracht, wie es gesichtet und ausgewählt worden war. 
Es war sichtbar, daß sie sich erst einmal an die ihnen be-
kannte Welt klammerten, bis ihre Reaktion auf die gezeigten 
Geschehnisse einen Ausdruck gefunden hatte. 
Der erste der Studenten griff auf seine Jugenderinnerungen 
zurück. „Bei uns in Breslau" — sagte er — „waren 20 000 
Juden. Ich habe sie noch 1944 gesehen. Sie haben dort ge-
arbeitet. Ich weiß nicht, wieviel es damals noch waren." Ich 
habe dies Selbstgespräch nicht unterbrochen. Ich wartete auf 
die Formulierung, die kommen mußte. Endlich kam sie in 
einer religiösen Kategorie: „Ja, es wurde viel gesündigt." 
Wer gesündigt hat, ob das Wort Sünde hier zutreffend ist, 
kam nicht zur Sprache. Und ich dachte mir: das Wort Sünde 
ist diesmal ein Rettungsanker. Von Sünde gibt es Gedanken-
verbindungen zu Reue, Buße, Vergebung, zum Menschlichen 
zurück. Was übrigens bleibt dem Menschen anderes übrig? 
Der zweite Student schaute die Bilder an. Man merkte ihm 
an, daß er keinen Kontakt mit dem Stoff finden konnte. Er 
klammerte sich an das Paradoxale der Aufschrift über dem 
Haupteingang zum KZ Auschwitz: „Arbeit macht frei." Er 
schaute die Bilder an, die Rechnung der Firma Degesch an 

Kurt Gerstein über Zyklon B, blätterte die SS-Berichte und 
Himmlers Befehle durch, legte das Buch zur Seite und sagte: 
„Wenn man bedenkt, daß alles ohne Sinn war ... Ich meine, 
wie es nachher gekommen ist. Der Zusammenbruch und die 
deutsche Not nach dem Kriege ..." Dann korrigierte er sich 
etwas: „Die Folgen sind nur zu verständlich." — Damit war 
eigentlich das Thema erschöpft. Selbstverständlich lehnte die-
ser junge Mann den Nazismus und seine Methoden ab. Selbst-
verständlich verurteilte er Mord und Greueltat. Der Ausdruck 
dafür bewegt sich jedoch nur in den gewohnten Gedanken-
gängen. 
Der dritte, der das Buch in die Hand nahm, vertiefte sich so-
gleich in den Text. Er las den Bericht des Kommandanten 
von Auschwitz. Er fragte mich, was mit diesen Leuten allen 
geschehen ist. Dann blieb sein Blick an den Berichten der 
Wissenschaftler haften. Dabei machte er für sich einige Be-
merkungen: „deutsche Gründlichkeit" und „deutsche Technik", 
„die deutsche Physik". Es war zu merken, wie ihn das Pro-
blem der Entmenschlichung der menschlichen zivilisatorischen 
Errungenschaften beschäftigte. Längere Zeit verweilte er bei 
den Seiten 209 und 210. Die Zusammenstellung des Bildes der 
gestapelten Leichen in Dachau mit dem Bilde Himmlers und 
der Offiziere des KZ Struthof hatte ihn stark beeindruckt. Er 
legte das Buch zur Seite, schaute mich an und fragte: „Ja —
wie soll das weitergehen?" Ich hatte ihn nicht verstanden. 
Bezog sich die Frage auf deutsch-jüdische Beziehungen oder 
auf die problematisch gewordene menschliche Kultur, viel-
leicht auf das Versagen der religiösen Erziehung? Meine Ver-
mutungen waren falsch. Der junge Mann erkannte wohl, daß 
ich seinen Gedankengang nicht erraten hatte und wiederholte: 
„Wie soll das weitergehen? Mit dem jüdischen Staat? Mit 
Israel? Es gibt so viele Schwierigkeiten ..." 
Jetzt verstand ich ihn. Fast schien es mir, daß ich keinen Deut-
schen, sondern einen Juden vor mir habe. In seiner Frage war 
die geschichtliche jüdische Reaktion auf die Ausrottung ent-
halten. In dieser Fragestellung war das Problem der Diaspora 
und der Sicherheit enthalten. Der junge Mann identifizierte 
sich unter dem Eindruck der Dokumentensammlung mit den 
Opfern des Nazismus. 
Es ist doch richtig, mit der Jugend über diese Dinge zu 
sprechen. 	 -o- 

(„Der Christliche Sonntag" [14/31]. Freiburg, 5. 8. 1962. Entnommen mit 
freundlicher Genehmigung der Schriftleitung.) 

2. „... Vor dem Herrn will ich tanzen." 

Als wir deutschen Katholiken am Sonntag in der Herz-Jesu-
Oktav, dem 11. Juni 1961, nach dem Wunsch unserer Bischöfe 
im Geiste der Sühne für die ermordeten Juden und ihre Ver-
folger beten sollten, waren die meisten unserer Gemeinden 
nicht vorbereitet (vgl. Rundbrief XIII/50/52, S. 3). Ein Jahr 
später, bei den regionalen Friedensfahrten zu Pfingsten 1962, 
soll der Heilige Geist, der die Kirche in Jerusalem erweckte, 
uns nicht mehr ganz unvorbereitet treffen. 
Wir wollen uns in den Tagen um Pfingsten zu drei Orten der 
Bundesrepublik auf den Weg machen, um Seine Stimme zu 
hören, der Stimme dessen zu lauschen, der das Alte und das 
Neue Gottesvolk auf unvorhersehbaren Wegen führt und uns 
im brüderlichen Gespräch miteinander nahe sein wird. 
Die Zukunft hat schon begonnen — nicht in Atomkraft und 
Weltraumschiffahrt, sondern im Pfingsten des die Völker 
einenden Geistes. Die Friedensfahrten zu Pfingsten 1962 sol-
len die mit den Füßen gesprochene Bitte sein, daß wir die 
Zeichen der Zeit verstehen mögen. Zeichen der Zeit ist Eich-
mann — Zeichen der Zeit sind die Berliner Mauer und der 
Stacheldraht zwischen der Alt- und Neustadt Jerusalems —
Zeichen der Zeit ist die Vorbereitung des Gespräches mit den 
jüdischen Gläubigen durch das Sekretariat für die christliche 
Einheit — Zeichen der Zeit ist die Besinnung auf die christ-
liche Schuld an den Juden — Zeichen der Zeit ist das Ringen 
jüdischer Menschen um das Verständnis des Jesus von Naza-
reth, den sie als einen der ihren ansehen — Zeichen der Zeit 
ist die trotz vielseitiger Widerstände ausgesprochene Ein- 
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Jladung aufgeschlossener Menschen ın Israel uns, miıt- Entjudung besteht nıcht: selbst WeNn S1€E n1]ı€e ıne dynagoge
zuhelfen dem vorbildlichen Zusammenwirken d1eses Staa- besuchen sollten, selbst wenn iıhnen Adje Lektüre V O!  - Mapu un
tes mit afrıkanıschen und as1atischen Nationen Zeichen der Mendele nıcht mehr 1e1 besagen sollte. Immerhin sammeln
eıt ıst ine Kirche, dıe ın Israel Wurzel fassen sucht, Uum si1e das „Omer” C1N, un: Pessach fejern S16 auf ıhre Weıse,
VO  —_ innen her das (sesprach mıt dem alteren Bruder Z£U ber ıst noch VO „Auszuge Agypten” dıe Rede, und
führen. selbst diıejenigen, dıe auf der Sinai-Halbinsel iıhr lut gaben,
Wird ber ıne Friedensfahrt unter dem Thema „Christen wußten VO: Sinal vie] WIEe dAje Bekannten der Netu-
Un Juden“ nıcht unfroh und bedrückt SEIN mussen”? Wır kön- re] Kartha (ultra-orthodoxe jüdische Gruppe), denen der
1CNH weder theoretisch noch prophetisch antworien Aber ıne Schutz ihres Volkes in UNSTET eıt offenbar gleichgültig ist
kleine Erfahrung duürtfen dıe verraten, dıe hbereits dje Oster- Der Kibbuz hat zugleich 1ine YCWISSE Weltoffenheit behalten,
Friedensfahrt 1959 unter demselben 1hema miıtgemacht ha- dıe Leute des Vorurteils VOoO  —_ ıhm 5ar nıcht erwarten wurden,
ben Nachdem Karfreitag uns mıt der Fragwürdigkeıt Jüdi- wei] S1C in ihm eine Art Sdektenorganisation wittern, die ın
scher UN!| christlicher Schuld belastet hatte, War noch eın irühen Jahren vielleicht notgedrungen hatte, ın der
(OOstern froh wıe qdije darauffolgende Osternacht. Wer 115 Mauser der KEntwicklung ber Jangst abstreifte. Weltoffenheit
nach der liturgischen Feier stundenlang Vor der Kırche tanzen ıch’s, wenn schon diıe Gründer der Emekkibuzzim VOT

geschen hätte, wurde wahrscheinliıch Argernis g Jahrzehnten nıchtjüdische Bekannte, die kollektiven Ko-
haben WI€E einst Sauls Tochter Michol, als Darvıd VOTFr der lonısationswerk Palästinas interessiert Nn, in Rußland BC-
Bundeslade des Herrn einhertanzte. Doch Daviıd antwortete boren, ıIn hre Siedlungen aufnahmen naturlıch ITE ın
„Vor dem Herrn. Ja VOFr dem Herrn 111 ıch tanzen, selbst kleinsten Gruppen, 41 mıiıt ıhnen gemeınsam Jahrzehnte

1n freundschaftlichstem Sınne zusammenzuarbeiıten. Vorwenn iıch mıch noch mehr erniedrigen un ın meilnen Augen
verdemütigen mußte!“ Und der Fıscher Von dem See, dessen einıgen Jahren brachte die Einwanderung 1U5S Polen eine
Geheimnis sıch heute eın COChrist und ke  ın Jude entziehen Reihe VO  —_ Famıiılıen ın qAıe Kıbbuzım, deren Ehepartner
kann, antworteftife 1 Pfingstfest den Spöttern nıcht hne „gemischt“ Nıcht alle sınd geblieben, einige haben sich
Humor: „Diese siınd nıcht, wıe€e ıhr annehmt, betrunken!“ grut eingelebt (S (). 18) Die Adaptation gelang, WEEeNNn
und spricht ann VO  - S un! Gnade den Müttern behagte, re Kınder 1m Kreise der Kibbuzkinder
ıcht 1mM Wegsehen, sondern ım Blick auf d1ıe unverstellte großziehen lassen, anstatt S1E ur siıch reservieren“. Es
Wirklichkeit können WITr befreit werden ZUT Freiheit der Kın- gelang, WE S1€ bereıt N, dıe neueEe öprache akzeptie-
der des Gottes, der ım schöpferischen Erblicken der TANZEN ren und S16 Kontakt mıt ihren Mitarbeiterinnen fanden: eın
Heilsgeschichte (1 nde acht und lachen macht geme1insames Interesse. In solchen Fallen wurden d1e christ-

(Aus Pax Christı XIV/1], Februar-März, liıchen Frauen „Chaweroth“ in dıesem Zusammenhang:
Miıtglieder. Anm. Red Run  rıeIs), 81€ faßten Positionen

Jugend Harlan 1mM Wirtschalitshof, ‚535001 d1e SIE manche jJüdische Neueinwande-
rın beneiden wurde, und S1€E wurden ın jeder Hınsicht inte-„Pax Christı" XIV/1), PFebruar-März 1962, 15, schreibt:

Eın Basler Kinobesitzer hatte eiınen Veit-Harlan-Film ıin sein grierte und geschätzte Mitglicder der Kibbuzim. Hatten diese
Frauen nıcht dıe Fähigkeit der „Umstellung“, IE} fHüchteten G1E

Programm aufgenommen. Dagegen protestierten: Jüdische vielleicht in dem remden Milieu ın iıhre eigenen Glaubens-
Jugendbünde, Jungradikale Basel, Jungkatholiken Basel, Ver-
einıgung Junger Sozialdemokraten Basel, Baseler Zwinglı- posıtionen, furchteten S1E vielleicht BaT, hre Kiınder „ VCOCI -

lieren“, ZU: mındesten seelisch, gab für S1C meıst keine
bund, Jünglingsbünde des Blauen Kreuzes, Baseler Jugend- andre Wahl, als den Kıbburz verlassen. (Hiıer lıegt eın
fillmbund, Le bon fılm un andere mehr. echtes Problem: Auch wenn „kein Flüchten ın die eigeneKommentierte dıe schweizerische humoristisch-satirıische Wo- Glaubensposition“ ist, sondern ıne innere Verpflichtung waäare,chenschrift „Nebelspalter”®: 1€ Protestkundgebung da{ßß qdA:e Multter ihre Kinder 1in ıhnrem angestammten Glauben
brachte eiınem Kinobesitzer das bei, was ıhm eigentlich erzıiehen will, ist verständlich, daß ıIn eiıner Gemeinschaift,
VONn cselber hätte einfallen sollen, namlıch das dıe Moral VOT

den Kassenerfolg, den zudem fIragwürdigen, stellen und
w1€ gerade der Kibbuz ist, ıne solche Spaltung durch relı-
Y10SE Minderheiten anderen Glaubens nıcht gyrut tragbar eın

den ılm VONN eıt Harlan, dem anrüchigen Regisseur des könnte. Anm. Red Rundbriefs.)juden-feindlichen Dritten Reiches, nıe in sSeInNn Programm auf-
zunehmen Diae Jugend sollte 1e1 öfter noch ın unserelll

entsinne mich, Adaß miıch eın nichtjüdischer YTourist einmal
fragte, welche Erfahrungen WITr miıt Menschen machten, dıeLande über alle Trennungen der Partejen und Kontfessionen UNSCTCIHN Volkstum nıcht angehören. formuljerte dıe Ant-hinweg zusammenstehen und ‚BCKCNH unsaubere (Gesinnung‘ WOrt vielleicht „uüberspitzt”, und dennoch richtig: hreWI1E Ce 1m Aufruf ZUr Protestkundgebung hieß re Jugend-

lıch frische un: räftige Stimme erheben. Und das sollte SI ,  “ Ekinordnung auf geringere Schwierigkeiten stoße als beı —-

Glaubensgenossen. Das verwunderte den Herrn schrNur in Basel? (vgl Rundbrief III/IV, Dezember 1951, Indessen sagte ıch ıhm „Sechen Sie, ıne niıchtjudısche Frau,45) qAdıje ıhrem jüdischen Ehepartner 1nNs heilıge Land folgt, ıst

ichtjuden 1mm E  ‚o  v Ww1€ Ruth, dıe Moabiıterin. ‚Wo Du hingehst, da 111 auch ich
hingehen. Dein Gott ıst meın Gott, und Du stırbst, da
3117 ıch begraben sein.‘“ Hochachtung Vor der Hiıstorie, DistanzUJon Dr Conrad Rosenstein, Kirjath-Anawim beı Jerusalem VOLF dem ‚anderen' schaffen gunstıge Startbedingungen. Der

Der ın Ilsrael deutsch erscheinenden Tageszeitung Jedioth Chadashot‘ VÜU] Jude dagegen hat als Jude ıne bedruckende Geschichte hınter
962 entnehmen wır MLT freundlichem Einverständnis des Verfassers sıch Neijne Erwartungen sınd hochgespannt, Israel soll Kr-

den folgenden Beitrag: lösung und Erfüllung SeInNn. Er kommt nach Hause: un!| ca
Vor einem Jahre erfuhren WIr unsrer Erheiterung, gabe nach Hause kommt, () beginnt schon rasonnıjeren, wenn
in der Ultraorthodoxie Jerusalems, dje ıhre Bekannten ın den VO Deck des Schiffes steigt. Schon in diesem Augenblıck
Vereinigten Staaten haben, Leute, dıe Vor Verbindungen, ist ıhm Israe] eiwas ‚schuldıg' geblıeben Meine Erklärung
Korrespondenzen mıt „Kibbuzniks“ Warnen, da S1Ee entweder erregte Heiterkeit, und dennoch stimmt S1E. Jede Immigra-
dıe Taufe bereıts empfangen hatten der S1€e ın absehbarer tionswelle 1m Haifaer Haten beweist VON Erst lang-
eıt in Aussıcht etellen! Wer UNSCICN reisen nahesteht, annn nach „trıal Aan! error“ wachsen S1e selbst 1n dıe
sich des Laäachelns nıcht erwehren. Indessen gıbt draußen eigene öpfung. Fuür den Nıchtjuden ist alles vıel unproble-
sıcher Menschen, auf deren Naivität INa  } bauen annn matischer. Fur iıh: 1st zuweiılen UUr eiNne „Unterbringungs-
und dıe VOI dieser Gefahr“ wahrhaft zurückschrecken. Nun, frage”.
der Kibbuz ist ine€e Gründung von Sohnen und Töchtern des Vorübergehende Gruppen nıchtJudischer Provenljenz sıeht
„Sta Man Spricht in ıhm Hebräisch, un dıe Kıiınder die- INa  —_ dauernd. erzahlte VOT: kurzem von Nsrıren japanıschen

Gründer kennen ıhren „Tenach“ Sanz gut. Die Gefahr der Freunden, übrıgens Protestanten. Nachdem der „Tun Vonmn
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ladung aufgeschlossener Menschen in Israel an uns, mit-
zuhelfen an dem vorbildlidien Zusammenwirken dieses Staa-
tes mit afrikanischen und asiatischen Nationen — Zeichen der 
Zeit ist eine Kirche, die in Israel Wurzel zu fassen sucht, um 
von innen her das Gespräch mit dem älteren Bruder zu 
führen. 
Wird aber eine Friedensfahrt unter dem Thema „Christen 
und Juden" nicht unfroh und bedrückt sein müssen? Wir kön-
nen weder theoretisch noch prophetisdi antworten. Aber eine 
kleine Erfahrung dürfen die verraten, die bereits die Oster-
Friedensfahrt 1959 unter demselben Thema mitgemacht ha-
ben. Nachdem Karfreitag uns mit der Fragwürdigkeit jüdi-
scher und christlicher Schuld belastet hatte, war noch kein 
Ostern so froh wie die darauffolgende Osternacht. Wer uns 
nach der liturgischen Feier stundenlang vor der Kirche tanzen 
gesehen hätte, würde wahrscheinlich Ärgernis genommen 
haben wie einst Sauls Tochter Michol, als David vor der 
Bundeslade des Herrn einhertanzte. Doch David antwortete: 
„Vor dem Herrn, ja vor dem Herrn will ich tanzen, selbst 
wenn ich mich noch mehr erniedrigen und in meinen Augen 
verdemütigen müßte!" Und der Fischer von dem See, dessen 
Geheimnis sidi heute kein Christ und kein Jude entziehen 
kann, antwortete am Pfingstfest den Spöttern nicht ohne 
Humor: "Diese sind nicht, wie ihr annehmt, betrunken!" — 
und spricht dann von Buße und Gnade. 
Nicht im Wegsehen, sondern im Blick auf die unverstellte 
Wirklidikeit können wir befreit werden zur Freiheit der Kin-
der des Gottes, der im schöpferisdien Erblicken der ganzen 
Heilsgeschidite — am Ende lacht und lachen macht ... 

(Aus: Pax Christi [XIV/1], Februar-März, 1962.) 

3. Jugend gegen Harlan 

„Pax Christi" (XIV/1), Februar-März 1962, S. 15, schreibt: 

Ein Basler Kinobesitzer hatte einen Veit-Harlan-Film in sein 
Programm aufgenommen. Dagegen protestierten: Jüdische 
Jugendbünde, Jungradikale Basel, Jungkatholiken Basel, Ver-
einigung junger Sozialdemokraten Basel, Baseler Zwingli-
bund, Jünglingsbünde des Blauen Kreuzes, Baseler Jugend-
filmbund, Le bon film und andere mehr. 
Kommentierte die schweizerische humoristisch-satirische Wo-
chenschrift "Nebelspalter": „Die Protestkundgebung . . . 
brachte .. . einem Kinobesitzer . . . das bei, was ihm eigentlich 
von selber hätte einfallen sollen, nämlich das: die Moral vor 
den Kassenerfolg, den zudem fragwürdigen, zu stellen und 
den Film von Veit Harlan, dem anrüchigen Regisseur des 
juden-feindlichen Dritten Reiches, nie in sein Programm auf-
zunehmen ... Die Jugend ... sollte viel öfter noch in unserem 
Lande über alle Trennungen der Parteien und Konfessionen 
hinweg zusammenstehen und ,gegen unsaubere Gesinnung' — 
wie es im Aufruf zur Protestkundgebung hieß — ihre jugend-
lich frische und kräftige Stimme erheben. Und das sollte sie". 
Nur in Basel? (vgl. Rundbrief III/IV, 12/15. Dezember 1951, 
S. 45). 

14/11 Nichtjuden im Kibbuz 

Von Dr. Conrad N. Rosenstein, Kirjath-Anawim bei Jerusalem 

Der in Israel deutsch erscheinenden Tageszeitung ,Jedioth Chadashoe vom 
24. 8. 1962 entnehmen wir mit freundlidiem Einverständnis des Verfassers 
den folgenden Beitrag: 

Vor einem Jahre erfuhren wir zu unsrer Erheiterung, es gäbe 
in der Ultraorthodoxie Jerusalems, die ihre Bekannten in den 
Vereinigten Staaten haben, Leute, die vor Verbindungen, 
Korrespondenzen mit „Kibbuzniks" warnen, da sie entweder 
die Taufe bereits empfangen hätten oder sie in absehbarer 
Zeit in Aussicht stellen! Wer unseren Kreisen nahesteht, kann 
sich des Lächelns nicht erwehren. Indessen gibt es draußen 
sicher genug Mensdien, auf deren Naivität man bauen kann 
und die vor dieser „Gefahr" wahrhaft zurückschrecken. Nun, 
der Kibbuz ist eine Gründung von Söhnen und Töchtern des 
„Städtls". Man spricht in ihm Hebräisch, und die Kinder die-
ser Gründer kennen ihren „Tenach" ganz gut. Die Gefahr der 

Entjudung besteht nicht; selbst wenn sie nie eine Synagoge 
besudien sollten, selbst wenn ihnen die Lektüre von Mapu und 
Mendele nicht mehr viel besagen sollte. Immerhin sammeln 
sie das „Omer" ein, und Pessach feiern sie auf ihre Weise, 
aber es ist nodi vom „Auszuge aus Ägypten" die Rede, und 
selbst diejenigen, die auf der Sinai-Halbinsel ihr Blut gaben, 
wußten vom Sinai so viel wie die guten Bekannten der Netu-
rej Kartha (ultra-orthodoxe jüdische Gruppe), denen der 
Schutz ihres Volkes in unsrer Zeit offenbar gleidigültig ist. 
Der Kibbuz hat zugleich eine gewisse Weltoffenheit behalten, 
die Leute des Vorurteils von ihm gar nicht erwarten würden, 
weil sie in ihm eine Art Sektenorganisation wittern, die er in 
frühen Jahren vielleicht — notgedrungen — hatte, in der 
Mauser der Entwicklung aber längst abstreifte. Weltoffenheit 
nenne ich's, wenn schon die Gründer der Emekkibuzzim vor 
Jahrzehnten nichtjüdische Bekannte, die am kollektiven Ko-
lonisationswerk Palästinas interessiert waren, in Rußland ge-
boren, in ihre Siedlungen aufnahmen — natiirlidi nur in 
kleinsten Gruppen, um mit ihnen gemeinsam Jahrzehnte — 
in freundschaftlichstem Sinne — zusammenzuarbeiten. Vor 
einigen Jahren brachte die Einwanderung aus Polen eine 
ganze Reihe von Familien in die Kibbuzim, deren Ehepartner 
"gemischt" waren. Nidit alle sind geblieben, einige haben sich 
gut eingelebt (s. o. S. 18). Die Adaptation gelang, wenn es 
den Müttern behagte, ihre Kinder im Kreise der Kibbuzkinder 
großziehen zu lassen, anstatt sie „für sidi zu reservieren". Es 
gelang, wenn sie bereit waren, die neue Sprache zu akzeptie-
ren und sie Kontakt mit ihren Mitarbeiterinnen fanden: ein 
gemeinsames Interesse. In solchen Fällen wurden die christ-
lichen Frauen „Chaweroth" (d. h. in diesem Zusammenhang: 
Mitglieder. Anm. d. Red. d. Rundbriefs), sie faßten Positionen 
im Wirtschaftshof, um die sie manche jüdische Neueinwande-
rin beneiden würde, und sie wurden in jeder Hinsicht inte-
grierte und gesdiätzte Mitglieder der Kibbuzim. Hatten diese 
Frauen nidit die Fähigkeit der „Umstellung", ja flüchteten sie 
vielleicht in dem fremden Milieu in ihre eigenen Glaubens-
positionen, fürditeten sie vielleicht gar, ihre Kinder „zu ver-
lieren", zum mindesten seelisch, so gab es für sie meist keine 
andre Wahl, als den Kibbuz zu verlassen. (Hier liegt ein 
echtes Problem: Audi wenn es „kein Flüditen in die eigene 
Glaubensposition" ist, sondern eine innere Verpflichtung wäre, 
daß die Mutter ihre Kinder in ihrem angestammten Glauben 
erziehen will, ist es verständlich, daß in einer Gemeinsdiaft, 
wie gerade der Kibbuz es ist, eine solche Spaltung durch reli-
giöse Minderheiten anderen Glaubens nicht gut tragbar sein 
könnte. Anm. d. Red. d. Rundbriefs.) 
Ich entsinne mich, daß midi ein niditjüdischer Tourist einmal 
fragte, welche Erfahrungen wir mit Menschen machten, die 
unserem Volkstum nicht angehören. Ich formulierte die Ant-
wort vielleicht "überspitzt", und dennoch riditig: daß ihre 
Einordnung auf geringere Schwierigkeiten stoße als bei un-
seren Glaubensgenossen. Das verwunderte den Herrn sehr. 
Indessen sagte ich ihm: „Sehen Sie, eine nichtjüdische Frau, 
die ihrem jüdischen Ehepartner ins heilige Land folgt, ist 
wie Ruth, die Moabiterin. ,Wo Du hingehst, da will auch ich 
hingehen. Dein Gott ist mein Gott, und wo Du stirbst, da 
will ich begraben sein.' Hodiachtung vor der Historie, Distanz 
vor dem ,anderen` sdiaffen günstige Startbedingungen. Der 
Jude dagegen hat als Jude eine bedrückende Geschichte hinter 
sich. Seine Erwartungen sind hodigespannt. Israel soll Er-
lösung und Erfüllung sein. Er kommt nach Hause; und da er 
nach Hause kommt, so beginnt er schon zu räsonnieren, wenn 
er vom Deck des Schiffes steigt. Schon in diesem Augenblick 
ist ihm Israel etwas ,schuldie geblieben ..." Meine Erklärung 
erregte Heiterkeit, und dennoch stimmt sie. Jede Immigra-
tionswelle im Haifaer Hafen beweist es von neuem. Erst lang-
sam — nadi „trial and error" — wadisen sie selbst in die 
eigene Schöpfung. Für den Niditjuden ist alles viel unproble-
matisdier. Für ihn ist es zuweilen nur eine „Unterbringungs-
frage". 
Vorübergehende Gruppen nichtjüdischer Provenienz sieht 
man dauernd. Ich erzählte vor kurzem von unsren japanischen 
Freunden, übrigens Protestanten. Nachdem der ‚Jun" von 
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gutmeinenden und dennoch belästigenden Zaungasten ah- ıin Kowno S1E dreißig Jahre treu gedient hatte 1941 wurde
ebbte, haben sıch diese reizenden Leute ausgezeichnet akklı- UÜsipow ZUur Roten Armee eingezogen. Seıne Frau hlıeb miıt
matıiısiert. Mizıkoa arbeiıtet Tag für Tag ım Erholungsheim dem elfmonatigen 'Töchterchen Irıth zurück. ald drangen dıe
Ness-ha-nissims, und 10omoo, 1mMm blauen Arbeitsanzug, den Deutschen e1IN, rıssen qAıe€e Multter Vo dem Kindchen WCB und
„kowa tempel” auf dem Kopf, steht 4A11 der Obstsortier- brachten S1€ Die getreue Marıa ber nahm den Sauglıng
maschıine der betätigt sıch ım Weıinberg. Die Beziehungen sıch, ZOß mit dem ınd 1n einen Vorort und ernährte sıch
könnten nıcht besser se1n. un das ınd karglıch VOo  - eıner kleinen Hühnerzucht un FCc-
jetzt erwarten WIT eINeEe große Gesellschaft AUS Finnland, Jegentlichen Hausarbeıiten 1n Nachbarsfamilien. Als Vater
zionsbegeisterte Christen, dıe schon seıit Jangerer eıt eıne Osipow 1945 wıeder nach Hause kam, fand se1ne Frau
hebräische Korrespondenz mıiıt UI1lSs führen. ZWürFr nıcht mehr VOÖT, ber dıe kleine Irıth War durch Marıa
Die Einordnung solcher Gruppen ıst 5T nıcht einfach, denn Babıczs Liebe un UObsorge den braunen Mördern entgangen
natürlıch suchen S1C den Kontakt „unter siıch “ „urn Sprach- un selhdritt wanderten die 588 Überlebenden 9047 nach
grunden; un: auch A UuUS dem Gefühl, 111 der eıgnen Gewohn- Israel AUSs
heıt und Sıtte fortfahren mussen. Neben der kleinen alten Frau steht schlank un hochgewach-
Da hatten WITLr VOoTrT Jahren eın „Nachal-Lager”“, das UNsSs das SC dıe {ugoslawın IIona Elıas, die unter Einsatz iıhres Lebens
Militär schon langst vermachte. Da WIT ber {ur ihre jJudischen Freunde verbarg un ettete.
eıgene Bevölkerung nıcht brauchen, haben WIT CS ıin e1INe (re- Das belgische Ehepaar Alphonse und Emualıe (ronsette kam
Nügelfarm verwandelt. Jjetzt hestand plötzlıch dıe Notwen- nach Israel, 1er selin ehemaliges jzüdisches Pflegekind
dıgkeit, dıe Hühnerställe wıeder ın menschliche Behausungen Schimon Weißhlum besuchen. Die (sonsettes in der
zurückzuverwandeln: eın kleines Unternehmen, denn han- belgischen Untergrundbewegung aktıv. Da wurde ihr eigener
delt sıch nıcht 1Ur eın Groß-Reinemachen, sondern hbe1- Sohn VO|  - den Nazıs verhalftet. Jetzt erklärten sıch dıe hart
nahe den Neubau dieser kleinen Häuser. Neue Türen, betroffenen Eltern bereıt, Stelle des eıgenen Sohnes eın
Fenster mußten eingesetzt werden; die Fußhöden mußten $ ast jüdisches ınd anzunehmen: kam der kleine Schimon
gäanzlıch TCUu gelegt werden. Beworfen, getüncht, VOo  e 1LLCU DC- ihnen. Seiıne eıgene Mutter wurde nach Auschwitz deportiert,
pflanzten Gärtchen umgeben, entstand 1n wenıgen Wochen kehrte ber diesem chreckensort nach Kriegsende zurück
eiıne I1 Kolonie. Hier werden „UNSCTIC Finnen“ wohnen. un konnte den bewahrten Sohn 1n ıhre Arme schließen. Die
In dieser Woche mussen noch beträchtliche Investitionen FC- herzliche Verbindung zwıschen den Eltern und den Pflege-
macht werden: Schränke, Bettstellen, 'Tiısche, Stühle und Vor- eltern r6ß nıcht mehr ab un: Schimon hat SOZUSASCH Zwel
hange mussen angeschafft werden. sich „pekunıiar” solche Elternpaare.
Investition rechtfertigt, ist noch fraglich, da dıe Damen un! Ebenfalls AUS Belgien kommt der heute 78)ährıge Bruüsseler
Herren Ja NUuTr eın Jahr 1n Ness-ha-nıssım leben werden Antiquitätenhändler aul Duysenx, der gemeınsam mıiıt seiner
keineswegs landwirtschaftlich traımıert, da S1E me1ıst Beamte, inzwischen verewıgten Frau ein jJüdısches Kınd, Benjamın
Lehrerinnen, Krankenschwestern sind, der Studentinnen der faır, „auf eıne Woche“ übernahm und dann auf Zzwe1
verschiedensten Richtung. Dennoch glaubten WIF, Uu1ls dem volle Jahre verbergen mu{fßte, da dıe Eltern und eine Schwe-
drıingenden Anraten uUunsrer Diplomaten 1n Finnland nıcht cter des Knaben In eın Vernichtungslager deportiert wurden,
entziehen duürien. Es ribt heute eın echtes und eın elt- AUS dem S1IE nıe mehr wıeder kamen Unter ständıger Le-
weiıtes Interesse für Israel, zuweılen B: ZUS einem bensgefahr un: hne jedes Entgelt sorgten die Duysenxs hıs
christlich-eschatologischem Aspekt, ist eın Interesse, ZU Kriegsende fur den elternlos gewordenen judischendem UuI1IlS5 gelegen ıst WIT, dıe WITL Jange » ast bei den Jungen, der mıt seiner überlehbenden anderen
anderen waren , werden Gastgeber . Schwester dann mıiıt der Jugendali)jah nach Israel gelangte.
ess-ha-n1issım wird das Außerste tun, sıch nıcht bla- Heute ıst A USs dem W aisenknaben eın Famıilı:envater T-
mıeren, nıcht 1Ur für sıch, sondern auch. die Bereitschaft den, der Im Newe-Os heı Petach-Tikwa mi1t se1iner Jungender anderen, VOI allem alteren Wirtschaftshöfe, ANZUSDOTTNICH, Frau un: TEI blühenden Kındern leht un NUun „Großvater
eINE menschliche Gesellschaft irei:er Menschen auf hefreitem Paul” Besuch nach Israel einladen konnte.
Boden schaffen. Bıtter War das Los des polnischen Physikers Prof aul Hor-

haczewsRı, der schon 1905 als Sozijalrevolutionär miıt Juden
Die „rrommen der er Fühlung hatte, eiIneEe jJüdische Frau heiratete un mıt ıhr freı-

willig Ins Warschauer G hetto ıng Nach ZWEI Jahren ber
Nichtjüdische Retter ıin Zeiten judischer  A Not gelang ıhm, dıe Flucht einer BPanzCch Gruppe AUS dem G’hetto

Der In Tel Avıv deutsch erscheinenden Tageszeitung ‚Jedioth hadashort‘ Organısieren und diese Menschen ZU reiten ber 1950
Nr /441 v (): 1962 entnehmen WIır einen Beitrag, den der Jerusalemer 1mMm Zuge der stalımnıstischen Verfolgungen wurde der he-
Korrespondent VO: edioth Chadashot anläßlıch eıner symbolischen aum- waäahrte Antifaschist als „israelischer Spion” verhaftet un
pflanzung israelischen Volkstrauertag, den 1962, ın Jerusalem schmachtete sıehen Jahre 1mM Gefängnis, hıs rehabilitiert
<chrieb. Es Ürd o#} geäußert, Aa die Oien sıch nicht 381 ıhre jüdıschen werden konnte. Man bot ıhm nNnUu  — einen Lehrstuhl der Uni-
Mitbürger KCSOTZL hätten während der Zeıt, als e1 verfolgt wurden. Aus
den folgenden Berichten gehr hervor, dafß hier wIie überall Pauschalurteile

versıitat Krakau Er hber lehnte ab, ging nach Israel,
heute ın 'Tel Avıv mıt seiner Frau tebt, dıe als Sozlial-ungerecht sınd vgl auch Rundbrief AIIL, 75) pflegerin tatıg ıst

„Die Frommen der Völker haben Anteiıl der kommenden Karla WVeiß, der „Engel VOI1ll Pankraz-Gefängnis”, ist eine
Welt”, lehrt eın rabbinısches Wahrwort. ber schon 1n dieser schlichte tschechtische Näherin, deren einfache Wohnung eın
Welt 111 Israel den Menschen AUS anderen Völkern, dıe siıch Notasyl für ihre jJüdischen Freunde un ein Sammelplatz der
1n der eıt der organısıerten Bestjalıtät als Retter 1n der Not Untergrundbewegung wurde, dıe hıer eine illegale Zel-
erwıesen, seinen ank abstatten. SO WAarT CX ine schone Geste tung herstellite. Die Nazıs fanden Karla Weıils, schleppten SI

diesem Volkstrauertag (1. Maı ein1ıge Von diesen Ins Gefängn1s Uun! Ffolterten s1e; nıchts ber konnte diıeses
edilen Menschen, die gegenwartıg 1n israel weılen, eıner freie Herz brechen. Weder 1m Gefängnis noch 1m KZ-Lager
symbolıschen Baumpflanzung au{f dem Gedenkberge uber Je- verließ S1€ ıhr froher Mut Sıe Warl 'Trösterin und Helferin
rusalem einzuladen. iıhrer Mitgefangenen, und wurde S1e fast ZU einer legendä-
Die Versammiung erhob sıch, Miniıster un! Dıplomaten sSTan- TrTCcCnN (Grestalt. 1949 folgte S1E ıhren vielen ]uüudıschen Freunden

nach Israel und leht heute untier uUu1)5.den ehrfürchtig auf, als eın altes Weıiblein, gestutzt auf den
Arm eınes Polızısten, einem uto entstieg: Marıa Babıcz, Die polnische Arztın Dr OhRtoria Strusinska kam iıhren
ıne heute 76jaäahrige polnische Magd, iıne WINZ1IS kleine Kollegen Dr. Goldstein un: Frau nach Jerusalem esuch.
„Babuschka” (Großmütterchen) miıt weißem Kopftuch un! dıe S1E mıt anderen Jüdischen Verfolgten während der Nazı-
schwerem schwarzen Rock Die iromme alte Frau leht heute 1n besetzung 1n Polen 18 Monate lang in einem Keller unter
Jerusalem heı Herrn Jızchak Osipow, in dessen Elternhaus iıhrem Haus versteckt gehalten hatte Der (Gatte YO  j Frau

gutmeinenden und dennoch belästigenden Zaungästen ab-
ebbte, haben sich diese reizenden Leute ausgezeichnet akkli-
matisiert. Miziko arbeitet Tag für Tag im Erholungsheim 
Ness-ha-nissiins, und Tomoo, im blauen Arbeitsanzug, den 
„kowa tempel" auf dem Kopf, steht an der Obstsortier-
maschine oder betätigt sich im Weinberg. Die Beziehungen 
könnten nicht besser sein. 
Jetzt erwarten wir eine große Gesellschaft aus Finnland, 
zionsbegeisterte Christen, die schon seit längerer Zeit eine 
hebräische Korrespondenz mit uns führen. 
Die Einordnung solcher Gruppen ist gar nicht einfach, denn 
natürlich suchen sie den Kontakt „unter sich" aus Sprach-
gründen; und auch aus dem Gefühl, in der eignen Gewohn-
heit und Sitte fortfahren zu müssen. 
Da hatten wir vor Jahren ein „Nadial-Lager", das uns das 
Militär schon längst vermachte. Da wir es aber für unsre 
eigene Bevölkerung nicht brauchen, haben wir es in eine Ge-
flügelfarm verwandelt. Jetzt bestand plötzlich die Notwen-
digkeit, die Hühnerställe wieder in menschliche Behausungen 
zurückzuverwandeln: kein kleines Unternehmen, denn es han-
delt sich nicht nur um ein Groß-Reinemachen, sondern bei-
nahe um den Neubau dieser kleinen Häuser. Neue Türen, 
Fenster mußten eingesetzt werden; die Fußböden mußten fast 
gänzlich neu gelegt werden. Beworfen, getüncht, von neu ge-
pflanzten Gärtchen umgeben, entstand in wenigen Wochen 
eine ganze Kolonie. Hier werden „unsere Finnen" wohnen. 
In dieser Woche müssen noch beträchtliche Investitionen ge-
macht werden: Schränke, Bettstellen, Tische, Stühle und Vor-
hänge müssen angeschafft werden. Ob sich „pekuniär" solche 
Investition rechtfertigt, ist noch fraglich, da die Damen und 
Herren ja nur ein Jahr in Ness-ha-nissim leben werden —, 
keineswegs landwirtschaftlich trainiert, da sie meist Beamte, 
Lehrerinnen, Krankenschwestern sind, oder Studentinnen der 
verschiedensten Richtung. Dennoch glaubten wir, uns dem 
dringenden Anraten unsrer Diplomaten in Finnland nicht 
entziehen zu dürfen. Es gibt heute ein echtes und ein welt-
weites Interesse für Israel, — zuweilen sogar aus einem 
christlich-eschatologischem Aspekt, — es ist ein Interesse, an 
dem uns gelegen ist: wir, die wir so lange "zu Gast bei den 
anderen waren", werden Gastgeber ... 
Ness-ha-nissim wird das Äußerste tun, um sich nicht zu bla-
mieren, nicht nur für sich, sondern auch, um die Bereitschaft 
der anderen, vor allem älteren Wirtschaftshöfe, anzuspornen, 
eine menschliche Gesellschaft freier Menschen auf befreitem 
Boden zu schaffen. 

14/12 Die „Frommen der Völker" — 
Nichtjüdische Retter in Zeiten jüdischer Not 

Der in Tel Aviv deutsch erscheinenden Tageszeitung ,Jedioth Chadashot` 
Nr. 7441 vom 4. 5. 1962 entnehmen wir einen Beitrag, den der Jerusalemer 
Korrespondent von Jedioth Chadashot anläßlich einer symbolischen Baum-
pflanzung am israelischen Volkstrauertag, den 1. 5. 1962, in Jerusalem 
schrieb. Es wird oft geäußert, daß die Polen sich nicht um ihre jüdischen 
Mitbürger gesorgt hätten während der Zeit, als beide verfolgt wurden. Aus 
den folgenden Berichten geht hervor, daß hier wie überall Pauschalurteile 
ungerecht sind (vgl. auch Rundbrief XIII, 50/52, S. 75). 

„Die Frommen der Völker haben Anteil an der kommenden 
Welt", lehrt ein rabbinisches Wahrwort. Aber schon in dieser 
Welt will Israel den Menschen aus anderen Völkern, die sich 
in der Zeit der organisierten Bestialität als Retter in der Not 
erwiesen, seinen Dank abstatten. So war es eine schöne Geste 
an diesem Volkstrauertag (1. Mai 1962), einige von diesen 
edlen Menschen, die gegenwärtig in Israel weilen, zu einer 
symbolischen Baumpflanzung auf dem Gedenkberge über Je-
rusalem einzuladen. 
Die Versammlung erhob sich, Minister und Diplomaten stan-
den ehrfürchtig auf, als ein altes Weiblein, gestützt auf den 
Arm eines Polizisten, einem Auto entstieg: Maria Babicz, 
eine heute 76jährige polnische Magd, eine winzig kleine 
„Babuschka" (Großmütterchen) mit weißem Kopftuch und 
schwerem schwarzen Rock. Die fromme alte Frau lebt heute in 
Jerusalem bei Herrn Jizchak Osipow, in dessen Elternhaus 

in Rowno sie dreißig Jahre treu gedient hatte. 1941 wurde 
Osipow zur Roten Armee eingezogen. Seine Frau blieb mit 
dem elfmonatigen Töchterchen Irith zurück. Bald drangen die 
Deutschen ein, rissen die Mutter von dem Kindchen weg und 
brachten sie um. Die getreue Maria aber nahm den Säugling 
zu sich, zog mit dem Kind in einen Vorort und ernährte sich 
und das Kind kärglich von einer kleinen Hühnerzucht und ge-
legentlichen Hausarbeiten in Nachbarsfamilien. Als Vater 
Osipow 1945 wieder nach Hause kam, fand er seine Frau 
zwar nicht mehr vor, aber die kleine Irith war durch Maria 
Babiczs Liebe und Obsorge den braunen Mördern entgangen 
und selbdritt wanderten die nun Überlebenden 1947 nach 
Israel aus. 
Neben der kleinen alten Frau steht schlank und hochgewach-
sen die Jugoslawin Ilona Elias, die unter Einsatz ihres Lebens 
ihre jüdischen Freunde verbarg und rettete. 
Das belgische Ehepaar Alphonse und Emilie Gonsette kam 
nach Israel, um hier sein ehemaliges jüdisches Pflegekind 
Schimon Weißblum zu besuchen. Die Gonsettes waren in der 
belgischen Untergrundbewegung aktiv. Da wurde ihr eigener 
Sohn von den Nazis verhaftet. Jetzt erklärten sich die hart 
betroffenen Eltern bereit, an Stelle des eigenen Sohnes ein 
jüdisches Kind anzunehmen: so kam der kleine Schimon zu 
ihnen. Seine eigene Mutter wurde nach Auschwitz deportiert, 
kehrte aber aus diesem Schreckensort nach Kriegsende zurück 
und konnte den bewahrten Sohn in ihre Arme schließen. Die 
herzliche Verbindung zwischen den Eltern und den Pflege-
eltern riß nicht mehr ab, und Schimon hat sozusagen zwei 
Elternpaare. 
Ebenfalls aus Belgien kommt der heute 78jährige Brüsseler 
Antiquitätenhändler Paul Duysenx, der gemeinsam mit seiner 
inzwischen verewigten Frau ein jüdisches Kind, Benjamin 
Jair, „auf eine Woche" übernahm — und es dann auf zwei 
volle Jahre verbergen mußte, da die Eltern und eine Schwe-
ster des Knaben in ein Vernichtungslager deportiert wurden, 
aus dem sie nie mehr wieder kamen ... Unter ständiger Le-
bensgefahr und ohne jedes Entgelt sorgten die Duysenxs bis 
zum Kriegsende für den elternlos gewordenen jüdischen 
Jungen, der zusammen mit seiner überlebenden anderen 
Schwester dann mit der Jugendalijah nach Israel gelangte. 
Heute ist aus dem Waisenknaben ein Familienvater gewor-
den, der im Newe-Os bei Petach-Tikwa mit seiner jungen 
Frau und drei blühenden Kindern lebt und nun „Großvater 
Paul" zu Besuch nach Israel einladen konnte. 
Bitter war das Los des polnischen Physikers Prof. Paul Hor-
baczewski, der schon 1905 als Sozialrevolutionär mit Juden 
Fühlung hatte, eine jüdische Frau heiratete und mit ihr frei-
willig ins Warschauer Ghetto ging. Nach zwei Jahren aber 
gelang es ihm, die Flucht einer ganzen Gruppe aus dem Ghetto 
zu organisieren und diese Menschen zu retten. Aber 1950 --
im Zuge der stalinistischen Verfolgungen — wurde der be-
währte Antifaschist als „israelischer Spion" verhaftet und 
schmachtete sieben Jahre im Gefängnis, bis er rehabilitiert 
werden konnte. Man bot ihm nun einen Lehrstuhl an der Uni-
versität Krakau an. Er aber lehnte ab, ging nach Israel, wo 
er heute in Tel Aviv mit seiner Frau lebt, die als Sozial-
pflegerin tätig ist. 
Karla Weiß, der „Engel vom Pankraz-Gefängnis", ist eine 
schlichte tschechische Näherin, deren einfache Wohnung ein 
Notasyl für ihre jüdischen Freunde und ein Sammelplatz der 
Untergrundbewegung wurde, die hier sogar eine illegale Zei-
tung herstellte. Die Nazis fanden Karla Weiß, schleppten sie 
ins Gefängnis und folterten sie; nichts aber konnte dieses 
freie Herz brechen. Weder im Gefängnis noch im KZ-Lager 
verließ sie ihr froher Mut. Sie war Trösterin und Helferin 
ihrer Mitgefangenen, und so wurde sie fast zu einer legendä-
ren Gestalt. 1949 folgte sie ihren vielen jüdischen Freunden 
nach Israel und lebt heute unter uns. 
Die polnische Ärztin Dr. Viktoria Strusinska kam zu ihren 
Kollegen Dr. Goldstein und Frau nach Jerusalem zu Besuch, 
die sie mit anderen jüdischen Verfolgten während der Nazi-
besetzung in Polen 18 Monate lang in einem Keller unter 
ihrem Haus versteckt gehalten hatte. Der Gatte von Frau 
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Strouczinska Wal 1943 VOoO  — den Nazıs getotet worden, War wird. Kamw Cahane setizie sıch ım seinem Artıkel . polemisch mık Ge-

Vizebürgermeister der Stadt Loutzk SCWESCH. Über Jan 2et- dankengängen 1 einer Abhandlung des Jerusalemer Universitätsprofessors
Talmon auseinander, die „Haarez“ 1n seiner Rosch Haschanah-Nummerkun aus Jugoslawien berichtet noch keine Chronik. Eır gehört Dpubliziert hat Davon ausgehend, entwickelte der angesehene Wortführerden Schweigsamen, die nıcht Von der Vergangenheit SPIC- des orthodoxen Lagers grundsätzliche Ideen un Forderungen, die Schen; die Geretteten 1m Lande ber bezeugen seıIn Helden- Lesern nachstehend Zr Kenntnis gebracht sezen.

Lu  3
Der hochgewachsene polnische Aristokrat (‚olonel Ko- Nach der Meinung Prot. Talmons bilden die Religiösen nıcht

mehr als der 0/9 UunNnScCcIeT Bevölkerung. Er bezieht sıchwalski, der in der Nähe Von arschau ZUT eıt der deutschen
Invasiıon lebte, stammt eigentlich AUuUS der Gregend Vo  —_ Kıew dabei ofenbar auf qdAıe Ergebnisse der letzten Knessethwahlen;

hber anderer Stelle se1ınes Artikels bezweitelt CI , ob diese1n der Ukraine. Im ersten Weltkriege diente in der ku.k
Armee und trat schon damals antisemitischen Ausschreitungen Wahlergebnisse der Wirklichkeit 11 der 'Tat entsprechen.

Klarere Zilfern ergeben sich, WL InNan feststellt, dafß etiwatatkraftıg ENLSEFEN. Als dA1€ Nazihorden qAie Juden W arschaus 06 0/9 der Schuljugend allgemeıine Staatsschulen besucht unund Umgebung 1Ns (xhetto pferchten, verbarg Kowalskı auf
seinem Gut vierzıg Juden und sorgte für S1C Es ıst eın Wun- 24 0/9 Staatsschulen relıgiöser Prägung der staatlıch nıcht

kontrollierte Lehranstalten. Nimmt INa dazu noch dıe Schu-der, wı1ıe ıhm gelang, se1ıne Schützlinge hbewahren. Nach
der Befreiung heiratete 1ne der (Geretteten und eht heute ier der Talmud-Ihora-Anstalten, erg1ibt sich, dafß mehr

als 35 0/9 der Jugend relig10s CIZOSCH wird Darüber hınausmıt seiıiner Jüdischen Frau In Cholon.
Die Polin Helena Korzeniowska verbarg elf Juden in iıhrer zeıgt eıne 1m August 19061 Von der Statistischen Abteilung der

Jerusalemer Universitäat publızierte Erhebung des Tıtels „Ge-Wohnung außerhalb des Warschauer CGhettos, davon acht burten un Geburtenverhinderung ın Israel”, daß 406 0/9 derMitglieder der Famlılıe ihres ersten Mannes. Nach der Be-
freiung heıratete S1€E  . wieder, abermals einen jüdischen Mann. Frauen, die Von dieser Meinungsbefragung erfaft wurden,

sıch als relıg10s 1mM stirengen Sınne bezeichneten, 0/9 alsmıiıt dem S1e heute 1m Lande ebt
Das sind einıge wenıge Von den „Chassıde) Umoth Haolam”, zumındest tradıtionsgebunden, und 1UI 0/9 als nıcht-

relıg10s.denen WITr tıefem ank verpllichtet sınd Golda Meiır
sagte in iıhrer ede „Wir sınd das olk des langen (re- (Der WEN unlier Druck?dächtnisses. Wir VETSCSSCH nıchts nıcht das Böse, das 19308  -
unNns an un! nıcht das Gute, das INa  —4 uns erwıesen hat Wir Wırd davon gesprochen, da die relıg1ösen Kreise der Bevöl-
haben, mochte ıch hinzufügen, n:emals qdAie agyptische Pha- kerung dıe Nıchtreligiösen ıunter ruck sefizen, @} die
raonentochter VCIBCSSCH, dıe eın Jüdisches ınd VOor der Ver- dokumentarisch nachweısbaren Feststellungen eiıner Regie-
niıchtung eitefte Cc5 hielß Mosche und wurde der Befreijer rungskommissıon erinnert, die VOI Jahren diıe Fragen der
Se1NES Volkes Die Aggada ber nannte S16 dafür Bat- Jah, dıe Erziechung VONN Kındern Olim behandelte, un der
Tochter Gottes: denn sıe, die das ausgesetzie Moses-Kind unter dem Vorsıtz des Richters (sad Frumkin auch
barg, wurde unter dem Schatten der Flügel der Gottheit SC- heutiger Staatsprasident angehörte. In diesem Bericht fanden
borgen.“ sıch 1n hinreichender ahl Beispiele „relıgıösen Zwanges”

ber gerade 1n umgekehrter KRıchtung als der VOoONn dem Jeru-Lena trıfft TE „ 100 Kınder“
salemer Universitätsprofessor ANSCHOMMNCNH. Und die Pro-

Auch dds Folgende 4S dem „Israel Digest“ (V/10) Jerusalem, 1962 6stE eınen Druck, dem gerade die Religiösen ausgesetzt/ bersetzte als eines der oben erwähnten Beispiele ıst solchen Kettern
gewiß der schönste Dank. sınd, sınd in dem inzwischen VErTSAaNSCHCN Jahrzehnt nıcht

verstummt ıch erinnere NUFr die Kontroverse die —
Kürzlich trafen sıch in Frau Lena Kichler- ılbermanns Woh- letzt ZUS Nordafrika gekommenen Kinder, der Neu-
Nuns ın Fel Aviv eınem „Familien-Treffen“ einhundert einwanderer, dıe in ıhren Herkunftsländern eın Leben DE-
ihrer Kınder AUS der anzCch Welt Lena Kichler wıdmete sıch maiß der Ihora als das EINZIg für S1€ 1n Frage kommende
nach dem zweıten Weltkrieg der Aufgabe, Jüdısche Waisen- angesehen hatten und NUN, h:;  1er 1mM Land. ın die Zwangslage
kinder aufzufinden, dıe entweder Von deren LKiltern in Klö- gerieten, entweder in Fabriken arbeıten mussen, ın denen
stern, ZUF sıcheren Aufbewahrung, hınterlassen worden N, der Betrieb auch Schabbath nıcht ruht, der hbefürchten
der die ın den Ruinen der Ghettos und Todeslager ın Polen, mussen, iıhre Famıilıen anderntalls nıcht ernahren
hungernd un: krank. umherwanderten. können. Erwaähnt se1jen auch die 1n Betrieben bestehenden
51€ etitete einhundert solcher Kınder 1m Alter VvVon hıs Küchen für dALe Belegschaft ın denen treferes Essen verab-
Jahren und sammelte S1C in einem kleinen Heım, das S1E ın reicht wıird. Hıngewiesen se1 ferner auf dıe T atsache, dafß
einem kleinen Kurort In Poalen einrıchtete. ort wurden die lım ıIn Sıedlungen gebracht wurden, ın denen keine Mikweh
Kınder gesundgeplflegt, un: allmählich vergaßen S1E ihre besteht, un darauf, dafß versucht worden ist, den Rabbinern
schreckliıchen Erinnerungen. Vielen Von ıhnen WAar Frau Sıl- bezuglıch halachischer Entscheidungen Vorschriften machen:
bermann die einzıge Mutter, ALe S1C jemals kannten. eın besonders schwerwiegender Gewissenszwang!
Im Jahre 1949 brachte S1LE die Kinder nach Israel, S1E ın Auch S€ 1  5 nıcht unerwähnt gelassen, dafß auch Religiöse
Schulen der Jugend Aliya un ın verschiedenen Gremein- den Steuerzahlern gehören, un dafß Verletzungen der reli-
schaftssiedlungen aufgenommen wurden. gı0sen Vorschritten beispielsweise Adurch Frachtzüge, die

Schabbath fahren, infolgedessen auch Vo  — ıhnen inanzıert
werden.

Was ist „Relig10ser Zwanzg Und schließlich. noch PIN Beispiel: die Leichensezierung
Eine Stellungsnahme SAFA) dem orthodaoxen Lager lıegt darın kein auf die relıgıiösen Kreise geübter Ziwang”

0Jon Rav Kalman (‚ahane, Jerusalem
Ohne religröse Eheschließung heine natıonale FEinheit.

Wır entnehmen dıesen für die Auseinandersetzung der religiösen Gruppen
in Tirael aufschlußreichen Beitrag AHUS der IM Tel AULU erscheinenden Wenn verhangniısvollerweise dazu käme. daflß sıch infolge
deutschsprachigen Zeitung „Jediot Chadashbot“ DVOoM Opktober 1962, nichtreligiöser Eheschließung die ahl der ım Sınne der Ihora

WILE gefegentlich schon ım Literaturbericht (z her Freyhan als Bastarde (Mamserim) bezeichnenden Kınder hıer 1m
AÄ{fT, 80) auch den „orthodoxen“ Standpunkt gegenäber der religiösen Lande vermehrt, wurde sıch 115CIE Nation ıin zZzweı Teıle
Problematik ım Iirael Worte bommen [assen. Den Ausführungen des
Verfassers geht e:in redaktioneller Vorspann Voraus:;

spalten, verhangniısvollerweise, WIE wıederholt Se1 Gewiß,
In einem Ayufsatz, den der „Haarez“ A 12 ds Monats dem Tıte! Andersdenkenden, WIEe Professor JTalmon, wird damıiıt mOog-

liıcherweiıise eın Opfer zugemute e1nes der Opfer, die WIT„Etwas her ‚religiösen Zwang)“ Maschehu al 1a Datit“) veröffent-
licht hat, gri f} der Verfasser, Vizeminister für Erziehung un Unterricht Juden StEIS bringen hatten, un als Gemeinschafit
N Knessethabgeordneter der Poalej Agudath israel (Partei einer relt- erhalten. Eıs kann fur eınen Cohen 1m gleichen Sınne auch
g:ösen Pionierbewegung), ın die Debatte ein, die wieder 17 verstärktem e1n persönliches Opfer bedeuten, da{fi ıhm dıe Heirat miıt
Maß Dber die Stellung und Geltung der Religion ın WÜMNRSECTE}? Staat eführt einer geschiedenen Frau untersagt ist. In der europälsch-

53

Strouczinska war 1943 von den Nazis getötet worden, er war 
Vizebürgermeister der Stadt Loutzk gewesen. über Jan Piet-
kun aus Jugoslawien berichtet noch keine Chronik. Er gehört 
zu den Schweigsamen, die nicht von der Vergangenheit spre-
chen; die Geretteten im Lande aber bezeugen sein Helden-
tum. 
Der hochgewachsene polnisdie Aristokrat Colonel W. Ko-
walski, der in der Nähe von Warschau zur Zeit der deutschen 
Invasion lebte, stammt eigentlich aus der Gegend von Kiew 
in der Ukraine. Im ersten Weltkriege diente er in der k.u.k. 
Armee und trat schon damals antisemitischen Aussäreitungen 
tatkräftig entgegen. Als die Nazihorden die Juden Warschaus 
und Umgebung ins Ghetto pferchten, verbarg Kowalski auf 
seinem Gut vierzig Juden und sorgte für sie. Es ist ein Wun-
der, wie es ihm gelang, seine Schützlinge zu bewahren. Nach 
der Befreiung heiratete er eine der Geretteten und lebt heute 
mit seiner jüdischen Frau in Cholon. 
Die Polin Helena Korzeniowska verbarg elf Juden in ihrer 
Wohnung außerhalb des Warschauer Ghettos, davon acht 
Mitglieder der Familie ihres ersten Mannes. Nach der Be-
freiung heiratete sie wieder, abermals einen jüdischen Mann, 
mit dem sie heute im Lande lebt. 
Das sind einige wenige von den „Chassidej Umoth Haolam", 
denen wir zu so tiefem Dank verpflichtet sind. Golda Meir 
sagte es in ihrer Rede: „Wir sind das Volk des langen Ge-
dächtnisses. Wir vergessen nichts: nicht das Böse, das man 
uns antat und nida das Gute, das man uns erwiesen hat. Wir 
haben, so möchte ich hinzufügen, niemals die ägyptisdie Pha-
raonentochter vergessen, die ein jüdisches Kind vor der Ver-
nichtung rettete ... es hieß Mosche und wurde der Befreier 
seines Volkes. Die Aggada aber nannte sie dafür Bat-Jah, die 
Tochter Gottes; denn sie, die das ausgesetzte Moses-Kind 
barg, wurde unter dem Schatten der Flügel der Gottheit ge-
borgen." 

Lena trifft ihre „100 Kinder" 
Auch das Folgende aus dem „Israel Digest" (VI10), Jerusalem, 11. 5. 1962 

übersetzte — als eines der oben erwähnten Beispiele — ist solchen Rettern 
gewiß der schönste Dank. 

Kürzlich trafen sich in Frau Lena Kichler- Silbermanns Woh-
nung in Tel Aviv zu einem „Familien-Treffen" einhundert 
ihrer Kinder aus der ganzen Welt. Lena Kichler widmete sich 
nach dem zweiten Weltkrieg der Aufgabe, jüdische Waisen-
kinder aufzufinden, die entweder von deren Eltern in Klö-
stern, zur sicheren Aufbewahrung, hinterlassen worden waren, 
oder die in den Ruinen der Ghettos und Todeslager in Polen, 
hungernd und krank, umherwanderten. 
Sie rettete einhundert solcher Kinder im Alter von 5 bis 14 
Jahren und sammelte sie in einem kleinen Heim, das sie in 
einem kleinen Kurort in Polen einrichtete. Dort wurden die 
Kinder gesundgepflegt, und allmählich vergaßen sie ihre 
schrecklichen Erinnerungen. Vielen von ihnen war Frau Sil-
bermann die einzige Mutter, die sie jemals kannten. 
Im Jahre 1949 bradite sie die Kinder nach Israel, wo sie in 
Schulen der Jugend — Aliya und in versäiedenen Gemein-
schaftssiedlungen aufgenommen wurden. 

14/13 Was ist „Religiöser Zwang"? 

Eine Stellungsnahme aus dem orthodoxen Lager 
Von Rav Kaiman Cahane, Jerusalem 

Wir entnehmen diesen für die Auseinandersetzung der religiösen Gruppen 
in Israel so aufschlußreichen Beitrag aus der in Tel Aviv erscheinenden 
deutschsprachigen Zeitung „Jediot Chadashor vom 19. Oktober 1962, um 
— wie gelegentlich schon im Literaturbericht (z. B. über W. Freyhan FR 
XII, 80) — auch den „orthodoxen" Standpunkt gegenüber der religiösen 
Problematik in Israel zu Worte kommen zu lassen. Den Ausführungen des 
Verfassers geht ein redaktioneller Vorspann voraus: 
In einem Aufsatz, den der „Haarez" am 12. ds. Monats unter dem Titel 
„Etwas iiber ,religiösen Zwang"' (Maschehu al „Kfijah Datit") veröffent-
licht hat, griff der Verfasser, Vizeminister für Erziehung und Unterricht 
und Knessethabgeordneter der Poalej Agudath Jisrael (Partei einer reli-
giösen Pionierbewegung), in die Debatte ein, die wieder in verstärktem 
Maß über die Stellung und Geltung der Religion in unserem Staat geführt  

wird. Raw Cahane setzte sich in seinem Artikel u. a. polemisch mit Ge-
dankengängen in einer Abhandlung des Jerusalemer Universitätsprofessors 
J. Talmon auseinander, die „Haarez" in seiner Rosch Haschanah-Nummer 
publiziert hat. Davon ausgehend, entwideelte der angesehene Wortführer 
des orthodoxen Lagers grundsätzliche Ideen und Forderungen, die unseren 
Lesern nachstehend zur Kenntnis gebracht seien. 

Nach der Meinung Prof. Talmons bilden die Religiösen nicht 
mehr als 15 oder 20 % unserer Bevölkerung. Er bezieht sich 
dabei offenbar auf die Ergebnisse der letzten Knessethwahlen; 
aber an anderer Stelle seines Artikels bezweifelt er, ob diese 
Wahlergebnisse der Wirklichkeit in der Tat entsprechen. 
Klarere Ziffern ergeben sich, wenn man feststellt, daß etwa 
66 °/o der Schuljugend allgemeine Staatssäulen besucht und 
34 % Staatsschulen religiöser Prägung oder staatliä nicht 
kontrollierte Lehranstalten. Nimmt man dazu noch die Schü-
ler der Talmud-Thora-Anstalten, so ergibt sich, daß mehr 
als 35 % der Jugend religiös erzogen wird. Darüber hinaus 
zeigt eine im August 1961 von der Statistischen Abteilung der 
Jerusalemer Universität publizierte Erhebung des Titels „Ge-
burten und Geburtenverhinderung in Israel", daß 46 % der 
Frauen, die von dieser Meinungsbefragung erfaßt wurden, 
sich als religiös im strengen Sinne bezeiäneten, 26 % als 
zumindest traditionsgebunden, und nur 28 % als nicht-
religiös. 

Wer setzt wen unter Druck? 

Wird davon gesprochen, daß die religiösen Kreise der Bevöl-
kerung die Niditreligiösen unter Druck setzen, so sei an die 
dokumentarisch nachweisbaren Feststellungen einer Regie-
rungskommission erinnert, die vor 10 Jahren die Fragen der 
Erziehung von Kindern neuer Olim behandelte, und der 
unter dem Vorsitz des Riäters Gad Frumkin s. A. auch unser 
heutiger Staatspräsident angehörte. In diesem Bericht fanden 
sich in hinreidender Zahl Beispiele „religiösen Zwanges" — 
aber gerade in umgekehrter Richtung als der von dem Jeru-
salemer Universitätsprofessor angenommenen. Und die Pro-
teste gegen einen Druck, dem gerade die Religiösen ausgesetzt 
sind, sind in dem inzwischen vergangenen Jahrzehnt nicht 
verstummt: ich erinnere nur an die Kontroverse um die zu-
letzt aus Nordafrika gekommenen Kinder, oder an Neu-
einwanderer, die in ihren Herkunftsländern ein Leben ge-
mäß der Thora als das einzig für sie in Frage kommende 
angesehen hatten und nun, hier im Land, in die Zwangslage 
gerieten, entweder in Fabriken arbeiten zu müssen, in denen 
der Betrieb auch am Schabbath nicht ruht, oder befürchten 
zu müssen, ihre Familien andernfalls nicht ernähren zu 
können. Erwähnt seien auch die in Betrieben bestehenden 
Küchen für die Belegschaft in denen treferes Essen verab-
reicht wird. Hingewiesen sei ferner auf die Tatsache, daß 
Olim in Siedlungen gebracht wurden, in denen keine Mikweh 
besteht, und darauf, daß versucht worden ist, den Rabbinern 
bezüglich halachisdier Entscheidungen Vorsdniften zu machen: 
ein besonders schwerwiegender Gewissenszwang! 
Auch sei nicht unerwähnt gelassen, daß auch Religiöse zu 
den Steuerzahlern gehören, und daß Verletzungen der reli-
giösen Vorschriften beispielsweise durch Fraditzüge, die am 
Schabbath fahren, infolgedessen auch von ihnen finanziert 
werden. 
Und schließlich, noch ein Beispiel: die Leichensezierung — 
liegt darin kein auf die religiösen Kreise geübter Zwang? 

Ohne religiöse Eheschlie ßung keine nationale Einheit. 

Wenn es verhängnisvollerweise dazu käme, daß sich infolge 
nichtreligiöser Eheschließung die Zahl der im Sinne der Thora 
als Bastarde (Mamserim) zu bezeichnenden Kinder hier im 
Lande vermehrt, würde sich unsere Nation in zwei Teile 
spalten, verhängnisvollerweise, wie wiederholt sei. Gewiß, 
Andersdenkenden, wie Professor Talmon, wird damit mög-
licherweise ein Opfer zugemutet — eines der Opfer, die wir 
Juden stets zu bringen hatten, um uns als Gemeinschaft zu 
erhalten. Es kann für einen Cohen im gleichen Sinne auch 
ein persönliches Opfer bedeuten, daß ihm die Heirat mit 
einer geschiedenen Frau untersagt ist. In der europäisdi- 
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amer:1kanıschen Gesellschaft WIT! als völlıge Selbstverständ- Im Jahre 1948 1m Gebiet sraels 108 000 Araber Velr-
lıchkeit ja auch der Verzicht auf Geschwisterehen verlangt, hbliıeben. Nach den Klauseln der W affenstillstandsabkommen

Vo 1948 und 1949 kamen noch i{wa 51 000 Araber hınzu.ohne dafß Jemand darın schmerzende Zumutungen erblickt.
rst wenn „Erlaubnissen“ das Wort geredet wird, obwohl Von den arabıschen Flüchtlingen, dıe 194S, als sechs arabısche
dıe Erziehung des Kollektivs den Verzicht darauf (wie BC- Staaten In Israel einfelen, das and verlassen hatten, kehr-
sagt) selbstverständlich macht, entstehen „indıviduelle Pro- ten ferner noch ()0Ö zurück, dıie VONn der Möglichkeit der
bleme“, keine A SE1IN brauchen. Wiederveremihugung mıt ihren Famılıen Gebrauch machten

der anderweitig das Autfenthaltsrecht 1ın Israel erlangten.
Z.ronıstische Kronzeugen und zudısche Autoriıtaten. Vgl Rundhrief AUIIL, S_ 31 Anm Red und-
P’Professor Talmon hberutt sıch auf Herzl, Achad Haam, Nordau., briefs.)
Syrkın, Weizmann, Jabotinsky, erl Katznelson und Ben Die Regierung sraels hat VOo  - Beginn auf dıe Eimordnung
Gurion: die Seher des zionistischen Ideals hatten sıch in ihrer arabischen Bürger In das staatlıche Leben hingewirkt

un! ihren wırtschaltlichen, sozialen un kulturellen Fort-Israel eın Jüdisches Leben vorstellen können, dessen
Zuschnitt sich „das (rewlssen und der gyute Geschmack schritt tatkräftig unterstutzt
moderner enschen aufbäumen“. Bel aller dıesen Männern Dije arabischen Miıtglieder der Knesset, des Parlamentes Is-

raels, nehmen aktıiv parlamentarıschen Leben des Staatesgebührenden Achtung die großen jJüdıschen Autoritäaten
teilhaben csıch VOo  —s Jochanan ben Sakkei durch Jahrtausende

IS heute gleichfalls ihre (Gsedanken daruber gemacht, wie Ortlıche Selbstverwaltung
Volk ın Zion hbeschaffen SCein soll: unı ihnen stiımmte Als Israel iIm Jahre 19458 seıne Unabhängigkeit erlangte, be-

auch eın Achad Haam mıt den Worten „Wer sıch in saßen NUur dreı arabısche rte selbstgewählte Behörden. Heute
seinem Herzen dem Leben der Nation durch samtlıche Ge- gıbt arabısche rts- un! Stadtverwaltungen, die ber
schlechter wahrhaft verbunden t‚ kann sıch 1ne Wirklich- die Halfte der arabischen Bevölkerung umfassen. Miıt Hılfe
keit der Juden ıIn iıhrem Lande hne ınen geheiligten der Regierung, die rund dıe alfte der Auslagen bestreıtet,Schabbath nıcht vorstellen, celhst wWenn nıcht den 1am sınd hıer ausgedehnte Entwicklungsarbeiten ın Angriff BC-Haba denkt omMmmen worden. Die seIit Generationen herrschende Abson-

derung des Landlebens mıiıt allen ihren Folgen geht ihremDie Eungkeıt, Ende nigegen ber dıe Hälfte der Dörtfer wurde durch gute
Zufahrtsstraßen miıt dem Hauptverkehrsnetz des Landes Ver-Unrichtig ıst auch, behaupten, habe die „Intrige”

einer Minderheit das (Gesetz die Aufzucht VOIN bunden. Wasserwerke bieten den Dörfern neben anderen
Schweinen zustande gebracht un auf dıe Mehrheit S€1  D4 damıt Vorteıilen dıe arbeitssparende Annehmlichkeit des Leitungs-
Zwang ausgeübt worden. Eın solches Knessethgesetz aAS55CI5 Das wirkt sıch oördernd auf dıe Emanzıpatıon der
strebte schon Rabbhi Benjamın Mincz und fand dabel Frauen QuS, dıe 18138  - der vielstündıgen un! anstrengenden
die Zustimmung der meiısten anderen Fraktionen. Das (re- Tätigkeit enthoben sınd, das W asser AQus veralteten Brunnen
setz ware damals schon ANSCHOMIM worden, hatte eınNe ZL schöpfen und auf dem Kopf in re oft weıt entfernten
dieser Parteien auf TE Abgeordneten keinen Fraktions- Behausungen tragen. S1e verzichten SCrn auf den „pittores-
ZWaNß ausgeubt. Jetzt WAar CS weit, weil der durch dıesen ken Anbhlick dıeser rückständıgen Hausarbeit. nde 1960 be
Fraktionszwang geübte ruck nıcht mehr versucht wurde. gCcCHh arabische Dörter ihr TIrinkwasser für den Haus-
Und scheint MI1r auch, dafßi sıch ine Knessethmehrheit gebrauch W asserleitungen, wäahrend 1945 nUur

heute für eın Gesetz Der die ausschließliche Geltung rehg1ö- Dörfer, die 1948 noch unversorgt T1, haben Anschluß
SCT Eheschließung bılden lıeße das allgemeine Elektrizi:tätswerk des Landes gefunden.

ber die umwaälzendste aller Mafifßnahmen ıst der Bau VONN

Gegen Keformjudische Bestrebungen. Schulen g1bt heute kein einziıges arabısches Dorf mehr
Reaktionaäare Juden wıiderstrebten dem Bau einer Reform- ın Israel, das nıcht se1ne eigene Volksschule hat s Ü,

hıer ım Lande Worauft AA entgegnen ist, den
Samaritanern und Karaeern keine Schwierigkeiten in den Weg Landwirtschaft
gelegt werden, in Israel nach eigenen Ritus ZU beten. Aber twa Prozent aller ıIm Erwerbsleben stehenden israelı-

geht ın dieser Debatte ja Sal nıcht UIN Volksteile der schen Araber verdienen ihren Unterhalt durch landwirtschaft-Sekten, dıe sich ZU unserem Bedauern von der echten relıg10- ıche Betriebe. Die arabıschen Dörter des Mittelostens haben
SCM Überlieferung und Praxıs entfernt haben; uns geht se1it vielen Generationen infolge einer primıtıven un! ..
darum, AA reiten, Was VOor der Entjudung bewahrt werden produktiven Form der Landwirtschaft gerade Nnur ihrenkann Reformsynagogen bringen die Gefahr, olk Lebensunterhalt hbestreı:ten können. Dieses uralte System dermehr und mehr Von seinem jJüdischen Weg abzulenken. Läge sozıialen Rückständigkeit macht nunmehr einem Platz
hler keine erschütternde Drohung VOT, ware geradezu Viele Araber, die früher ZUFr Dorfarmut zählten, sınd freieerheiternd, daß eın Geschichtswissenschaftler WIE Professor und selbständige Landwirte geworden. 19458 hatten dıie Ara-T almon 1ın seiner Weisheit verkündet, dıe Reformsynagogen hber sraels 1LLUTE Traktoren, heute sind 65 mehr als 200 Die
hatten Teile des Jüdıschen Volkes erhalten. Das Reform- Anbautläche des bewässerten Lancdes schnellte VON 500) Mor-Judentum ıst vielmehr eın „KErsatz“”, mit dem Leute ıhr
Gewissen beschwichtigen wollen, un hat in kurzer eıt PCNH 1m Jahre 19453 auf 8750 Morgen 1im Jahre 1962 hoch Der

Anbau VONn Oliven, Feigen, Granatäpfeln, Trauben und vVARaußerordentlich große Gruppen des Volkes der Assımilation trusfrüchten dehnte sich VOnNn 000 Morgen 1 Jahre 948/49überantwortet. auf 31 000 Morgen 1m Jahre 058/59 ZUS Die Pflanzungs-
tläche für Tabak ist innerhalb e1Nnes Jahrzehnts VOon 2000 auf

D Araber in Israel ! nahezu 000 Morgen gestiegen. Die Stuüuckzahl der Rınder
un: Schafe ist wahrend der Jahre 1949 bıs 1960 VOon 03 000

Aus ‚Zeitprobleme‘, Nr. 11 Hrsg. Von Israel-Informations-Büro, Zürich, auf 9275 000 angewachsen, wäahrend ım Zeıtraum Von 1957 ıs
eptember 1962, bringen Wwir €l gekürzt die folgenden Mitte:lungen: 1960 dıe ahl der Legehennen VO:  - 175 000 auyf 250 000 stiepg.

In den modernen technischen Methoden des Daens, des Frucht-
Bevölkerung wechsels unı der Verwendung chemischen Düngers hat ıne

Anfang 19692 zaählte die arabısche Bevölkerung sraels 948 000 systematische Unterweisung eingesetzt. Der Realwert des ar a-

Seelen: 1792 ()0Ö Mohammedaner, 000 Christen un!: 24 000 bischen Landwirtschaftsprodukts hat sıch infolgedessen mıiıt
der Errichtung des Staates Israel mehr als vervjerfacht, undDrusen.
der arabische Lebensstandard ist dementsprechend gestiegen.

Vgl Araber in Israel, Rundbriet V/19/260. Januar 953, S, 16 Auch die Beduinen haben VON diesem Fortschritt profitiert.
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amerikanisdien Gesellsdiaft wird als völlige Selbstverständ-
lichkeit ja auch der Verzicht auf Gesdiwisterehen verlangt, 
ohne daß jemand darin schmerzende Zumutungen erblickt. 
Erst wenn „Erlaubnissen" das Wort geredet wird, obwohl 
die Erziehung des Kollektivs den Verzicht darauf (wie ge-
sagt) selbstverständlich madit, entstehen „individuelle Pro-
bleme", wo keine zu sein brauchen. 

Zionistische Kronzeugen und jüdische Autoritäten. 

Professor Talmon beruft sich auf Herzl, Achad Haam, Nordau, 
Syrkin, Weizrnann, Jabotinsky, Berl Katznelson und Ben 
Gurion: die Seher des zionistischen Ideals hätten sich in 
Israel kein jüdisches Leben vorstellen können, gegen dessen 
Zuschnitt sich „das Gewissen und der gute Geschmad( 
moderner Menschen aufbäumen". Bei aller diesen Männern 
gebührenden Achtung — die großen jüdischen Autoritäten 
haben sich von Jodianan ben Sakkei an durch Jahrtausende 
bis heute gleichfalls ihre Gedanken darüber gemacht, wie 
unser Volk in Zion beschaffen sein soll; und ihnen stimmte 
auch ein Achad Haam mit den Worten zu: „Wer sich in 
seinem Herzen dem Leben der Nation durch sämtliche Ge-
schlechter wahrhaft verbunden fühlt, kann sich eine Wirklich-
keit der Juden in ihrem Lande ohne einen geheiligten 
Sdiabbath nidit vorstellen, selbst wenn er nidit an den Olam 
Haba denkt ..." 

Die Ewigkeit. 

Unrichtig ist auch, zu behaupten, es habe die „Intrige" 
einer Minderheit das Gesetz gegen die Aufzucht von 
Schweinen zustande gebradit und auf die Mehrheit sei damit 
Zwang ausgeübt worden. Ein solches Knessethgesetz 
strebte schon Rabbi Benjamin Mincz s. A. an und fand dabei 
die Zustimmung der meisten anderen Fraktionen. Das Ge-
setz wäre damals schon angenommen worden, hätte eine 
dieser Parteien auf ihre Abgeordneten keinen Fraktions-
zwang ausgeübt. Jetzt war es so weit, weil der durch diesen 
Fraktionszwang geübte Druck nicht mehr versucht wurde. 
Und so scheint es mir auch, daß sich eine Knessethmehrheit 
heute für ein Gesetz über die ausschließliche Geltung religiö-
ser Ehesdiließung bilden ließe. 

Gegen Reformjüdische Bestrebungen. 

. Reaktionäre Juden widerstrebten dem Bau einer Reform-
synagoge hier im Lande: Worauf zu entgegnen ist, daß den 
Samaritanern und Karaeern keine Schwierigkeiten in den Weg 
gelegt werden, in Israel nach eigenen Ritus zu beten. Aber 
es geht in dieser Debatte ja gar nicht um Volksteile oder 
Sekten, die sidi zu unserem Bedauern von der echten religiö-
sen Überlieferung und Praxis entfernt haben; uns geht es 
darum, zu retten, was vor der Entjudung bewahrt werden 
kann. Reformsynagogen bringen die Gefahr, unser Volk 
mehr und mehr von seinem jüdisdien Weg abzulenken. Läge 
hier keine so erschütternde Drohung vor, wäre es geradezu 
erheiternd, daß ein Geschichtswissenschaftler wie Professor 
Talmon in seiner Weisheit verkündet, die Reformsynagogen 
hätten uns Teile des jüdischen Volkes erhalten. Das Reform-
judentum ist vielmehr ein „Ersatz", mit dem Leute ihr 
Gewissen beschwichtigen wollen, und hat in kurzer Zeit 
außerordentlich große Gruppen des Volkes der Assimilation 
überantwortet. 

14/14 Die Araber in Israeli 

Aus: ‚Zeitprobleme% Nr. II. Hrsg. vom Israel-Informations-Büro, 
September 1962, bringen wir leidit gekürzt die folgenden Mitteilungen: 

Bevölkerung 

Anfang 1962 zählte die arabische Bevölkerung Israels 248 000 
Seelen: 172 000 Mohammedaner, 52 000 Christen und 24 000 
Drusen. 

1 Vgl. Araber in Israel. Rundbrief V/19/20. Januar 1953. S. 16 f. 

Im Jahre 1948 waren im Gebiet Israels 108 000 Araber ver-
blieben. Nach den Klauseln der Waffenstillstandsabkommen 
von 1948 und 1949 kamen noch etwa 31 000 Araber hinzu. 
Von den arabischen Flüchtlingen, die 1948, als sechs arabische 
Staaten in Israel einfielen, das Land verlassen hatten, kehr-
ten ferner noch 40 000 zurück, die von der Möglidikeit der 
Wiedervereinigung mit ihren Familien Gebraudi machten 
oder anderweitig das Aufenthaltsredit in Israel erlangten. 
(Vgl. Rundbrief XIII, 50/52, S. 31. Anm. d. Red. d. Rund-
briefs.) 
Die Regierung Israels hat von Beginn an auf die Einordnung 
ihrer arabischen Bürger in das staatliche Leben hingewirkt 
und ihren wirtsdiaftlichen, sozialen und kulturellen Fort-
schritt tatkräftig unterstützt ... 
Die arabischen Mitglieder der Knesset, des Parlamentes Is-
raels, nehmen aktiv am parlamentarischen Leben des Staates 
teil ... 

Ortliche Selbstverwaltung 

Als Israel im Jahre 1948 seine Unabhängigkeit erlangte, be-
saßen nur drei arabische Orte selbstgewählte Behörden. Heute 
gibt es 29 arabische Orts- und Stadtverwaltungen, die über 
die Hälfte der arabischen Bevölkerung umfassen. Mit Hilfe 
der Regierung, die rund die Hälfte der Auslagen bestreitet, 
sind hier ausgedehnte Entwicklungsarbeiten in Angriff ge-
nommen worden. Die seit Generationen herrsdiende Abson-
derung des Landlebens mit allen ihren Folgen geht ihrem 
Ende entgegen: über die Hälfte der Dörfer wurde durch gute 
Zufahrtsstraßen mit dem Hauptverkehrsnetz des Landes ver-
bunden. Wasserwerke bieten den Dörfern neben anderen 
Vorteilen die arbeitssparende Annehmlichkeit des Leitungs-
wassers. Das wirkt sich fördernd auf die Emanzipation der 
Frauen aus, die nun der vielstündigen und anstrengenden 
Tätigkeit enthoben sind, das Wasser aus veralteten Brunnen 
zu schöpfen und es auf dem Kopf in ihre oft weit entfernten 
Behausungen zu tragen. Sie verzichten gern auf den "pittores-
ken" Anblid( dieser rückständigen Hausarbeit. Ende 1960 be-
zogen 59 arabische Dörfer ihr Trinkwasser für den Haus-
gebraudt aus Wasserleitungen, während es 1948 nur 5 waren. 
14 Dörfer, die 1948 noch unversorgt waren, haben Anschluß 
an das allgemeine Elektrizitätswerk des Landes gefunden. 
Aber die umwälzendste aller Maßnahmen ist der Bau von 
Sdiulen — es gibt heute kein einziges arabisches Dorf mehr 
in Israel, das nicht seine eigene Volksschule hat. [s. u. S...] 

Landwirtschaft 

Etwa 50 Prozent aller im Erwerbsleben stehenden israeli-
schen Araber verdienen ihren Unterhalt durch landwirtschaft-
liche Betriebe. Die arabischen Dörfer des Mittelostens haben 
seit vielen Generationen infolge einer primitiven und un-
produktiven Form der Landwirtschaft gerade nur ihren 
Lebensunterhalt bestreiten können. Dieses uralte System der 
sozialen Rückständigkeit macht nunmehr einem neuen Platz. 
Viele Araber, die früher zur Dorfarmut zählten, sind freie 
und selbständige Landwirte geworden. 1948 hatten die Ara-
ber Israels nur 5 Traktoren, heute sind es mehr als 200. Die 
Anbaufläche des bewässerten Landes schnellte von 500 Mor-
gen im Jahre 1948 auf 8750 Morgen im Jahre 1962 hodi. Der 
Anbau von Oliven, Feigen, Granatäpfeln, Trauben und Zi-
trusfrüchten dehnte sich von 20 000 Morgen im Jahre 1948/49 
auf 31 000 Morgen im Jahre 1958/59 aus. Die Pflanzungs-
fläche für Tabak ist innerhalb eines Jahrzehnts von 2000 auf 
nahezu 10 000 Morgen gestiegen. Die Stückzahl der Rinder 
und Schafe ist während der Jahre 1949 bis 1960 von 93 000 
auf 275 000 angewachsen, während im Zeitraum von 1957 bis 
1960 die Zahl der Legehennen von 175 000 auf 250 000 stieg. 
In den modernen technischen Methoden des Säens, des Frudit-
wedisels und der Verwendung chemischen Düngers hat eine 
systematische Unterweisung eingesetzt. Der Realwert des ara-
bischen Landwirtschaftsprodukts hat sich infolgedessen mit 
der Errichtung des Staates Israel mehr als vervierfadit, und 
der arabische Lebensstandard ist dementsprechend gestiegen. 
Audi die Beduinen haben von diesem Fortsdiritt profitiert. 
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Kohrleitungen, dıie in der Wuste gelegt wurden, VEIFSOTSCN dem Demographischen Jahrbuch der UNÖOG FÜr das Jahr 1959,
iıhre Niederlassungen mıiıt Wasser:;: Zaisternen wurden ICPd- 153,6 Die Malarıa ıst ın den arabischen Dörtern sraels
riert und verbesserte landwirtschaftliche Methoden haben sıch praktısch verschwunden, und auch die uberkulose wırd
für das spöradiısche aen un: Ernten als nutzlich erwlesen. sehends ausgemerzt.
Seit 1945 ıst INC Zunahme der Beduinenherden ‘A VeCeI-

Kontrolle der Grenzgebietezeichnen, un dıe Regjerung äßt nıchts unversucht, diese
nomadıs:erenden Stamme ZUEFT Aufnahme seßhafter Lebens- Die Kontraolle der Grenzgebiete erstreckt sich auf bestimmte
gewohnheiten bewegen. Gebiete und nıcht auf Bevölkerungsgruppen 1n diesen Ge-

Lohnarbeiter
biıeten befinden sıch auch Jüdiısche Sıedlungen. In der 'Tat ebt
dıe Mehrheit der Araber sraels ın dıesen (sSrenzzonen. Die

Immer mehr Araber inden ın der staändıg wachsenden Indu- Sonderverwaltung bezweckt die Aufrechterhaltung der Sıcher-
heit des Landes, gılt, das and un: SEINE Bewohner,ctrıe in Israel Beschälftigung. Vor der Errichtung des Staates
Juden WIE Araber, VOTr den feindseligen Maßnahmen undherrschte zwischen den Jüdischen un: arabischen Löhnen Un-

gleichheit. Kıne bewußte Polıitik un der wirtschalitliche Inte- Handlungen der benachbarten Araberstaaten schutzen.
grationsprozeß haben inzwıischen rasch ZUrFr Erhöhung der AdYyd- Diese Verwaltung mischt siıch nıcht In den normalen Alltags-

betrieb der arabischen Jelbstverwaltung e1n. Die Sicherheits-biıschen Löhne geführt. Gleiche Arbeit, gleicher Lohn, heißt
malßnahmen werden auch durchwegs 1ıberal gehandhabt undJetzt; WEenn noch eiINe€e Juft besteht, NUur 1m Sektor der

Gelegenheitsarbeit. schrıittweise abgebaut. lle Regierungsämter dieser Gegen-
Die Arbeitsgesetzgebung, dıe dıe Arbeitszeiıt, den Ruhetag, den halten iıhren Betrieb 1m normalen Umfang aufrecht. Fur

das Betreten un: Verlassen dıeser Gebiete ıst eıne (Genehm1i-den Jahresurlaub, dıe Arbeitsunfallversicherung, dıe Fabrik-
inspektion Uun!: dergleichen regelt, hat das Los des arabıschen SUun$s erforderlich, Cdie Jedoch bereitwillıig erteılt wırd un seıt
Arbeiters Von Grund auf gewandelt. In keinem arabischen YFebruar 1962 Gültigkeit für C1in Jahr besitzt. Sperrstunden,
Land, auch nıcht ın den reichen Olstaaten, haben Aıe arabı- dıe früher In begrenzten Gebieten In rait wurden
schen Bauern und Arbeiter eınen derart hohen Lebensstandard inzwıschen aufgehoben. Es g1ıbt eine Anzahl offentliıcher Be-

schwerdestellen, und dıe Berufung Urteile der Miılıtar-W1€E In Israel.
twa dıe Hälfte der Arbeiterschaft gehort der Allgemeinen gerichte ıst zulässıg.
Arbeitergewerkschalit, der Histadruth, In den verschlie-
denen Landesteilen haben sich 4500 Araber, einschließlich Israel und SEINE arabıschen Bürger
einer Anzahl Beduinen, Konsum- und Produktionsgenos- Die Politik sraels gegenüber seiner arabischen Bevölkerung
senschatften zusammengeschlossen. ist bestrebt, dıe Araber des Landes davon ZUuU überzeugen und

S}E dabeı unterstutzen, daß S1C AUs eıgener rait den Weg
den Errungenschaften dıeses Jahrhunderts beschreıiten MOErziehung

Das arabische Erziehungswesen hat ohl die stärkste Wand- CN Nıcht mit W orten, sondern mıt Taten ıst den Behor-
den einıgermaßen gelungen, eınen anfänglichen Widerstand

lung erfahren. Im Jahre 19458 gab In den 111 arabischen überwınden. In den wirtschaitlichen, sozıialen und kulturel-
Ortsgemeinden staatliche Volksschulen und eiıne Höhere len Lebensbedingungen hat sıch jangsam, ber deutlich sıcht-
Schule 961/62 gab 130 Kindergärten, 152 staatlıche Volks-
schulen und staatlıche Höhere Schulen, dıe insgesamt

har ıne Besserung eingestellt. Insoweit Grund Klagen
besteht, können, dank den Einrichtungen der Demokratie,H00 Schüler zäahlten. (11 300 Schüler besuchen ferner die Beschwerden erhoben un Abhilte geschaffen werden. Die

Schulen christlicher Bekenntnisgemeinschaften sowıe Missions- arabischen Abgeordneten der Knesset haben jede Möglıchkeıitschulen.) Über Prozent der Maädchen 1m schulpflichtigen
Alter besuchen diıe Schule eiıne bemerkenswerte Errungen- Un lassen S1e sıch auch nıcht entgehen ihre Meinung

außern un die Minister ZUT Beantwortung ihrer kragen U
chafit während 1Der Prozent aller arabıschen Jungen nötıgen. Die Gerichte haben sıch als eın Bollwerk der Kechte
1mM Schulalter Unterricht erhalten. Die Regierung errichtete erwıesen, cdıe den Arabern nach dem (Gesetz zustehen, un!: SIE
elıne arabısche Lehrerbildungsanstalt un gewährte, Stu-
denten ZUT Wahl dieses wichtigen Berufs NZUSPOTNCNH, Dar- werden ungehindert ın Anspruch4Die hebräischen

Zeıtungen un Zeitschriften stehen arabischen Korresponden-ijehen, dıe samtlıche Ausgaben für die Dauer der Ausbildung ten offen, dıe sıch ausgiebig dieser Möglichkeit bedienen,decken Gegenüber 250 arabischen Lehrern 1 Jahre 1949 iıhre Ansıchten darzulegen, 5 anz abgesehen Von dem ungC-betragt TE ahl Jetzt 1400
Die Schaffung besserer Ausbildungsmöglichkeiten erforderte

hınderten Zugang, den SIE den „ahlreichen Organen der
arabischen Presse sraels haben

auch ıne Vermehrung der Arbeitsstellen für eıne Cu«c AXd- Es ware übertrieben behaupten, da{iß alle guten Vorsätze
bısche Intelligenz. 1800 Araber stehen bereits Im Dienste der der israelischen Regierung verwirklicht der alle WüuünscheRegierung. Im Studienjahr 961/62? stud:erten 140 Araber
der Hebräischen Unıiversitat 1ın Jerusalem (Philosophie un: der Araber sraels r{ullt worden sind. Dies lıegt hauptsäch-

lıch 1n der schwierigen politischen Sıtuation, In der sıch das
Naturwissenschaften, Jurisprudenz, Landwirtschalt) un and befindet. Der Fortschritt wurde überdies durch Passıv1-
der Technischen Hochschule 1ın Haıfa tat, durch das Festhalten hemmenden und überholten Sıt-

ten und AÄradıitionen und, besonders 1n der ersten eıt nach
Gesundheit der Gründung des Staates, durch das Mißtrauen dıie

Die Einwohner sraels erfreuen sıch allgemeın gesundheıt- Ansıchten der Von der Regierung angebotenen Hılfe VeOeI-
licher Eınriıchtungen Von hohem iN1veau, und dıe arabısche langsamt. Dieses Mißtrauen mußte rst überwunden werden,
(Gremeinschaft hat VvVon diesem Gesundheitsschutz großen Nut- ehe überhaupt möglıch WAaärt, vorwarts kommen.
Z611 BCZORCNM. Seit 19458 sind 1n arabıschen Dörfern und Stadten Trotzdem sSınd bedeutsame Fortschritte Z verzeichnen. Durch

arztlıche Hılfestellen, 397 Mütterberatungszentren, Poly- Aufklärung, gutes Beıispıel und finanzıelle un:' andere Unter-
klinıken und allgemeine Gesundheitszentren errichtet WOTr - stutzung War es den israelischen Behörden möglıch, die Ara-
den. Letztere sSınd für Iıne umfangreıiche klinische un: VOTr- Der langsam einer Änderung Jener Eıinstellung zı bewegen.
beugende Behandlung vorgesehen. Die allgemeıne Sterblich- Als eiıne rolge davon ıst iıhre Lage ın Israel heute bedeutend
keit beiı den Arabern fiel VO  — PrO Tausend ım Jahre 1948 besser als Vor der Staatsgründung 1m Jahre 1945 Auch dıe
auf 5,065 1m Jahre 1958 S1E betragt ın Ägypten 19,3 PIO kulturelle un: wırtschaltlıche luft zwischen Arabern un
miılle während dıe natürlıche Vermehrung In dıeser eıt Juden wird VOIl Jag lag Kleiner.
vVvon 41,6 auf 47,06 gestiegen ıst un Z den höchsten der Welt Die Resultate, die In eiıner verhältnısmäaisig kurzen Zeitspanne
gehört. Die Kindersterblichkeit, dıe 1951 noch 67,58 PIO T au- ceit der Staatsgründung erzielt wurden, lassen hoffen, daß dıe
send betrug, War 1959 auf 43,02 gesunken. (In Ägypten be- Zukunft weıtere Fortschritte fur alle Bürger Israels, unab-
trug die entsprechende Verhältn:szahl ım Jahre 1956, aut hängig Vo  } Herkunf{t der Religion, bringen WwWırd.

Rohrleitungen, die in der Wüste gelegt wurden, versorgen 
ihre Niederlassungen mit Wasser; Zisternen wurden repa-
riert und verbesserte landwirtschaftliche Methoden haben sich 
für das spöradische Säen und Ernten als nützlich erwiesen. 
Seit 1948 ist eine Zunahme der Beduinenherden zu ver-
zeichnen, und die Regierung läßt nichts unversucht, um diese 
nomadisierenden Stämme zur Aufnahme seßhafter Lebens-
gewohnheiten zu bewegen. 

Lohnarbeiter 

Immer mehr Araber finden in der ständig wachsenden Indu-
strie in Israel Beschäftigung. Vor der Errichtung des Staates 
herrschte zwischen den jüdischen und arabischen Löhnen Un-
gleichheit. Eine bewußte Politik und der wirtschaftliche Inte-
grationsprozeß haben inzwischen rasch zur Erhöhung der ara-
bischen Löhne geführt. Gleiche Arbeit, gleicher Lohn, heißt 
es jetzt; wenn noch eine Kluft besteht, so nur im Sektor der 
Gelegenheitsarbeit. 
Die Arbeitsgesetzgebung, die die Arbeitszeit, den Ruhetag, 
den Jahresurlaub, die Arbeitsunfallversicherung, die Fabrik-
inspektion und dergleichen regelt, hat das Los des arabischen 
Arbeiters von Grund auf gewandelt. In keinem arabischen 
Land, auch nicht in den reichen Ulstaaten, haben die arabi-
schen Bauern und Arbeiter einen derart hohen Lebensstandard 
wie in Israel. 
Etwa die Hälfte der Arbeiterschaft gehört der Allgemeinen 
Arbeitergewerkschaft, der Histadruth, an. In den verschie-
denen Landesteilen haben sich 4500 Araber, einschließlich 
einer Anzahl Beduinen, zu Konsum- und Produktionsgenos-
senschaften zusammengeschlossen. 

Erziehung 

Das arabische Erziehungswesen hat wohl die stärkste Wand-
lung erfahren. Im Jahre 1948 gab es in den 111 arabischen 
Ortsgemeinden 60 staatliche Volksschulen und eine Höhere 
Schule. 1961/62 gab es 130 Kindergärten, 152 staatliche Volks-
schulen und 10 staatliche Höhere Schulen, die insgesamt 
43 600 Schüler zählten. (11 300 Schüler besuchen ferner die 
Schulen christlicher Bekenntnisgemeinschaften sowie Missions-
schulen.) Über 50 Prozent der Mädchen im schulpflichtigen 
Alter besuchen die Schule — eine bemerkenswerte Errungen-
schaft —, während über 90 Prozent aller arabischen Jungen 
im Schulalter Unterricht erhalten. Die Regierung errichtete 
eine arabische Lehrerbildungsanstalt und gewährte, um Stu-
denten zur Wahl dieses wichtigen Berufs anzuspornen, Dar-
lehen, die sämtliche Ausgaben für die Dauer der Ausbildung 
decken. Gegenüber 250 arabischen Lehrern im Jahre 1949 
beträgt ihre Zahl jetzt 1400. 
Die Schaffung besserer Ausbildungsmöglichkeiten erforderte 
auch eine Vermehrung der Arbeitsstellen für eine neue ara-
bische Intelligenz. 1800 Araber stehen bereits im Dienste der 
Regierung. Im Studienjahr 1961/62 studierten 140 Araber an 
der Hebräischen Universität in Jerusalem (Philosophie und 
Naturwissenschaften, Jurisprudenz, Landwirtschaft) und an 
der Technischen Hochschule in Haifa. 

Gesundheit 

Die Einwohner Israels erfreuen sich allgemein gesundheit-
licher Einrichtungen von hohem Niveau, und die arabische 
Gemeinschaft hat von diesem Gesundheitsschutz großen Nut-
zen gezogen. Seit 1948 sind in arabischen Dörfern und Städten 
33 ärztliche Hilfestellen, 32 Mütterberatungszentren, 24 Poly-
kliniken und 6 allgemeine Gesundheitszentren errichtet wor-
den. Letztere sind für eine umfangreiche klinische und vor-
beugende Behandlung vorgesehen. Die allgemeine Sterblich-
keit bei den Arabern fiel von 20 pro Tausend im Jahre 1948 
auf 5,65 im Jahre 1958 — sie beträgt in Ägypten 19,3 pro 
mille —, während die natürliche Vermehrung in dieser Zeit 
von 41,6 auf 47,6 gestiegen ist und zu den höchsten der Welt 
gehört. Die Kindersterblichkeit, die 1951 noch 67,88 pro Tau-
send betrug, war 1959 auf 43,02 gesunken. (In Ägypten be-
trug die entsprechende Verhältniszahl im Jahre 1956, laut 

dem Demographischen Jahrbuch der UNO für das Jahr 1959, 
153,6.) Die Malaria ist in den arabischen Dörfern Israels 
praktisch verschwunden, und auch die Tuberkulose wird zu-
sehends ausgemerzt. 

Kontrolle der Grenzgebiete 

Die Kontrolle der Grenzgebiete erstreckt sich auf bestimmte 
Gebiete und nicht auf Bevölkerungsgruppen — in diesen Ge-
bieten befinden sich auch jüdische Siedlungen. In der Tat lebt 
die Mehrheit der Araber Israels in diesen Grenzzonen. Die 
Sonderverwaltung bezweckt die Aufrechterhaltung der Sicher-
heit des Landes, d. h. es gilt, das Land und seine Bewohner, 
Juden wie Araber, vor den feindseligen Maßnahmen und 
Handlungen der benachbarten Araberstaaten zu schützen. 
Diese Verwaltung mischt sich nicht in den normalen Alltags-
betrieb der arabischen Selbstverwaltung ein. Die Sicherheits-
maßnahmen werden auch durchwegs liberal gehandhabt und 
schrittweise abgebaut. Alle Regierungsämter dieser Gegen-
den halten ihren Betrieb im normalen Umfang aufrecht. Für 
das Betreten und Verlassen dieser Gebiete ist eine Genehmi-
gung erforderlich, die jedoch bereitwillig erteilt wird und seit 
Februar 1962 Gültigkeit für ein Jahr besitzt. Sperrstunden, 
die früher in begrenzten Gebieten in Kraft waren, wurden 
inzwischen aufgehoben. Es gibt eine Anzahl öffentlicher Be-
schwerdestellen, und die Berufung gegen Urteile der Militär-
gerichte ist zulässig. 

Israel und seine arabischen Bürger 

Die Politik Israels gegenüber seiner arabischen Bevölkerung 
ist bestrebt, die Araber des Landes davon zu überzeugen und 
sie dabei zu unterstützen, daß sie aus eigener Kraft den Weg 
zu den Errungenschaften dieses Jahrhunderts beschreiten mö-
gen. Nicht mit Worten, sondern mit Taten ist es den Behör-
den einigermaßen gelungen, einen anfänglichen Widerstand 
zu überwinden. In den wirtschaftlichen, sozialen und kulturel-
len Lebensbedingungen hat sich langsam, aber deutlich sicht-
bar eine Besserung eingestellt. Insoweit Grund zu Klagen 
besteht, können, dank den Einrichtungen der Demokratie, 
Beschwerden erhoben und so Abhilfe geschaffen werden. Die 
arabischen Abgeordneten der Knesset haben jede Möglichkeit 
— und lassen sie sich auch nicht entgehen —, ihre Meinung zu 
äußern und die Minister zur Beantwortung ihrer Fragen zu 
nötigen. Die Gerichte haben sich als ein Bollwerk der Rechte 
erwiesen, die den Arabern nach dem Gesetz zustehen, und sie 
werden ungehindert in Anspruch genommen. Die hebräischen 
Zeitungen und Zeitschriften stehen arabischen Korresponden-
ten offen, die sich ausgiebig dieser Möglichkeit bedienen, um 
ihre Ansichten darzulegen, ganz abgesehen von dem unge-
hinderten Zugang, den sie zu den zahlreichen Organen der 
arabischen Presse Israels haben. 
Es wäre übertrieben zu behaupten, daß alle guten Vorsätze 
der israelischen Regierung verwirklicht oder alle Wünsche 
der Araber Israels erfüllt worden sind. Dies liegt hauptsäch-
lich an der schwierigen politischen Situation, in der sich das 
Land befindet. Der Fortschritt wurde überdies durch Passivi-
tät, durch das Festhalten an hemmenden und überholten Sit-
ten und Traditionen und, besonders in der ersten Zeit nach 
der Gründung des Staates, durch das Mißtrauen gegen die 
Ansichten der von der Regierung angebotenen Hilfe ver-
langsamt. Dieses Mißtrauen mußte erst überwunden werden, 
ehe es überhaupt möglich war, vorwärts zu kommen. 
Trotzdem sind bedeutsame Fortschritte zu verzeichnen. Durch 
Aufklärung, gutes Beispiel und finanzielle und andere Unter-
stützung war es den israelischen Behörden möglich, die Ara-
ber langsam zu einer Änderung jener Einstellung zu bewegen. 
Als eine Folge davon ist ihre Lage in Israel heute bedeutend 
besser als vor der Staatsgründung im Jahre 1948. Auch die 
kulturelle und wirtschaftliche Kluft zwischen Arabern und 
Juden wird von Tag zu Tag kleiner. 
Die Resultate, die in einer verhältnismäßig kurzen Zeitspanne 
seit der Staatsgründung erzielt wurden, lassen hoffen, daß die 
Zukunft weitere Fortschritte für alle Bürger Israels, unab-
hängig von Herkunft oder Religion, bringen wird. 
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en und raber Feinde? Die Sıediung hat auch verschiedene Vereinbarungen mit den
Arabern 1ın bezug auf die Benutzung ıhres Wassers und ıhrer‚Ner‘, eine 1m israelischen Jerusalem autf nglisch und eDra1ıs: erscheinende

Monatschrift fur polıtische und o71ıale robleme berichtet die folgenden Wiesen ZUEIM Grrasen. Miıtglieder des Kıbbutz werden häufg
reignısse, die wrir auf deutsch wiedergeben: ZUSCZOSCNH, Fehden und Streitigkeiten unter den Stäiämmen

beizulegen die Dorfbewohner haben Vertrauen der
Fine arabısch-jüdische Freundschafl 1st möglıch Weisheit UunNn: Kedlichkeit iıhrer jüdischen Nachbarn. Es be-

Von C'olin atz steht auch eine freundschaftliıche Bezıiehung Zzwiıischen den
Kibbutzleuten unı vielen Einwohnern VOo  . Nazareth hbe-

(kntnommen A U: ‚Ner‘, a4.2.0) AIV Sq.)} sonders mıt den Autobuschauffeuren, Taxi- un! Kestaurations-
besitzern UN! Ladeninhabern. Es ıst mehr als eınmal VOI-Die Frage der arabısch-jJüdischen Zusammenarbeit wırd stan-

dig diskutiert. Nach eiınem Aufenthalt VOoO  $ sechs Monaten in gekommen, dafß eın Kaffeehausbesitzer siıch weıgerte, Zahlung
einem Kıbbutz, der 1 Herzen vVon Israel dichtesten be- für das, w as ich hatte, anzunehmen.
volkerten arabıschen (Gebiet hıegt, sah iıch, daß nıcht 11UTr Zu- Dann geschah einmal, dafß ıch späat nachts in Nazareth ZU.

sammenarbeıt, sondern B Freundschaft zwischen Arabern Tanz WarTt, lange nachdem der ietzte Autobus ZULF Sıedlung
un: Juden durchaus möglıch ıst abgegangen WAd[lL, un: ıch hatte nıcht eld für eın Taxı
Als ıch be1 der Endhaltestelle ın Nazareth A4Uus dem Haifaer Ein Araber sah miıch in der verlassenen Straße stehen un:
Autobus stieg, naherte sıch mMır eın arabıscher Motormechanı- {iragte mich, wohnn ich g1nge. sagte ıhm, und darautfhin
ker. Er fragte mich 1n perfektem Englisch, ob ıch den Autobus eılte davon, die Straße entlang. Fünf Minuten spater —-

nach diesem bestimmten Kibbutz suche nıckte uberrascht schıen in einem Lastwagen. Er erklärte, dafß dieser ast-
mit dem Kopf. Er zeigte mıiır, ıch den Autobus nehmen IM seinem Freund gehöre un daß mıch ZU Kibbutz
musse und half m1r miıt meınem Handkofter. Dies Warlr meıne fahren wolle Als WI1Lr dort ankamen, wollte ıch ıhm bezahlen.
erste Erfahrung Vo  - der freundlichen Beziehung zwıschen „Behalten Sie bıtte Ihr Geld”, sagte „I wollte Ihnen
viıelen Bewohnern dıeses (Grebietes und den Jüdıschen Mıtglie- damıt einen Gefallen un 1lle Mitglieder des Mesheks sınd
ern des Kıbbutzes, der in der Mıtte lıegt zwıschen Nazareth, meı1ne Freunde.“ Und damıt fuhr davon.
das alleın eine arabische Bevölkerung VOoO  - 010180 enschen Der arabische Polizeisergeant, mıt dem ich einmal ın Naza-
hat, und Shefar Am, eiıner anderen großen nıchtjüdischen reth Kaffee trank, sagtie „Ich bın 1er geboren, Un iıch habe
Stadt während des Mandats be1 der brıtıischen Polıize1 gedient
Mangels Mitgliedern War der Meshek Hof) EZWUNSCH, Jetzt bın ıch be1 der iısraelıschen Pohzei. habe einen VOI-
Hıltskräfte VOonNn auswarts engagıeren un: dıese aAanSCWOT- antwortungsvollen Posten, INa  4 bringt MIr Respekt entgegen
ene Hılfe besteht hauptsächliıch Aaus Arabern. Iie arabıschen un die Zukunft meılner Familie ist gesıchert. ”
Lohnarbeiter sind nıcht bıllıger als dıe jJüdıschen, da S1€e alle Der Sergeant ıst e1ın häufiger Besucher des Kıbbutz, und wnnn

festgesetzte Hıstadrut-Löhne (Gewerkschaftslöhne) erhalten. ırgendwelchen Zwischenfällen kommt, wırd gerufen.
Sie werden nach Arbeıitsstunden bezahlt. Er steht beiı den Mitgliedern in hohem Ansehen und S1e  b
Dıe Verbindung der Kibbutz-Mitglieder mıt den Arabern geht chen keinen Unterschied zwıischen ıhm Uun! seinem jüdischen
auf die eit zurück, als der Kıbbutz VOT dreizehn Jahren SC- Kollegen.
gründet worden wWar. Der Araber, mit dem ich einmal Zuckerruben aufiud, erzahlte
Einer der Araber arbeıtet schon nıcht wenıger als zehn Jahre mır, daß ZUr Ärmee gınge. Als ıch ihn fragte, ob eın
ın der Sıedlung, und obwohl nıcht dort wohnt, wıird wıe€e Druse sel, antwortete heftig: „Neın! Natürlich nıcht!“ Er
eın Mitglied derselben behandelt Viıele andere angestellten gte, sel Mitglied e1Nes muselmanischen Stammes, der
Hilfskräfte arbeiten seıt vielen Jahren ın dem Kıbbultz, und den Juden während des Befreiungskrieges Freu geblieben Wa  —$
61 € eısten der Siedlung schr wesentliche Dienste. Der Tischler, Jetzt nımmt INa  > Mıtglieder dieses Stammes ZUT Ausbildung
ZU Beispiel, ıst e1INn Araber, un eıner der Motoren-Mechanı- In der israelıschen Armee auf. Er sag‘ mıir, da{ß Se1Nn Bruder
ker Sıe mıt den Mıiıtgliedern des Kıbbutzes 1m Spe1se- 1ın der Grenzpolizei se1.
saal Ich habe bst und Baumwolie gepflückt, Gräben Ta- hoffe, iıch komme dort ıhm  “ meıinte stolz
ben, Kornsäcke aufgeladen und 1n den Feldern gearbeıtet mıt Ein Araber, der mıiıt mMır in einem eıch ın der
vielen dieser arabischen Lohnarbeiter. ö1€e nıcht LULX Nähe des Kıbbutz hischte Uun! n fließend hehbräısch
tüchtige Arbeıter, 1E auch schr freundlıch un sprachen sprach W1Ee eın Sabra (ein In Palastına Geborener), sagte 7|Ijeßend hebräisch viele unter ihnen hatten dıe Sprache VON bın ın 1 1ıberias aufgewachsen, meıine Famılie se1it vielen,
den Kibbutzleuten gelernt. vielen Jahren ansassıg ist. wurde in e1Ne Famıiılıe VOoON
„Die Kameraden arbeıten sechr schwer, und S1€ haben 1er eın Fıschern hineingeboren Un WITLr haben immer 1M 1 ıberilas-
Wunder vollbracht Es ist LU schade, daflß WIT nıcht dasselbe See gefischt, ber nach dem Krieg 19458 hat die Regierungerreıchen konnten”, mIır einer Vo  ' ıhnen. alle Araber AUS der Stadt entfernt (da dıes 14 der Nähe
Die meiste Lohnarbeit wırd in den wichtigsten Jahreszeiten der Grenze milıtärıisches Sperrgebiet Wa  $ Anm Ked
ZUrLr Einbringung der Ernte Uun!:! ZU Obstpflücken ausgegeben. Rundbriefs) und WITLr dürfen nıcht mehr dort fischen VCI-
Es g1bt arabısche (säartner und IM arabısche Wächter beiı dıene Jetzt nıcht halb 1e1 W1e  b früher.“
den W asserpumpen. Alle diese Leute haben iıhre Zuverlässig-
keit Uun: Ireue bewiesen.

Es gıbt noch andere ın der gleichen Lage, und ıst nıcht
alles unkomplizıiert, wWwI1€e scheinen INnag, ber dıe Mit-Eine besondere (relegenheit hierzu bot sıch eınmal, als Iebe glieder dieses speziellen Kibbutz tiragen ihr eıl Aazu €l,versuchten, einen eıil des Viehbestandes der Siedlung

stehlen. Unter Lebensgefahr gelang dem beduiniıschen
den Arabern helfen, damıt Ss1€ treue Mitbürger des Staates
werden un: nıicht enttäuschte un! ıunzufriedene enschen.Hırten, den bewaffneten Käaubern entkommen, Pferd

ZU Kibbutz galoppleren und dort die Bewohner alar-
mıJeren. Die Diebe wurden erwischt. Kommt uUN helfl!
Die Kıbbutzleute bieten den Arabern nıcht LUr gutbezahlte bın Beriucht ber israelisch-jordanische Zusammenarbeıt
Arbeit, sondern S1€E helfen iıhnen auch beı der Ernte un geben (Entnommen Z2U5 ‚Ner‘ [XI/9—16], Juli-August 1961. VIIE Sq.)
iıhnen wertvollen Kat un: konkrete Hılfe Ein Beispiel VOo  - „Es war e1n heißer Tag, ber iıne westliche Brise wehte  D SO
der NS} Zusammenarbeıt, welche zwıschen der Siedlung begann Amı Dor-On SeINe Erzählung ber die gegenseit1ge
Un den Nachbardörtern besteht, ıst, dalß, als der Kibbutz Hılfe un Mitarbeit zwıschen Jüdischen Farmern un jorda-
Kichererbsen beı sıch sate, dıe Araber be1 der Ernte halten nıschen Soldaten.
und einen Anteil davon erhielten. Eın anderes Beispiel: Die urch tracknendes Heu gerieten die FHelder VOIIN Moshav Nave
Kibbutzmitglieder pllanzten Melonen auf arabıschem Boden Yamın 1n der Nähe V far Saba, nıcht weıt Vo  $ der Jor-
a die Araber versorgten dıe Welder, brachten dıie Ernte e1in danıschen Grenze, dort, sıch eın Gebäude strahlend wel
un: gaben dem Kıbbutz einen eıl des Ertrages. VoO  — den umgebenden Orangenhainen abhob, in Brand Dieses
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14/15 Juden und Araber — Feinde? 
‚Nee, eine im israelischen Jerusalem auf englisch und hebräisch ersleinende 
Monatschrift für politische und soziale Probleme berichtet die folgenden 
Ereignisse, die wir auf deutsch wiedergeben: 

I Eine arabisch-jüdische Freundschafl ist möglich 

Von Colin Katz 

(Entnommen aus: ,Ner`, a.a.O. p. XIV sq.) 

Die Frage der arabisch-jüdischen Zusammenarbeit wird stän-
dig diskutiert. Nach einem Aufenthalt von sechs Monaten in 
einem Kibbutz, der im Herzen von Israel am dichtesten be-
völkerten arabischen Gebiet liegt, sah ich, daß nicht nur Zu-
sammenarbeit, sondern sogar Freundschaft zwischen Arabern 
und Juden durchaus möglich ist. 
Als ich bei der Endhaltestelle in Nazareth aus dem Haifaer 
Autobus stieg, näherte sich mir ein arabischer Motormechani-
ker. Er fragte mich in perfektem Englisch, ob ich den Autobus 
nadi diesem bestimmten Kibbutz suche. Ich nickte überrascht 
mit dem Kopf. Er zeigte mir, wo ich den Autobus nehmen 
müsse und half mir mit meinem Handkoffer. Dies war meine 
erste Erfahrung von der freundlichen Beziehung zwischen 
vielen Bewohnern dieses Gebietes und den jüdischen Mitglie-
dern des Kibbutzes, der in der Mitte liegt zwischen Nazareth, 
das allein eine arabische Bevölkerung von 30 000 Menschen 
hat, und Shefar'Am, einer anderen großen nichtjüdischen 
Stadt. 
Mangels Mitgliedern war der Meshek (Hof) gezwungen, 
Hilfskräfte von auswärts zu engagieren und diese angewor-
bene Hilfe besteht hauptsächlich aus Arabern. Die arabischen 
Lohnarbeiter sind nicht billiger als die jüdischen, da sie alle 
festgesetzte Histadrut-Löhne (Gewerkschaftslöhne) erhalten. 
Sie werden nach Arbeitsstunden bezahlt. 
Die Verbindung der Kibbutz-Mitglieder mit den Arabern geht 
auf die Zeit zurü& als der Kibbutz vor dreizehn Jahren ge-
gründet worden war. 
Einer der Araber arbeitet schon nicht weniger als zehn Jahre 
in der Siedlung, und obwohl er nicht dort wohnt, wird er wie 
ein Mitglied derselben behandelt. Viele andere angestellten 
Hilfskräfte arbeiten seit vielen Jahren in dem Kibbutz, und 
sie leisten der Siedlung sehr wesentliche Dienste. Der Tischler, 
zum Beispiel, ist ein Araber, und einer der Motoren-Mechani-
ker. Sie essen mit den Mitgliedern des Kibbutzes im Speise-
saal. Ich habe Obst und Baumwolle gepflüdd, Gräben gegra-
ben, Kornsäcke aufgeladen und in den Feldern gearbeitet mit 
vielen dieser arabischen Lohnarbeiter. Sie waren nicht nur 
tüchtige Arbeiter, sie waren auch sehr freundlich und sprachen 
fließend hebräisch — viele unter ihnen hatten die Sprache von 
den Kibbutzleuten gelernt. 
.,Die Kameraden arbeiten sehr schwer, und sie haben hier ein 
Wunder vollbracht. Es ist nur schade, daß wir nicht dasselbe 
erreichen konnten", sagte mir einer von ihnen. 
Die meiste Lohnarbeit wird in den wichtigsten Jahreszeiten 
zur Einbringung der Ernte und zum Obstpflücken ausgegeben. 
Es gibt arabische Gärtner und sogar arabische Wächter bei 
den Wasserpumpen. Alle diese Leute haben ihre Zuverlässig-
keit und Treue bewiesen. 
Eine besondere Gelegenheit hierzu bot sich einmal, als Diebe 
versuchten, einen Teil des Viehbestandes der Siedlung zu 
stehlen. Unter Lebensgefahr gelang es dem beduinischen 
Hirten, den bewaffneten Räubern zu entkommen, zu Pferd 
zum Kibbutz zu galoppieren und dort die Bewohner zu alar-
mieren. Die Diebe wurden erwischt. 
Die Kibbutzleute bieten den Arabern nicht nur gutbezahlte 
Arbeit, sondern sie helfen ihnen auch bei der Ernte und geben 
ihnen wertvollen Rat und konkrete Hilfe. Ein Beispiel von 
der engen Zusanunenarbeit, welche zwischen der Siedlung 
und den Nachbardörfern besteht, ist, daß, als der Kibbutz 
Kichererbsen bei sich säte, die Araber bei der Ernte halfen 
und einen Anteil davon erhielten. Ein anderes Beispiel: Die 
Kibbutzmitglieder pflanzten Melonen auf arabischem Boden 
an, die Araber versorgten die Felder, brachten die Ernte ein 
und gaben dem Kibbutz einen Teil des Ertrages. 

Die Siedlung hat auch verschiedene Vereinbarungen mit den 
Arabern in bezug auf die Benutzung ihres Wassers und ihrer 
Wiesen zum Grasen. Mitglieder des Kibbutz werden häufig 
zugezogen, um Fehden und Streitigkeiten unter den Stämmen 
beizulegen — die Dorfbewohner haben Vertrauen zu der 
Weisheit und Redlichkeit ihrer jüdischen Nachbarn. Es be-
steht auch eine freundschaftliche Beziehung zwischen den 
Kibbutzleuten und vielen Einwohnern von Nazareth — be-
sonders mit den Autobuschauffeuren,Taxi- und Restaurations-
besitzern und Ladeninhabern. Es ist mehr als einmal vor-
gekommen, daß ein Kaffeehausbesitzer sich weigerte, Zahlung 
für das, was ich gegessen hatte, anzunehmen. 
Dann gesdfah es einmal, daß ich spät nachts in Nazareth zum 
Ta.nz war, lange nachdem der letzte Autobus zur Siedlung 
abgegangen war, und ich hatte nicht genug Geld für ein Taxi. 
Ein Araber sah mich in der verlassenen Straße stehen und 
fragte mich, wohin ich ginge. Ich sagte es ihm, und daraufhin 
eilte er davon, die Straße entlang. Fünf Minuten später er-
schien er in einem Lastwagen. Er erklärte, daß dieser Last-
wagen seinem Freund gehöre und daß er mich zum Kibbutz 
fahren wolle. Als wir dort ankamen, wollte ich ihm bezahlen. 
„Behalten Sie bitte Ihr Geld", sagte er. „Ich wollte Ihnen 
damit einen Gefallen tun. Alle Mitglieder des Mesheks sind 
meine Freunde." Und damit fuhr er davon. 
Der arabische Polizeisergeant, mit dem ich einmal in Naza-
reth Kaffee trank, sagte: „Ich bin hier geboren, und ich habe 
während des Mandats bei der britischen Polizei gedient -- 
jetzt bin ich bei der israelischen Polizei. Ich habe einen ver-
antwortungsvollen Posten, man bringt mir Respekt entgegen 
und die Zukunft meiner Familie ist gesichert." 
Der Sergeant ist ein häufiger Besucher des Kibbutz, und wenn 
es zu irgendweldien Zwischenfällen kommt, wird er gerufen. 
Er steht bei den Mitgliedern in hohem Ansehen und sie ma-
chen keinen Unterschied zwischen ihm und seinem jüdischen 
Kollegen. 
Der Araber, mit dem ich einmal Zuckerrüben auflud, erzählte 
mir, daß er zur Armee ginge. Als ich ihn fragte, ob er ein 
Druse sei, antwortete er heftig: „Nein! Natürlich nicht!" Er 
sagte, er sei Mitglied eines muselmanisdien Stammes, der 
den Juden während des Befreiungskrieges treu geblieben war. 
Jetzt nimmt man Mitglieder dieses Stammes zur Ausbildung 
in der israelischen Armee auf. Er sagte mir, daß sein Bruder 
in der Grenzpolizei sei. 
„Ich hoffe, ich komme dort zu ihm", meinte er stolz. 
Ein Araber, der zusammen mit mir in einem Teich in der 
Nähe des Kibbutz fischte und genau so fließend hebräisch 
sprach wie ein Sabra (ein in Palästina Geborener), sagte: „Ich 
bin in Tiberias aufgewachsen, wo meine Familie seit vielen, 
vielen Jahren ansässig ist. Ich wurde in eine Familie von 
Fischern hineingeboren und wir haben immer im Tiberias-
See gefischt, aber nach dem Krieg 1948 hat die Regierung. 
alle Araber aus der Stadt entfernt (da dies wegen der Nähe 
der Grenze militärisches Sperrgebiet war. Anm. d. Red. d. 
Rundbriefs) und wir dürfen nicht mehr dort fischen. Ich ver-
diene jetzt nicht halb so viel wie früher." 
Es gibt noch andere in der gleichen Lage, und es ist nicht 
alles so unkompliziert, wie es scheinen mag, aber die Mit-
glieder dieses speziellen Kibbutz tragen ihr Teil dazu bei, 
den Arabern zu helfen, damit sie treue Mitbürger des Staates 
werden und nicht enttäuschte und unzufriedene Menschen. 

2 Kommt und helft! 
Ein Bericht über israelisch-jordanische Zusammenarbeit 

(Entnommen aus: ,Ner< [XII/9-16), Juli-August 1961. p. VIII sq.) 

„Es war ein heißer Tag, aber eine westliche Brise wehte." So 
begann Ami Dor-On seine Erzählung über die gegenseitige 
Hilfe und Mitarbeit zwischen jüdischen Farmern und jorda-
nischen Soldaten. 
Durch trodmendes Heu gerieten die Felder von Moshav Nave 
Yamin in der Nähe von Kfar Saba, nicht weit von der jor-
danischen Grenze, dort, wo sich ein Gebäude strahlend weiß 
von den umgebenden Orangenhainen abhob, in Brand. Dieses 
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Gebäude WarTr eıne jordanische Grenzstation, das Hauptquar- Denken Nje nıcht, daß dies eın vereinzeltes Beispiel ist Die-
t1er der milıtarıschen Nationalgarde. eım Anbhlick des keuers Jenıgen unlier uUNS, dıe nahe der Grenze wohnen, haben andere
kamen dıe Jordanier AuSs den Haınen heraus un draängten solche FYFaälle gesehen. In Jerusalem, ZU Beispiel, SIN! 1STae-
sıch näher ın diıe (irenze heran. Von der israelıschen NSeite lısche un! jordanısche Behörden übereingekommen, daß,

WECNN Krankheitsherde vVvVo  — Malarıa, Tollwut der anderenkamen ebentalls Leute angerannt, meılstens Farmer 403  - dem
nahen Nave Bınjamin, die autf den Feldern gearbeıtet hatten. Krankheiten ım Niemandsland zwıischen den ZweIi Seiten der
Unter ihnen War eın Araber, Khalı, der 1n der ähe der yeteilten Stadt entdeckt werden sollten, dıe Mannschaften des
Grenze lebte un! iın einem (Gemeinschaftsdorf als Lohnarbeiter Gesundheitsdienstes beider Seıiten zusammenarbeıten sollen.,
beschäftigt wıa  - Ihre Bemühungen, das Feuer einzudämmen, S1€E auszurotten. Araber, die sıch iıhrer jJüdıschen Arzte

vergeblich, und als dıe Feuerwehr 1ne halbe Stunde ınnern, wenden sich diese Hilfe und werden 1n einem
nach Ausbruch des Feuers der Brandstelle eintraf, hatte dringenden Notfall behandelt Und gibt noch andere KON-
sıch schon ber eın Feld VOo  $ 2 Morgen ausgebreitet. Die takte zwiıischen den Juden auf unserTrer Neıte Uun! den Arabern

auf der anderen, die hıer nıcht erwähnt Z werden brauchen.Feuerwehrleute begannen das Feuer VO Norden her I1ö-
schen, eın Feld Jag, Vo  — dem das Heu noch nıcht ra- Manche mögen denken, daiß WIr eın schlechtes Beispie] BC-
SCH WAAar. Von Osten her kam das Feuer naher und näher wahlt haben Die Araber hätten das Feuer nNUur gelöscht, weıl
dıe jordanıschen Orangenhaine heran, ber dıe Jordanier iıhr eigenes and bedrohte. ber 1E haben keine Gräaben

nıchts, bekämpfen.” auf ıhrer Seıte gegraben, S1Ee hahen sıch nıcht Jenseıts der
Khalı ergriff dıe Initiative. „Kommt Un helft!“ schrıe den Grenze versammelt Uun! gewartet, bıs der Brand hıs Z iıhnen
anderen „Aber ıst verboten, hinüberzugehen“, schrıe vorgedrungen WarT Wa schließlich nıcht einmal sicher Wa  _
eıner VOoO  w| ıhnen ZUrück. „Zium Teufel mıt den Verboten!” S16e sahen, daß hıer ıne gemeiınsame Gefahr WAarT, sich
brullte ıhnen „Bald werden auch Eure Felder klar, daß 1Il14an dıeser 1n gemeınsamem Bemühen entgegentre-
brennen!“ ahrend dies Vor sıch ging, kamen Te1 Lastwagen ten mußte un! aten, Was die Umstände er{orderten. DiIie
mıt Lin:ensoldaten der jordanischen Legıion ZUT (Gsrenze jJüdıschen Farmer hätten ın der gleichen Sıtuation N:
heran. Ihre Öffiziere übersahen dıe Sıtuation und nach 11N1- gehandelt. Wenn 1€s5 ıst, sollten dann dıe Regıe-
SCH ınuten erteıilten 616 eınen Befifehl. Die NSoldaten über- IUNSCH der ZzZweI Länder nıcht VvVon diıesem kleinen, ber be-
querten dıe Grenze Un: begannen das Feuer VO  —$ Osten her, In deutungsvollen und lehrreichen Vorfall lernen”? Schließlich
der Naäahe der Haine, löschen. sind WIT doch alle 1n der gleichen Lage, das, W aA5 für dıe eıne
Als 198938 noch versengte rde übrig WAäT, SCnhH dıe Ofhfziere NSeıite ıne ohltat ist, ist eıne ohltat für das BAanzZe Gebiet,
iıhre Leute auf israelıschem Gebiet Uun! überquer- ‚3397 WECNN ıne Seite leidet, hat das Gebiet darunter
ten dıe Grenze zurück nach Jordanien. Die Hochrufe der leiden. Muiß TSi Feuern, Erdbeben der Überschwem-
jüdıschen Dortbewohner Uun: Feuerwehrleute begleiteten s16e, INUNSECN kommen, damıt WITr Jernen, gemeınsam Wege der
als S1e zwischen den Orangenbäumen verschwanden. Zusammenarbeıt finden?
Dies hat sıch in den keldern Vvo  ] Nave Y amın, zwıschen dem Und W NI WITr das Flüchtlingsproblem denken ist
jüdıschen Kfar Sabe un: dem arabischen Kalkılya zugefiragen. nıcht eigentliıch W1€ 1NnN€e Naturkatastrophe? Hunderttausende
Es INaS e1n Schock für dıe se1n, die bDber den unausrottbaren Menschenwesen darunter alte Leute, Frauen und Kinder,
Haß der Araber Jenseıts der Grenze uns sprechen, UnN: siınd CZWUNESCH worden, ıhr He  1 verlassen unı sıch In

wirft eın scharftes icht auf das Iragische und Groteske der Notquartiere begeben, sıch nıederzulassen, S1e heute
Sıtuation, 1n der WIr leben. „Kommt un!: helft!“ ru eiInNn noch, nach 153 Jahren, uUunfer erschreckenden Bedingungen le-
israelischer Araber selınen Brüdern jJenseıts der (Girenze ben Ist das nıcht 1Ne gemeinsame Gefahr sowohl! für Israel
„ Wır dürfen nıcht”, antworten s1€, als ob S1€ wollten: als auch tur dıe arabıschen Staaten”? Ist nıcht die eıit gekom-
„Wıiır wollen Euch schon helfen, ber INa  $ äßt u115 nıcht" INCH, daß verständıge Führer auf beıden Seiten sıch erheben

Un ausrufen: „‚Kommt und helft! Zum Teufel mıt den Ver-Dann kommen dıe Legionäre, nıcht das Oörtliche Mili;:tär
zurechtzuwelsen, weıl dies verstehen gyab, bereıt boten! alßt uns vollstandıgem Zusammenarbeiten, ZU!
wäare, dem „Feind” helfen, sondern selhst die Grenze Überwindung politischer un: militärıischer Erwägungen kom-

überschreıiten un das Feuer löschen. 1E dıes auf mMEN, damıt WIrTr eiıner Lösung des Flüchtlingsproblems kom-
Anordnung VO  — höheren Stellen der nıcht, ist _ INCN, das u11l eıl der Welt un die N Welt be-
wesentlich. droht

Kindliche Frage*
Aus weıil] du weinen darfst Stimme ZUF jüdischen Passıon“ von alter aas.
Der Vier-Groschen-Bogen. Foige Dülmen, W 9 Oktober

{} bittest Kın Kind weinft, wenn der Henker Vielleicht mochte er
art 14A7 jetzt weil einsam wieder einmal wenn DUr Öönnte
weıinen, Mutter? verloren wıieder einma|l

im en sSte Türe klopit weinen,
Weıine, mein Kind. wIıe amals,
reihnel ist 3r Weine, meln Kınd, E weiınt nıe] als noch
7111 Weinen ist dein KRecht, mehr, ein Uunschu:  iges

denn in seinemgegeben, Ja deine
denn d  e bist 1 eru wie du.
dem ode enn der verlern
zugedacht enker ist das Weinen, SO mußt du

ist dein nahe seine eele für
Kindesrecht, in deinem 1s1 er dem mit weinen,
rAN weinen weint ina In Morden denn du bıst

besten, VAN eın gesegzgnet,
weil duyeworden
weinen
dar{ist

Sn Nach eıner Zeugenaussage ım Eichmannprozeß: Eın disches Kınd war mit seiıner Mutter ın Polen monatelang versteckt und durfte keinen Aur VO: sıch
geben Furcht VOTFr der Entdeckung. Seine Frage, A1s die SS die beiden fand arf jetzt weıinen?
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Gebäude war eine jordanische Grenzstation, das Hauptquar-
tier der militärischen Nationalgarde. Beim Anblick des Feuers 
kamen die Jordanier aus den Hainen heraus und drängten 
sich näher an die Grenze heran. Von der israelischen Seite 
kamen ebenfalls Leute angerannt, meistens Farmer von dem 
nahen Nave Binjamin, die auf den Feldern gearbeitet hatten. 
Unter ihnen war ein Araber, Khali, der in der Nähe der 
Grenze lebte und in einem Gemeinschaftsdorf als Lohnarbeiter 
beschäftigt war. Ihre Bemühungen, das Feuer einzudämmen, 
waren vergeblich, und als die Feuerwehr eine halbe Stunde 
nach Ausbruch des Feuers an der Brandstelle eintraf, hatte es 
sich schon über ein Feld von 25 Morgen ausgebreitet. Die 
Feuerwehrleute begannen das Feuer vom Norden her zu lö-
schen, wo ein Feld lag, von dem das Heu noch nicht weggetra-
gen war. Von Osten her kam das Feuer näher und näher an 
die jordanischen Orangenhaine heran, aber die Jordanier 
taten nichts, um es zu bekämpfen." 
Khali ergriff die Initiative. „Kommt und helft!" schrie er den 
anderen zu. „Aber es ist verboten, hinüberzugehen", schrie 
einer von ihnen zurück. „Zum Teufel mit den Verboten!" 
brüllte er ihnen zu. „Bald genug werden auch Eure Felder 
brennen!" Während dies vor sich ging, kamen drei Lastwagen 
mit Liniensoldaten der jordanischen Legion zur Grenze 
heran. Ihre Offiziere übersahen die Situation und nach eini-
gen Minuten erteilten sie einen Befehl. Die Soldaten über-
querten die Grenze und begannen das Feuer von Osten her, in 
der Nähe der Haine, zu löschen. 
Als nur noch versengte Erde übrig war, zogen die Offiziere 
ihre Leute auf israelischem Gebiet zusammen und überquer-
ten die Grenze zurück nach Jordanien. Die Hochrufe der 
jüdischen Dorfbewohner und Feuerwehrleute begleiteten sie, 
als sie zwischen den Orangenbäumen verschwanden. 
Dies hat sich in den Feldern von Nave Yamin, zwischen dem 
jüdischen Kfar Sabe und dem arabischen Kalkilya zugetragen. 
Es mag ein Schock für die sein, die über den unausrottbaren 
Haß der Araber jenseits der Grenze gegen uns sprechen, und 
es wirft ein scharfes Licht auf das Tragische und Groteske der 
Situation, in der wir leben. „Kommt und helft!" ruft ein 
israelischer Araber seinen Brüdern jenseits der Grenze zu. 
„Wir dürfen nicht", antworten sie, als ob sie sagen wollten: 
„Wir wollen Euch schon helfen, aber man läßt uns nicht" 
Dann kommen die Legionäre, nicht um das örtliche Militär 
zurechtzuweisen, weil dies zu verstehen gab, daß es bereit 
wäre, dem „Feind" zu helfen, sondern um selbst die Grenze 
zu überschreiten und das Feuer zu löschen. Ob sie dies auf 
Anordnung von höheren Stellen taten oder nicht, ist un-
wesentlich. 

Denken Sie nicht, daß dies ein vereinzeltes Beispiel ist. Die-
jenigen unter uns, die nahe der Grenze wohnen, haben andere 
solche Fälle gesehen. In Jerusalem, zum Beispiel, sind israe-
lische und jordanische Behörden übereingekommen, daß, 
wenn Krankheitsherde von Malaria, Tollwut oder anderen 
Krankheiten im Niemandsland zwischen den zwei Seiten der 
geteilten Stadt entdeckt werden sollten, die Mannschaften des 
Gesundheitsdienstes beider Seiten zusammenarbeiten sollen, 
um sie auszurotten. Araber, die sich ihrer jüdischen Ärzte er-
innern, wenden sich an diese um Hilfe und werden in einem 
dringenden Notfall behandelt. Und es gibt noch andere Kon-
takte zwischen den Juden auf unserer Seite und den Arabern 
auf der anderen, die hier nicht erwähnt zu werden brauchen. 
Manche mögen denken, daß wir ein schlechtes Beispiel ge-
wählt haben: Die Araber hätten das Feuer nur gelöscht, weil 
es ihr eigenes Land bedrohte. Aber sie haben keine Gräben 
auf ihrer Seite gegraben, sie haben sich nicht jenseits siler 
Grenze versammelt und gewartet, bis der Brand bis zu ihnen 
vorgedrungen war — was schließlich nicht einmal sicher war. 
Sie sahen, daß hier eine gemeinsame Gefahr war, waren sich 
klar, daß man dieser in gemeinsamem Bemühen entgegentre-
ten mußte und taten, was die Umstände erforderten. Die 
jüdischen Farmer hätten in der gleichen Situation genau so 
gehandelt. Wenn dies so ist, warum sollten dann die Regie-
rungen der zwei Länder nicht von diesem kleinen, aber be-
deutungsvollen und lehrreichen Vorfall lernen? Schließlich 
sind wir doch alle in der gleichen Lage, das, was für die eine 
Seite eine Wohltat ist, ist eine Wohltat für das ganze Gebiet, 
und wenn eine Seite leidet, hat das ganze Gebiet darunter zu 
leiden. Muß es erst zu Feuern, Erdbeben oder Überschwem-
mungen kommen, damit wir lernen, gemeinsam Wege der 
Zusammenarbeit zu finden? 
Und wenn wir an das Flüchtlingsproblem denken — ist es 
nicht eigentlich wie eine Naturkatastrophe? Hunderttausende 
Merischenwesen — darunter alte Leute, Frauen und Kinder, 
sind gezwungen worden, ihr Heim zu verlassen und sich in 
Notquartiere zu begeben, sich niederzulassen, wo sie heute 
noch, nach 13 Jahren, unter erschreckenden Bedingungen le-
ben. Ist das nicht eine gemeinsame Gefahr sowohl für Israel 
als auch für die arabischen Staaten? Ist nicht die Zeit gekom-
men, daß verständige Führer auf beiden Seiten sich erheben 
und ausrufen: „Kommt und helft! Zum Teufel mit den Ver-
boten! Laßt uns zu vollständigem Zusammenarbeiten, zur 
Überwindung politischer und militärischer Erwägungen kom-
men, damit wir zu einer Lösung des Flüchtlingsproblems kom-
men, das unseren Teil der Welt und die ganze Welt be-
droht... 

Kindliche Frage* 
Aus „... weil du weinen darfst ... Stimme zur jüdischen Passion" von Walter Maas. 
Der Vier-Groschen-Bogen. Folge 10 (Dülmen, W., Oktober 1962). 

Du bittest: 	 Ein Kind weint, 
Darf man jetzt 	weil es einsam 
weinen, Mutter? 	verloren 

im Leben steht. 
Weine, mein Kind. 
Freiheit ist dir 	Weine, mein Kind, 
zum Weinen 	 es ist dein Recht, 
gegeben, 	 ja deine 
denn du bist 	 Pflicht, 
dem Tode 	 denn der 
zugedacht ... 	 Henker ist 
Es ist dein 	 nahe — 
Kindesrecht, 	 und in deinem Volke 
zu weinen 	 weint man am 

besten,  

wenn der Henker 
wieder einmal 
an die 
Türe klopft ... 

E r weint nicht 
mehr, 
denn in seinem 
Beruf 
verlernt man 
das Weinen, 
seine Seele 
ist über dem 
Morden 
zu Stein 
geworden 

Vielleicht möchte er 
— wenn er nur könnte —
wieder einmal 
weinen, 
wie damals, 
als er noch 
ein unschuldiges 
Kind war — 
wie du. 

So mußt du 
für ihn 
mit weinen, 
denn du bist 
gesegnet, 
weil du 
weinen 
darfst ... 

Nach einer Zeugenaussage im Eichmannprozeß: Ein jüdisches Kind war mit seiner Mutter in Polen monatelang versteckt und durfte keinen Laut von sich 
geben aus Furcht vor der Entdeckung. Seine erste Frage, als die SS die beiden fand: Darf man jetzt weinen? 
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